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Einladung Stadt Erlangen
Sozialbeirat, Sozial- und Gesundheitsausschuss
2. Sitzung * Dienstag, 04.02.2014 e« 16:00 Uhr * Ratssaal, Rathaus
Offentliche Tagesordnung - 16:00 Uhr Inhaltsverzeichnis

siehe letzte Seite(n)

1. Mundliche Vorstellung des Projekts
"Wabene - Begegnungen im Zentrum"
durch Frau Brigitte Gareis, Leiterin von Wabene

2. Mitteilungen zur Kenntnis
2.1 Aktueller Sachstand zur Unterbringung von Asylbewerbern
(mindlich)
2.2. Auszeichnung fur das Projekt "Wohnen fur Hilfe" 503/008/2014
2.3. Vergabe von Belegrechtswohnungen im Jahr 2013 503/009/2014
2.4. Weitergeltung des OPNV Sozialrabatts im Jahr 2014 50/143/2014
3. Umsetzung Strategie Entwicklung von neuem Wohnungsbau 611/216/2013
in Erlangen

hier auch: SPD-Fraktionsantrage 101/2013, 198/2013

4, Antrag zum Haushalt 2014 - Arbeitsprogramme, V1/036/2013
Fraktionsantrag Grine Liste Nr. 205/2013

5. Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA 50/141/2014
zum SGB Il Vollzug in Erlangen

6. Praxis bei Eingliederungsvereinbarungen mit SGB || Empfangern 50/148/2014
zum Fraktionsantrag Erlanger Linke Nr. 007/2013 vom 14.01.2013

7. Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center 11/269/2013/1
und Mal3nahmetréager

8. Jahresbilanz 2013 der Bildungs- und Teilhabeleistungen 50/147/2014
in der Stadt Erlangen
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10.

11.

12.

13.

EinfUhrung eines Erlangen Passes zur Forderung der Teilhabe
von Menschen in Armut
hier: zum SPD-Fraktionsantrag Nr. 178/2013 vom 21.10.2013

Sachstandsbericht Erlanger Kulturtafel;
Antrag-Nr. 011/2014 vom 21.01.2014 von StRin Grille
und StR Jarosch

Wirdigung der Arbeit pflegender Angehdriger
hier: zum Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des
Stadtrates der Stadt Erlangen vom 12.12.2013

Sozialcharta in Bayern

Anfragen

Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 28. Januar 2014

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Siegfried Balleis
Oberbirgermeister

50/146/2014

IV/049/2014

50/144/2014

50/142/2014

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgriinden auf den néchsten Termin verschoben werden

missen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen.

Die Sitzungsunterlagen kdnnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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O 2.2

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/503/HR0O09 T. 2870 Herr Robert Hatzold 503/008/2014

Auszeichnung fur das Projekt "Wohnen fur Hilfe"
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Kenntnisnahme
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

II. Sachbericht
Der Stifterverband fur die Deutsche Wissenschaft hat dem deutschlandweiten Projekt ,Wohnen fur
Hilfe* die Hochschulperle des Monats Dezember verliehen. Damit werden monatlich innovative,
beispielhafte Projekte gewdrdigt, die an einer Hochschule realisiert werden. Auch die Stadt Erlan-
gen vermittelt mit Erfolg diese Wohngemeinschaften, bei denen Studierende Senioren oder Fami-
lien im Haushalt helfen und daflr gtinstiger wohnen. Seit Beginn des Projekts vor gut zwei Jahren
konnte die stadtische Abteilung Wohnungswesen, dort ist ,Wohnen fir Hilfe* angesiedelt, 72
Wohnpartnerschaften in und um Erlangen vermitteln. Die Nachfrage von Seiten der Studenten ist
weiterhin sehr hoch; so haben sich im Jahr 2013 146 Personen firr das Projekt beworben.

Anlagen:

. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 2.3

Il.
V.

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/503-1/HRO09 T. 2870 Herr Robert Hatzold 503/009/2014

Vergabe von Belegrechtswohnungen im Jahr 2013
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Kenntnisnahme
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Die Stadt Erlangen hat 2010 mit der GEWOBAU einen Vertrag Uber den Ankauf von Belegungs-
rechten an 598 frei finanzierten Wohnungen geschlossen mit dem Ziel, diese Wohnungen an SGB
[I/SGB XlI-Beziehern sowie Personen mit geringem Einkommen (nach Art. 4 Abs. 1 BayWoBindG)
zu vermitteln. Die (subventionierte) Mieth6he betragt 4,95 Euro/gm (Kaltmiete).

Rickblick:

Im Jahr 2013 wurden der stadtischen Wohnungsvermittlung (SG 503-1) insgesamt 127 neue Be-
leg-rechts-Wohnungen zur Vermittlung gemeldet. Insgesamt konnte die Stadt Erlangen bis
31.12.2013 545 Wohnungen von den vereinbarten 598 Wohnungen belegen (Jahr 2010: 169,
Jahr 2011: 123, Jahr 2012; 126). Die noch offenen 53 Wohnungen sollten bis Mitte des Jahres
belegt werden. Die frei gemeldeten Wohnungen wurden in erster Linie an Wohnungssuchende
vergeben, die entweder voll oder erganzend Transferleistungen erhalten.

Wohnungsbedarf:

Besonders werden kleine (1-2 Zimmer bis 50 gm) und grof3e Wohnungen (4 Zimmer und grof3er)
zur Vermittlung bendtigt. In Zahlen ausgedriickt: Von ca. 1.200 Wohnungsantragen im letzten Jahr
beziehen sich mehr als 47 % auf kleinere Wohnungen bis 50 gm und ca. 15 % der Antrage sind
auf die Vermittlung von Vier-Zimmer-Wohnungen oder auch mehr gerichtet.

Fazit:

Die GEWOBAU hat die vorgesehene Anzahl an zu meldenden Wohnungen im Jahr 2013 trotz aller
Anstrengungen und Bemihungen noch nicht ganz erfillt. Dies hat mehrere Griinde. Zum einen
liegt dies an der Lage des Wohnungsmarktes, die GEWOBAU kann Wohnungen nur bei Freiwer-
den melden. Der Ankauf der Belegrechtswohnungen kann inzwischen die in den letzten Jahren
steigende Nachfrage und den Wegfall von bisherigen Sozialwohnungen (Bindungsablauf) nicht
mehr kompensieren. Zu-dem hat die GEWOBAU Wohnungen zuriickgehalten, die wegen anste-
henden Sanierungen als Ausweich/Ersatzwohnungen bendtigt werden. Die Abteilung Wohnungs-
wesen steht mit der GEWOBAU in gutem, standigem Kontakt/Austausch, um die Gesamtzahl von
598 Wohnungen sehr zeitnah zur Belegung zu erhalten. Dies sollte noch im ersten Halbjahr 2014
madglich sein, damit ware auch die vertragliche Verpflichtung erfuillt.

Anlagen: 1. Grafiken zu Antragsteller und Freigemeldete Wohnungen

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
Zum Vorgang
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O 2.4

V.

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Herr Otto Vierheilig 50/143/2014

Weitergeltung des OPNV Sozialrabatts im Jahr 2014
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Kenntnisnahme
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen
Amt 50, EStW

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Zum 01.01.2013 wurde in Erlangen fur Empféanger von Grundsicherung fur Arbeitsuchende und
von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung eine OPNV- ErmaRigung im Erlanger
Busverkehr fur vier Zeitkarten (Monatsticket, 3-Monats-Ticket, 6-Monats-Ticket, Jahresticket) ein-
gefihrt, die aus Mitteln des Sozialamts finanziert wird. Im Oktober 2013 beschloss der SGA dar-
uber hinaus, dass diese OPNV- ErméaRigungen ab 2014 auch fiir Bezieher von Leistungen nach
dem dritten Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) und Bezieher nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz gelten sollen.

Am 10.12.2013 teilten die EStW mit, dass fur die betroffenen Ticketarten zum 01.01.2014 Preiser-
héhungen zwischen 1,50 € und 1,70 € pro Monat in Kraft treten werden. Da die Verkaufssysteme
der EStW noch in der gleichen Woche an die neuen Tarife angepasst werden missten, sei eine
schnelle Entscheidung der Stadt notwendig, ob diese Tarifanhebungen 2014 ganz oder teilweise
auch auf die ermafigten Tarife aufgeschlagen werden sollen.

Mit Eilverfigung des Oberbirgermeisters vom 11.12.2013 wurde entschieden, dass die zum
01.01.2014 in Kraft tretenden Tarifanhebungen fur diese ermagigten Sozialtickets im vollen Um-
fang durch entsprechend héhere stadtische Zuschiisse aufgefangen werden sollen. Die Eilverfi-
gung des Oberblrgermeisters vom 11.12.2013 wird in der Anlage zur Kenntnis gegeben.

Anlagen: 1. Eilverfigung des Oberblrgermeisters vom 11.12.2013

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
Zum Vorgang
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O 2.4

Referat / Amt: Bearbeitet von: Tel.Nr: Datum:
V/50 Herrn Vierheilig 86-2249 11.12.2013

Finanzielle Konsequenzen
Ca. 5.000 € im gesamten Jahr, Haushaltsmittel vorhanden

Eilverfligung des Oberblirgermeisters gemaB Art. 37 Abs. 3 Satz 1
der Gemeindeordnung (GO)

Mit Stadtratsbeschluss vom 26.04.2012 wurde mit Wirkung vom 01.01.2013 fir Empféanger
von SGB Il und SGB XII Leistungen (viertes Kapitel) fiir bestimmte OPNV Tickets eine Er-
maBigung eingeflihrt, die aus Mitteln des Sozialamts finanziert wird.

Am 10.12.2013 teilten die ESTW mit, dass fiir die betroffenen Ticketarten zum 01.01.2014
eine Preiserh6hung zwischen 1,50 € und 1,70 € pro Monat in Kraft treten wird. Da die Ver-
kaufssysteme der ESTW noch in der gleichen Woche an die neuen Tarife angepasst werden
mussen, ist eine schnelle Entscheidung der Stadt notwendig, ob die Tariferhéhungen far die
Inhaber dieser ,Sozialtickets® liber den stadtischen Zuschuss aufgefangen werden oder ob
in 2014 auch die ermaBigten ,Sozialtickets“ im Preis angehoben werden mussen.

Die nachste Sitzung des SGA kann fir diese Entscheidung nicht abgewartet werden, da sie
erst am 04.02.2014 stattfindet.

Entscheidungsvorschlag der Verwaltung:

Die zum 01.01.2014 in Kraft tretenden Tarifanhebungen fiir ,,Sozialtickets“ werden in
vollem Umfang durch entsprechend héhere stadtische Zuschiisse aufgefangen, so-
dass sich die Verkaufspreise fir ,,Sozialtickets” im kommenden Jahr nicht @ndern.

Begrindung:

Das neue Angebot der ,Sozialtickets” (Jahres-Abo, 6-Monats-Abo, 3-Monats-Abo, 1-
Monats-Abo) wurde im Jahr 2013 in deutlich geringerem Umfang in Anspruch genommen als
erwartet (nur ca. 25% der urspriinglich erwarteten Nutzerzahl). Darlber hinaus wurde im
SGA am 01.10.2013 bereits beschlossen, dass ab 2014 nicht nur die Empféanger von Grund-
sicherung fir Arbeitsuchende und von Grundsicherung im Alter, sondern auch Bezieher von
Leistungen nach dem dritten Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) und Bezieher nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz in den Genuss dieses Sozialrabattes kommen sollen.
Trotzdem wird auch im kommenden Jahr der Umfang der Inanspruchnahme weit unterhalb
der kalkulierten Zahlen liegen. Die erforderlichen Haushaltsmittel, um die Tarifanhebung der
ESTW durch einen erhéhten stadtischen Zuschuss fur die Nutzer des ,Sozialtickets“ aufzu-
fangen, sind daflir vorhanden und brauchen nicht erhéht werden.

Der Oberblrgermeister: Referat:

Die antragstellende Dienststelle hat sich bereits um die Beteiligung der Fraktionen mit fol-
gendem Ergebnis bemiht:

Alle Fraktionsvorsitzenden haben telefonisch Zustimmung erklart

Kopie als Mitteilung zur Kenntnis in der nachsten Sitzung des SGA am 04.02.2014
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
VI/61 Amt f. Stadtentwicklung u. Stadtplanung  611/216/2013

Umsetzung Strategie Entwicklung von neuem Wohnungsbau in Erlangen hier auch:
SPD-Fraktionsantrage 101/2013, 198/2013

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- "

schuss / Werkausschuss EB77 12.11.2013 O Gutachten vertagt

Sozialbeirat 12.11.2013 O Empfehlung vertagt

Sozial- und Gesundheitsausschuss 12.11.2013 O Gutachten vertagt

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- " -

schuss / Werkausschuss EB77 03.12.2013 O Gutachten angenommen mit Anderungen

Sozialbeirat 04.02.2014 O Empfehlung

Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Gutachten

Stadtrat 27.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

23, 50
Bisherige Behandlung in den Gre- | Gremium | Termin OIN Vorlagen- | Abstimmung
mien art
Wohnungsbericht 2012 SGA 05.03.2013 0] MzK Kenntnisnahme

UVPA 16.04.2013 0] MzK Kenntnisnahme

Strategie zur Entwicklung von UVPA 16.04.2013 ) Beschluss | Ja 14, Nein O
neuem Wohnungsbau in Erlangen

I. Antrag
1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Bei der zukinftigen Ausweisung von neuen Wohngebieten soll ein Anteil von 25 % der neu
zu schaffenden Wohnbauflache fiir den geférderten Wohnungsbau gesichert werden. Die
Verwaltung wird beauftragt, hierzu eine Beschlussvorlage zu erarbeiten.

3. Das Referat fiir Planen und Bauen soll in Zukunft in den Gremien der stadtischen Woh-
nungsbaugesellschaft GEWOBAU eingebunden werden.

4. Die SPD-Fraktionsantrdge 101/2013 und 198/2013 sind damit bearbeitet.

II. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Neue Wohnungen schaffen

In Erlangen sollen neue Wohnungen entstehen.

Weiten Kreisen der Bevolkerung soll es erméglicht werden, bezahlbaren Wohnraum in Erlan-
gen anzumieten, bzw. als Wohnungseigentiimer selbst zu nutzen.

Anteil des geforderten Wohnungsbaus erhéhen

Geforderter Mietwohnungsbau kann heute nur noch im Rahmen der einkommensorientierten
Forderung (EOF) entstehen. Daneben gibt es auch Férderprogramme fir selbstgenutztes
Wohneigentum.
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Bei EOF handelt es sich um eine staatliche Forderung des Freistaats Bayern. Die Ansprech-
partner sind auf Férdergeberseite die Regierung von Mittelfranken und auf stadtischer Seite
das Amt fir Soziales, Arbeit und Wohnen und das Liegenschaftsamt.

Fur EOF-geférderte Wohnungen sind Einkommensgrenzen fir den Bezug der Wohnung vor-
gegeben.

Der Mieter einer EOF-gefdrderten Wohnung erhalt zudem einen Mietzuschuss (EOF). Die Ho-
he des Zuschusses richtet sich nach dem Einkommen des Mieters.

Fir die Belegung von EOF-geforderten Mietwohnungen und die Auszahlung der EOF ist das
Amt fir Soziales, Arbeit und Wohnen zusténdig.

In Erlangen gibt es aktuell noch rund 3.200 klassische Sozialwohnungen und 300 EOF-
geforderte Mietwohnungen.

Die Nachfrage nach geférderten Mietwohnungen Ubersteigt das Angebot bei Weitem. So sind
etwa 1.200 berechtigte Haushalte als wohnungssuchend vorgemerkt.

Die Verwaltung strebt deshalb an, die Zahl der geférderten Mietwohnungen zu erhéhen.

Zusammenarbeit GEWOBAU und Stadtverwaltung stéarken

Die stadtische Wohnungsbaugesellschaft GEWOBAU verfligt als stadtische Tochter Uber einen
Bestand von ca. 8.000 Mietwohnungen und ist somit gré3ter und wichtigster Akteur auf dem
Erlanger Mietwohnungsmarkt. Ca. 90 % der klassischen Sozialwohnungen befinden sich im
Eigentum der GEWOBAU. AuRerdem hat die GEWOBAU den grofdten Bestand an EOF-
gefdrderten Mietwohnungen.

Aktuell ist die GEWOBAU mit der Stadtverwaltung im Gespréach, um Nachverdichtungsmaog-
lichkeiten auf Grundstiicken der GEWOBAU abzuklaren.

Ein regelmaliger Austausch zwischen der Bauverwaltung und GEWOBAU ist jedoch nicht
etabliert.

Um das gesamtstadtische Ziel zu erreichen, die Zahl der bezahlbaren Mietwohnungen zu er-
hohen, ist ein friihzeitig abgestimmtes Zusammenspiel zwischen der Bauverwaltung und der
GEWOBAU erforderlich.

Anteil der barrierefreien Wohnungen erhdhen

Die bayerische Bauordnung regelt allgemein, dass eine bestimmte Anzahl von Wohnungen bei
Neubauvorhaben barrierefrei sein muss.

Die Verwaltung strebt dartiber hinaus an, den Anteil barrierefreier Wohnungen im Stadtgebiet
zu erhéhen.

Dies zeigt Erfolge. So hat sich zum Beispiel der Investor des Geschosswohnungsbaus im Bau-
gebiet 410 verpflichtet, 100 % der neuen Wohnungen barrierefrei zu errichten.

Erlduterung der Rolle der Stadt bei der Entwicklung von neuen Wohnungen

Stadt als Trager der Bauleitplanung

Aufgrund der Planungshoheit liegt die planungsrechtliche Ausweisung von neuen Wohngebie-
ten in den Handen der Stadt.

Bei Bauleitplanverfahren werden die Offentlichkeit, die relevanten stadtischen Amter (z. B.
auch Sozialamt und Jugendamt), die Trager offentlicher Belange und die Behérden entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben beteiligt. Den beteiligten Amtern obliegt es, bei Bedarf die
fur sie relevanten Beiréte Uber das Bauleitplanverfahren zu informieren.

Die mitgeteilten Belange der Burger und Behtrden werden bewertet und einer Abwagung zu-
gefuhrt. Das Ergebnis der Abwagung wird dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

Es ist somit gesichert, dass alle wichtigen Informationen im Rahmen des Bauleitplanverfahrens
weitergegeben und behandelt werden.

Stadt als Baugenehmigungsbehérde

Die Stadt ist als Bauordnungsbehdrde zustandig fur die Genehmigung von Bauantragen zur
Errichtung von neuen Wohnungen. Im Rahmen eines Bauantrags pruft die Verwaltung die pla-
nungsrechtliche und baurechtliche Zulassigkeit der Vorhaben.

Die Stadtverwaltung unterstitzt seit jeher Vorhaben zur Nachverdichtung im Bestand im Rah-
men der Moglichkeiten des Bauplanungs- und Bauordnungsrechts. Viele neue Wohnungen
sind auf diese Weise in den letzten Jahren in Erlangen entstanden.
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Im Gesprach mit Bauherren kann die Stadt auf nicht ausgeschopfte Mdglichkeiten der Nach-
verdichtung hinweisen. Die Entscheidung dartiber liegt aber letztendlich beim Antragsteller. Die
Erfahrungen zeigen jedoch, dass die meisten Bauherren eine volle Ausnutzung ihrer Grund-
stucke anstreben.

Stadt als Trager stadtebaulicher EntwicklungsmafRnahmen
Die Stadt entwickelt selbst erfolgreich neue Wohnbaugrundsticke im Rahmen der stadtebauli-
chen Entwicklungsmafnahme ,Erlangen-West 11

Stadt unterstitzt die Aktivierung von Bauliicken

Um vorhandene Potentiale aufzuzeigen, fuhrt die Stadt ein offentliches Baulandkataster Woh-
nen. Das Baulandkataster zeigt die Bauliicken im Stadtgebiet.

Darlber hinaus geht die Verwaltung regelmafig auf die Grundstiickseigentimer von Baulu-
cken zu, um diese von einer Bebauung oder Marktzufiihrung ihrer Grundsticke zu Uberzeu-
gen.

Stadt als Fordergeber

Die Stadt verfugt selbst ber ein Foérderprogramm, das den Erwerb von Familieneigenheimen
und Eigentumswohnungen fir kinderreiche Familien bezuschusst (siehe Beschlussvorlage
232/035/2013).

Stadt unterstiitzt neue Marktteilnehmer

Die Stadt versucht, neue Marktteilnehmer in Erlangen zu etablieren. So ist im Baugebiet 411
geplant, Wohnbauflachen fur Geschosswohnungsbau und Reihenhausbau an Baugruppen zu
veraufiern.

Stadt als Entwickler (Projektentwicklungsteam)

Die Stadt gibt mit PET Hilfestellung und Unterstiitzung bei der Entwicklung von Grundstiicken
der Stadt, ihrer Tochter und von Privat. Sie fuhrt Gruppen zusammen, um Wohnbauflachen auf
den Markt zu bringen und die Umsetzung zu beschleunigen.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

- Eine Quote von 25 % fur geforderten Wohnungsbau soll eingefiihrt werden.

- Das Zusammenspiel zwischen GEWOBAU und Stadtverwaltung soll verbessert werden.
- Die EntwicklungsmaRRnahme ,Erlangen-West II* soll zligig umgesetzt werden.

- Auf eine SchlieBung von Baulticken soll hingewirkt werden.

- In der Bauberatung sollen weiterhin die Potentiale des jeweiligen Baugrundstiicks aufge-
zeigt werden.

- Der Anteil der barrierefreien Wohnungen soll erhéht werden.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

- Die Verwaltung soll eine Beschlussvorlage zur Einfilhrung einer Quote von 25 % fur gefor-
derten Wohnungsbau erarbeiten.

- Das Referat fiir Planen und Bauen soll in Zukunft in den Gremien der stadtischen Woh-
nungsbaugesellschaft GEWOBAU eingebunden werden.

- Im Rahmen der stadtebaulichen Entwicklungsmanahme ,Erlangen-West I1* plant die Ver-
waltung, den Grunderwerb fir das n&chste Baugebiet 411 im Jahr 2013 abzuschlieRen.
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Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans 411 und der Beginn der ErschlieBung des
Baugebiets sind fur Anfang des Jahres 2014 geplant.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans fir das nachste Baugebiet soll noch im Jahr 2014
begonnen werden.

- Die Verwaltung soll die Eigenttiimer von Baullicken weiterhin regelmafig anschreiben, um
sie von einer Bebauung oder Marktzufiihrung ihrer Grundstiicke zu Uberzeugen.

- Die etablierte Bauberatung der Verwaltung soll fortgesetzt werden.

- Die Verwaltung soll weiter darauf hinwirken, dass sich der Anteil der barrierefreien Woh-
nungen im Stadtgebiet erhoht.

- Eine Mittelanmeldung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden aktuell nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.

bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden

Anlagen: 1. SPD-Fraktionsantrag 101/2013
2. SPD-Fraktionsantrag 198/2013

Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
12.11.2013

Protokollvermerk:
Herr Stadtrat Thaler stellt den Antrag, die Vorlage als ,Einbringung“ zu behandeln und das Gut-
achten in der nachsten Sitzung des UVPA's (am 03. Dezember 2013) zu fassen.

Der Antrag wird mit 14 : 0 Stimmen angenommen.

gez. Dr. Balleis gez. Weber
Vorsitzender Berichterstatter
11/132
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Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 12.11.2013

Protokollvermerk:

Auf Antrag der FDP / SPD Fraktion wird die Begutachtung vertagt. Das Referat fur Planen und
Bauen, VI, soll in der Beschlussvorlage konkrete Zahlen vorlegen, unter anderem in Bezug auf den
Anteil von 25 % fir geférderten Wohnungsbau.

Das Referat fur Planen und Bauen soll zudem fir die ndchste SGA Sitzung einen Ansprechpartner
der GewoBau als beteiligte Stelle mit einladen.

gez. Dr. Preufl3 gez. Werner
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 12.11.2013

Protokollvermerk:

Auf Antrag der FDP / SPD Fraktion wird die Begutachtung vertagt. Das Referat fur Planen und
Bauen, VI, soll in der Beschlussvorlage konkrete Zahlen vorlegen, unter anderem in Bezug auf den
Anteil von 25 % fir geférderten Wohnungsbau.

Das Referat fur Planen und Bauen soll zudem fir die ndchste SGA Sitzung einen Ansprechpartner
der GewoBau als beteiligte Stelle mit einladen.

gez. Dr. Preul gez. Werner
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
03.12.2013

Protokollvermerk:

Herr Stadtrat Konnecke beantragt den Punkt 2 wie folgt zu &ndern:

2. ,Bei der zukinftigen Ausweisung von neuen Wohngebieten soll ein Anteil von 25 % der neu zu
schaffenden Wohnbauflache fur den geférderten Wohnungsbau grundsétzlich angestrebt werden.
Die Verwaltung wird beauftragt, hierzu eine Beschlussvorlage zu erarbeiten.”

Dieser Anderung wird mit 7 : 6 Stimmen zugestimmt.

Herr Stadtrat Kénnecke beantragt den Punkt 3 wie folgt zu &ndern:

3. ,Das Referat fur Planen und Bauen soll in Zukunft in den Gremien der stadtischen Wohnungs-
baugesellschaft GEWOBAU beratend mitwirken.*

Herr Oberbirgermeister Dr. Balleis beantragt Punkt 3 in den ndchsten Stadtrat zu vertagen. Hier-
Uber besteht Einvernehmen.

Die Punkte 1, 2 (ge&ndert) und 4 werden jeweils in Einzelabstimmung mit
14 : 0 Stimmen

einstimmig angenommen.
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Ergebnis/Beschluss:

1. Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.

2. Bei der zuklnftigen Ausweisung von neuen Wohngebieten soll ein Anteil von 25 % der neu zu
schaffenden Wohnbauflache fir den geférderten Wohnungsbau grundsétzlich angestrebt wer-
den. Die Verwaltung wird beauftragt, hierzu eine Beschlussvorlage zu erarbeiten.

4. Die SPD-Fraktionsantrage 101/2013 und 198/2013 sind damit bearbeitet.

gez. Dr. Balleis gez. Weber
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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Fraktionsantrag gemaf § 28 GeschO

o EEEE

UL Bingang: | 1806201
| ntragsnr.:
D p— D :l : Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
H L [ |l [ ‘ Zust. Referat:V1/61 SPD Fraktion
L[| mitReferat: V/IGEWOBAU im Stadtrat Erlangen

Herrn
Oberbirgermeister
Dr. Siegfried Balleis
Rathaus

91052 Erlangen

Antrag zum UVPA, SGA und zum Stadtrat
Wohnungspolitik in Erlangen: Bezahlbaren Wohnraum konkret planen
und schaffen

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

der Wohnungsbericht 2012 und das Strategiepapier Wohnen als Antwort
der Verwaltung auf unseren Antrag vom Juni 2012 liegt vor. Darliberhinaus
wird im Bereich Stadtentwicklung am Thema Nachverdichtung gearbeitet.
In der letzten Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses wurden
seitens des Referates Soziales und Wohnen wichtige Ergdnzungen zum
Strategiepapier beschlossen. In der Gewobau wurde eine Untersuchung
durchgefihrt und im Aufsichtsrat aufgezeigt, in welchen Quartieren weitere
Neubauprojekte verwirklicht werden koénnen. Damit sind wesentliche
Voraussetzungen geschaffen, um unverzuglich an die Realisierung
einzelner Projekte zu gehen.

Da wir in Erlangen keine grof3en unbebauten Flachen mehr haben, um
Neubau zu betreiben, muss dabei kleinteilig vorgegangen werden. Um hier
zugig voranzukommen, empfiehlt sich ein von vorneherein vernetztes
Planungsverfahren.

Wir stellen daher folgenden Antrag:

1. Die Verwaltung und die Gewobau werden beauftragt, auf der
Grundlage der o.g. vorhandenen Fakten und Erkenntnisse
umgehend konkrete Vorschlage fiur weitere Neubauvorhaben
vorzulegen mit dem Ziel, so schnell wie mdglich weitere
Sozialwohnungen bzw. bezahlbare Wohnungen fur die weniger
Beglterten in unserer Stadt zu schaffen.

2. Bei den einzelnen Projekten sollen unter Beachtung von Inklusion,
demografischem Wandel und Burgerbeteiligung besonders folgende
Gesichtspunkte Uberpruft und berticksichtigt werden:
Barrierefreiheit, Wohnen in Wohngempipsgiggten (Seniorinnen,

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
18.06.2013

Ansprechpartnerin
Dr. Florian Janik

Durchwabhl
0176 23533630
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Menschen mit Behinderung,

sowie als Standort(e)

Infrastruktur.

3. Der Verwaltung wird empfohlen,
Beratungsgremien
Kinderbeauftragte u.a.) in ihre Arbeit einzubeziehen.

4, Die Verwaltung soll

die
Seniorenbeirat,

Alleinerziehende, Auszubildende),
R&aume zur Forderung von Gemeinschaft und Nachbarschaftshilfe
die notwendige wohnbegleitende

bis zu den Haushaltsberatungen erste
Ergebnisse vorlegen, damit ab dem HH 2014ff kontinuierlich evtl.

erforderliche Mittel eingeplant werden kénnen.

Mit freundlichen GriuRRen

Dr. Florian Janik Barbara Pfister
Fraktionsvorsitzender stv. Fraktionsvorsitzende

Soziales und Stadtentwicklung und

Gisela Niclas Robert Thaler
Sprecherin fur Sprecher fur
Wohnen Bauwesen
Norbert Schulz Helga Steeger
Stadtrat Stadtratin
/.4/_ "
Co ) [ —

f.d.R. Gary Cunningham
Geschéftsfiihrer der SPD-Fraktion

Ursula Lanig

Stv.

Fraktionsvorsitzende

Birgit Hartwig
Sprecherin fur Familien
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Stadt aktiven
Behindertenforum,

in der

SPD Fraktion
im Stadtrat Erlangen

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
18.06.2013

Ansprechpartnerin
Dr. Florian Janik

Durchwabhl
0176 23533630
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C") 3 . ; D :l D Fraktionsantrag gemaf 8 28 GeschO
ERERR Eingang:  22.10.2013
D ] D :| Antragsnr.: 198/2013

— Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
‘ ‘ [ ‘ H ‘ Zust. Referat: VI

D : D :| D mit Referat:

}PD Fraktion
m Stadtrat Erlangen

Herrn
Oberbirgermeister
Dr. Siegfried Balleis
Rathaus

91052 Erlangen

Antrag zum Arbeitsprogramm
Wohnungsbauoffensive

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

Wohnraum im Erlangen ist knapp und die Mieten sind auf einem sehr
hohen Niveau. Wohnen wird fiur viele Menschen so zum Luxus. Hier muss
die Stadt gegensteuern.

Wir fordern daher:

1. Im Bestand bietet die Stadtverwaltung Eigentimern von
Mehrfamilienhdusern aktiv an, dass eine Aufstockung oder ein Ausbau
der Dachgeschosse grundsatzlich begrifdt wird. Im Gegenzug kann
neuer Wohnraum geschaffen und die entsprechenden Gebéaude
kdnnen energetisch saniert werden. Der Vorteil dieser MaZnahme ist,
dass relativ kurzfristig neuer Wohnraum geschaffen wird, die dafur
notwendige Offentliche Infrastruktur aber im Wesentlichen bereits
vorhanden ist.

2. Der Ankauf der Entwicklungsflachen im Stadtwesten ist zu forcieren.
Bereits jetzt ist mit den Vorplanungen fir die weitere
Flachenentwicklung zu beginnen.

3. In neuen Baugebieten und bei der SchlieBung von Baullicken hat der
Geschosswohnungsbau und der Bau von Mehrfamilienhausern
Vorrang, soweit dies mit der Umgebung zu vereinbaren ist.

4. Wie vom Planungsreferat vorgeschlagen, wird bei Neubaugebieten
kinftig ein fester Anteil von geférdertem Wohnungsbau
vorgeschrieben und Uber stadtebauliche Vertrage gesichert.

5. Alle neu zu schaffenden Wohnungen sind grundsétzlich barrierefrei
herzustellen. Bei Neubau und Sanierung von Wohnraum ist ein
barrierefreier Anteil von mindestens 30% zu gewahrleisten.

6. FuUr Wohnungsprojekte sind neben der GeWoBau auch verstarkt
Baugenossenschaften und Bauherrengemeinschaften einzubeziehen.

Mit freundlichen GriiRen 16/132

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
21.10.2013

Ansprechpartnerin
Dr. Florian Janik

Durchwabhl
0176 23533630
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Dr. Florian Janik
Fraktionsvorsitzender

Gy B

f.d.R. Gary Cunningham

Geschéftsfiihrer der SPD-Fraktion
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Geschéftsstelle im Rathaus,
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spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
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Ansprechpartnerin
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Ref. VI Referat VI V1/036/2013

Antrag zum Haushalt 2014 - Arbeitsprogramme, Fraktionsantrag Grine Liste Nr.
205/2013

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus- " .

schuss / Werkausschuss EB77 12.11.2013 O Beschluss verwiesen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 04.12.2013 © Beschluss verwiesen
schuss

Sozialbeirat 04.02.2014 O Empfehlung

Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Gutachten

Stadtrat 27.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Der Sachbericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.
Der Fraktionsantrag der Griinen Liste Nr. 205/2013 ist damit abschlieRend bearbeitet.

. Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Auf der Grundlage des Wohnungsberichtes 2012 und des Beschlusses ,Strategie zur Entwick-
lung von neuem Wohnungsbau in Erlangen* arbeitet die Verwaltung an Konzepten zur Errei-
chung der Ziele. Die Schaffung von neuem, bezahlbarem Wohnraum ist ein wichtiger Baustein
der stadtplanerischen Entwicklung der Stadt. Dies spiegelt sich in konkreten Schritten der Ar-
beitsprogramme wider.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Zu den im Fraktionsantrag genannten einzelnen MaRnhahmen, die Eingang in die Arbeitspro-
gramme finden sollen, wird wie folgt Stellung genommen:

Bei der Ausweisung neuer Baugebiete wird kiinftig grundsétzlich mindestens 50 % der Flache
fir den Mietwohnungsbau und davon mindestens 50 % fur den Sozialwohnungsbau vorgese-
hen.

Derzeit wird eine Beschlussvorlage zur Regelung erarbeitet.

Der stadtischen GeWoBau Erlangen GmbH werden in den néchsten zwei Jahren Grundstiicke
fur den Bau von mindestens 500 neuen Sozialwohnungen angeboten.

Im stadtischen Eigentum stehen Grundstticke in der dafur erforderlichen Menge und Grol3e
nicht zur Verfiigung. Die Verwaltung ist bemiiht, Grundstiicke dazu zu erwerben.

Bei Bauvorhaben von Privatinvestoren wird zur Auflage gemacht, dass mindestens 30 % 06f-
fentlich gefordert sind.
Derzeit wird eine Beschlussvorlage zur Regelung erarbeitet.
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Im Jahr 2014 wird ein Gutachten fiir sozial und umweltvertrégliche Nachverdichtungen erstellt.
Fiur das Gebiet Blichenbach-Nord lauft bereits eine solche Untersuchung. Restflachen werden
im Rahmen des anstehenden Stadtentwicklungskonzepts Erlangen 2030 / 2035 im Vorlauf fir
den FNP untersucht.

Es werden Gesprache mit der Universitat und dem Universitatsklinikum aufgenommen, mit
dem Ziel, dass diese im Innenstadtbereich Grundstiicke fiur den Bau von mindestens 300 zu-
sétzlichen neuen Wohnheimplétzen fir Studierende und mindestens 100 Wohnheimplatzen fir
Auszubildende zur Verfligung stellen.

Gesprache mit der Universitat finden bereits statt. Als Ergebnis sind dazu 400 Wohneinheiten
auf dem Uni-Sudgeléande durch das Studentenwerk geplant.

Weitere Gesprache werden gefiihrt.

Die Stadt Erlangen stellt entweder selber oder uber einen Dritten eine Zimmervermittlung flir
Studenten und Auszubildende der Universitat zur Verfligung.

Die Zimmervermittlung liegt nicht im Zustandigkeits- und Einflussbereich der Stadt Erlangen.
Die Ubernahme dieser Aufgaben liegt bei der Universitat oder dem Studentenwerk.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

[] sind nicht vorhanden

Anlagen: Fraktionsantrag Nr. 205/2013 der Griinen Liste

lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
12.11.2013

Protokollvermerk:
Die Vorlage wird ohne Beschlussfassung in den HFPA verwiesen.

gez. ABmus gez. Weber
Vorsitzende Berichterstatter
19/132
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Beratung im Gremium: Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 04.12.2013

Protokollvermerk:
Auf Vorschlag von Herrn StR Winkler sollen die Antréage der Grinen Liste und der SPD-Fraktion zu
diesem Thema gemeinsam zunachst im Sozial- und Gesundheitsausschuss und dann im Stadtrat

behandelt werden.

gez. Dr. Balleis gez. Weber
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Fraktionsantrag gemaR § 28 GeschO

Eingang: 22.10.2013
Antragsnr.:  205/2013 .
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen trun e

Zust. Referat: VI
mit Referat: V

Stadtratsfraktion

Griine Liste Rathausplatz 1 91052 Erlangen
Rathausplatz 1, 91052 Erlangen

Zimmer 130
Herrn ) _ tel 09131/862781 fax 09131/861681
Oberburgermeister e-mail: gruene-liste@erlangen.de

Dr. Siegfried Balleis
Rathausplatz 1
91052 Erlangen Burozeiten:

Mo 10-12, 14-18 Di, Mi 10-12 Do 10-14

Erlangen, den 22.10.2013

http://lwww.gl-erlangen.de

Antrag zum Haushalt 2014 — Arbeitsprogramme
Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

der neue Erlanger Mietspiegel liegt nunmehr vor. Danach sind in den letzten Jahren die
Mieten in Erlangen teilweise tber 30 % gestiegen. Hauptgrund ist der fehlende Wohnraum
vor allem im Bereich von bezahlbaren Mietwohnungen. Notwendig ist daher die Schaffung
von neuem Wohnraum, vor allem Mietwohnungen mit bezahlbaren Mieten.

Wirbeantragen folgenden Passus in die Arbeitsprogramme mit aufzunehmen:

Bei der Ausweisung neuer Baugebiete wird kiinftig grundsatzlich mindestens 50 %
der Flache fiur den Mietwohnungsbau und davon mindestens 50 % fir den Sozial-
wohnungsbau vorgesehen. Der stadtischen GeWoBau Erlangen GmbH werden in
den nachsten zwei Jahren Grundstiicke fir den Bau von mindestens 500 neuen
Sozialwohnungen angeboten.

Bei Bauvorhaben von Privatinvestoren wird zur Auflage gemacht, dass mindestens
30% offentlich gefoérdert sind.

Im Jahr 2014 wird ein Gutachten fur sozial- und umweltvertragliche Nachver-
dichtungen erstellt.

Es werden Gesprache mit der Universitdit und dem Universitatsklinikum
aufgenommen mit dem Ziel, dass diese im Innenbereich der Stadt Erlangen
Grundstucke fur den Bau von mindestens 300 zuséatzlichen neuen Wohnheimplatzen
fur Studierende und mindestens 100 Wohnheimplatzen fir Auszubildende der
Universitat und des Universitatsklinikums zur Verfigung stellen.

Die Stadt Erlangen stellt entweder selber oder dber einen Dritten z.B. das
Studentenwerk eine Zimmervermittlung fur Ubernachtungsgaste von einem Tag bis 14
Tage zur Verfigung, damit vor allem Studierende, die eine Wohnung suchen,
wahrend der Suche eine Unterkunft in Erlangen finden.

Mit freundlichen GriiRen w W f/
¢ 0

gez. Wolfgang Winkler F.d.R.: Wolfgang Most
gez. Helmut Wening
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Beschlussvorlage

Verantwortliche/r:
Herr Otto Vierheilig

Geschéftszeichen:
V/50/VOO001 T. 2249

Vorlagennummer:
50/141/2014

Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zum SGB Il Vollzug in Erlangen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

04.02.2014 O Gutachten
04.02.2014 O Beschluss

Sozialbeirat
Sozial- und Gesundheitsausschuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die Sachstandsberichte von Sozialamt und GGFA zum SGB 1l Vollzug in Erlangen werden zur
Kenntnis genommen.

. Begrundung

1. Aktuelle Zahlenentwicklung

Bei der Anzahl der SGB II- Hilfeempfanger hat sich im gesamten Jahr 2013 (12/2012 bis 12/2013)
nur sehr wenig Bewegung gezeigt — mit geringer Tendenz nach oben (Bedarfsgemeinschaften
+43, erwerbsfahige Hilfeempfanger +30). Lediglich bei der Anzahl der Sozialgeld- Empfanger, also
bei Kindern bis 14 Jahren im SGB II- Bezug, ist ein spurbarer Anstieg um 120 festzustellen - im-
merhin ein Plus von fast 9% gegentber den Dezember 2012.

Dagegen blieben bei den Arbeitslosenzahlen und — Quoten die Werte von Dezember 2012 auf
Dezember 2013 praktisch unverandert.

Der Ubliche Mehrjahresbericht tiber die Entwicklung von Zahlen und Kosten beim SGB |l Vollzug in
Erlangen 2005 - 2013 soll in der nachsten SGA-Sitzung Ende Marz 2014 vorgelegt werden.

2. Hohe der verfigbaren Bundesmittel im Jahr 2014

Wegen der Bundestagswahl im September 2013 und des Endes der Legislaturperiode ist der Bun-
deshaushalt 2014 derzeit noch nicht verabschiedet. Der Entwurf der alten Bundesregierung fir das
Haushaltsgesetz 2014 sieht fur den Bereich des SGB Il nahezu unveranderte Ansatze fir Einglie-
derungsmittel (3,9 Milliarden Euro) und fur Verwaltungskosten (4,05 Milliarden Euro) vor. Ausge-
hend davon hat das BMAS die auf die einzelnen Jobcenter entfallenden vorlaufigen Anteile be-
rechnet. Danach kann das Jobcenter der Stadt Erlangen flir 2014 mit der Zuweisung folgender
Bundesmittel rechnen (zum Vergleich erganzt um die Werte der Vorjahre):

2014 2013 2012 2011 2010
Verwaltungsmittel 2,81 Mio 2,87 Mio 2,91 Mio 3,06 Mio 3,14 Mio
Eingliederungsmittel 1,84 Mio 1,78 Mio 2,19 Mio 2,75 Mio 3,52 Mio
Bundesmittel gesamt 4,65 Mio 4,65 Mio 5,10 Mio 5,81 Mio 6,66 Mio

Bemerkenswert bei diesen Zahlen ist der berproportional starke Riickgang der vom Bund seit
2010 bereitgestellten Eingliederungsmittel. Dadurch wird vor allem die Durchfiihrung langer an-
dauernder und kostenintensiver Betreuungsmafnahmen fir marktferne Kunden sehr erschwert.
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Dies gilt umso mehr, als auch die Jahr fur Jahr erforderliche Umschichtung in den Verwaltungsetat
weiter ansteigt (2013: ca. 727.000,- Euro). Denn der seit 2010 ebenfalls gesunkene Ansatz von
Verwaltungsmitteln spiegelt zwar in etwa den geringfiigigen Ruckgang der Anzahl an Bedarfsge-
meinschaften wider — er berlicksichtigt aber in keiner Weise, dass auch zum Beispiel Tarifsteige-
rungen bei den Personalkosten seit 2010 in Hohe von ca. 8 % zu verkraften sind.

In 2013 wurden vom Jobcenter der Stadt Erlangen alle bereitstehenden Bundesmittel verbraucht,
so dass keine Bundesgelder nach Berlin zurtick Gberwiesen werden mussten. Im Bereich der Ein-
gliederungsmittel gelang dies erstmals aufgrund der vom Stadtrat beschlossenen ,Uberziehungs-
garantie”, die in H6he von ca. 60.000 Euro in Anspruch genommen werden musste. Die Verwal-
tung geht davon aus, dass ein solcher ,Uberziehungsbeschluss* auch im laufenden Haushaltsjahr
2014 gilt, damit auch heuer keine Bundesmittel zuriickgegeben werden missen.

Dies erscheint umso dringlicher, als mit einem endgiiltigen Beschluss des Bundeshaushalts 2014
moglicherweise nicht vor Jahresmitte gerechnet werden kann. Vom BMAS wurden fir die ersten
Monate des Jahres 2014 bereits die tUblichen ,MaRnahmen der vorlaufigen Haushaltsfihrung* an-
gekiindigt. Danach ist speziell im Eingliederungsbereich (dessen Leistungen nicht als gesetzliche
Pflichtleistungen, sondern als freiwillige Leistungen gelten) zu erwarten, dass jeweils nur ein pro-
zentualer Anteil der bereitstehenden Bundesmittel zur Bewirtschaftung freigegeben wird.

3. Aktuelle Gesetzgebung
a) Neue Regelsétze ab 01.01.2014

Die Verordnung zur Fortschreibung der Regelbedarfsstufen fur das Jahr 2014 ist am 24.10.2013
im Bundesgesetzblatt verkiindet worden. Danach gelten ab dem 01.01.2014 folgende Betrége:

2013 2014
Alleinstehende, Alleinerziehende oder Leistungsempfanger, deren 382,- Euro 391,- Euro
Partner minderjéhrig ist
Volljahrige Partner in der Bedarfsgemeinschaft 345,- Euro | 353,- Euro
Sonstige erwerbsfahige Angehdrige Uber 18 Jahren in der Bedarfs- 306,- Euro | 313,- Euro
gemeinschaft
Sonstige erwerbsféhige Angehdrige zwischen 15 und 18 Jahren in 289,- Euro | 296,- Euro
der Bedarfsgemeinschaft
Kinder von 7 bis 14 Jahren 255,- Euro | 261,- Euro
Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr 224,- Euro | 229,- Euro

b) Anderung der KommunaltragerAbrechnungsVerwaltungsVerordnung - KoAVV

Mit Zustimmung des Bundesrates konnte die langst fallige Anderung der KoAVV zum 01.01.2014
in Kraft treten. Der wesentliche Inhalt der Anderung besteht in der Anhebung der Sachkostenpau-
schale von bisher 11.908,- € auf jetzt 12.217,- Euro, sowie in der Anhebung der Personalneben-

kostenpauschale von bisher 2.248,- € auf jetzt 2.452,- €.

c) Erstattungsanspriche gegentuber der Rentenversicherung

Wenn durch einen SGB Il — Empfanger eine Alters- oder Erwerbsminderungsrente beantragt wird,
werden selbstverstéandlich bis zu einer Entscheidung Gber den Rentenantrag die SGB II- Leistun-
gen weiterhin erbracht. Bei nachtraglicher Bewilligung der Rentenzahlungen wurden bisher die

entsprechenden SGB II- Leistungen von der Rentenversicherung problemlos erstattet.

Aufgrund neuer BSG-Urteile vom Oktober 2012 sah die Deutsche Rentenversicherung einen sol-
chen Erstattungsanspruch des Jobcenters jedoch als nicht mehr gegeben an — mit der Folge, dass
die Jobcenter gezwungen waren eine Riickzahlungsforderung gegen den Rentenempféanger zu
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erheben. Nach langeren Verhandlungen haben die Kommunalen Spitzenverbande nunmehr er-
reicht, dass von Seiten des BMAS eine Gesetzesanderung zur Einfihrung eines neuen Erstat-
tungsanspruchs zugunsten der Jobcenter fir diese Félle vorbereitet wird, die auch rickwirkend in
Kraft gesetzt werden soll.

d) Bestrebungen zur Rechtsvereinfachung

Die vom SGB II-Bund-Lander-Ausschuss eingesetzte Arbeitsgruppe zur Rechts- und Verfahrens-
vereinfachung im SGB Il hat im Oktober 2013 einen ersten Zwischenbericht vorgelegt. Er enthalt
eine Reihe von Vorschlagen zur Anderung der Verfahrensablaufe und des passiven Leistungs-
rechts. Die Beratungen stehen aber erst noch am Anfang und sollen sich auch auf den Bereich der
aktiven Eingliederungsleistungen erstrecken. Es ist derzeit noch nicht absehbar, zu welchem Zeit-
punkt und in welchem Umfang konkrete Anderungsvorschlage in das Gesetzgebungsverfahren
eingebracht werden.

4. Stand der Zielvereinbarung fur 2014

Aufgrund einer Gesetzesanderung sind seit 2012 auch die Optionskommunen verpflichtet, ,freiwil-
lig" mit dem Land Bayern eine Vereinbarung lber die zu erreichenden SGB Il-Ergebnisse abzu-
schliel3en (und das Land in gleicher Weise mit dem BMAS). Nachdem sich die Zielwerte von 2012
(speziell die von Berlin faktisch vorgegebene Zielmarke fir Ziel 2: Steigerung der Arbeitsmarktin-
tegrationen) flachendeckend als unrealistisch erwiesen hatte, beschloss der federfiihrende Bund-
Lander-Ausschuss im Herbst 2013 vorerst auf Zielvorgaben aus Berlin zu verzichten und stattdes-
sen eigene Zielvorschlage der Jobcenter zunachst abzufragen.

Vom Jobcenter der Stadt Erlangen wurden daraufhin folgende Vorschlage fir die Zielvereinbarung
formuliert:

» Ziel 1, Senkung der Bundesausgaben: Beobachtung der Entwicklung
» Ziel 2, Steigerung der Arbeitsmarktintegrationen: + 0%

» Ziel 3, Senkung der Anzahl von Langzeitleistungsbeziehern: -0,5%

Die kritische Einschatzung der Verwaltung tiber die Frage der Eignung dieses Verfahrens als wir-
kungsvollem, zentralen Steuerungsinstrument bleibt unverandert bestehen. Die Pflicht zum Ab-
schluss einer Zielvereinbarung ist jedoch gesetzlich vorgegeben.

5. Rechtsbeziehungen zwischen BMAS und Jobcenter

Uber die Verwendung der Bundesmittel hat das Jobcenter Jahresabrechnungen zu fertigen, die
vom BMAS gepruft werden. Die bisherige Praxis der eigens dafir im Ministerium eingerichteten
SGB lI-Prufgruppe war sehr rigide und fiihrte gegen nahezu alle Optionskommunen zu Rickzah-
lungsforderungen des Bundes — selbst wenn keinerlei Verschulden des Jobcenters vorlag.

Mit zwei Urteilen des BSG vom 02.07.2013 wurde erstmals héchstrichterlich festgestellt, dass —
entgegen der Rechtsauffassung des BMAS — keine verschuldensunabhéngige Haftung der Opti-
onskommunen gegeniiber dem Bund besteht. Ein Ruckforderungsanspruch des Bundes wegen
fehlerhafter Verwendung von Bundesmitteln kann nur bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der
Optionskommune bestehen.

Unter Berlicksichtigung dieser neuen hdchstrichterlichen Rechtsprechung erweisen sich auch ver-
schiedene Rlckzahlungen, die die GGFA auf Beanstandungen der SGB II- Prifgruppe an den
Bund Uberwiesen hat, im Nachhinein als unberechtigt (wegen angeblich fehlerhafter Férderung
von Ausbildungsverhéltnissen und von nachgeholten Schulabschlissen in den Jahren 2007 bis
2009). Die Rickzahlung dieser unberechtigten Riickforderungen des Bundes Uber insgesamt
knapp 144.000,- € wurde deshalb zwischenzeitlich in Berlin beantragt. Nach Schatzung des Deut-
schen Landkreistages ist in diesem Zusammenhang bundesweit mit Riickzahlungen des Bundes
an die Optionskommunen in H6he von ca. 60 Mio. Euro zu rechnen.
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a) Jahresabrechnungen 2010 und 2011

Aus der Priufung der Jahresabrechnungen 2010 und 2011 sind derzeit 2 Riickzahlungsforderungen
offen, die die SGB II- Prufgruppe gegen die Stadt Erlangen erhebt, die aber nach Ansicht der Stadt
Erlangen nicht berechtigt sind:

» Die Rickzahlung von 21.087,- € fir gezahlte SGumniszuschlage, die nach einer externen
Prifung durch die Krankenkassen wegen nachtraglicher Entrichtung von Krankenkassen-
beitragen angefallen sind. Es ist unstrittig, dass hier seitens der Optionskommune weder
Vorsatz, noch grobe Fahrlassigkeit vorliegt. Das BMAS argumentiert jedoch, die BSG-
Urteile vom 02.07.2013 seien hier nicht anwendbar. Dartiber hinaus mdchte das BMAS das
Urteil in einem, gegen den Hochtaunuskreis vor den LSG Hessen anhangigen Musterpro-
zess abwarten, das einen vergleichbaren Sachverhalt betrifft.

» Die Ruckzahlung von 52.641,11 € wegen angeblich unzulassiger Doppel-Abrechnung von
Personalkosten in den Jahren 2010 und 2011. Dieser Vorwurf des BMAS (bestimmte, im
Jobcenter erledigte Aufgabenbereiche seien bereits mit der vom Bund gezahlten Pauschale
fur die Tatigkeiten von stadt. Querschnittsamtern abgedeckt und héatten deshalb nicht bei
den Personalkosten des Jobcenters erneut abgerechnet werden diirfen) ist nach Uberzeu-
gung des Sozialamts — und auch nach Auffassung unserer Aufsichtsbehorde, des StMAS in
Munchen — nicht berechtigt. Die geforderte Riickzahlung wurde deshalb verweigert. Anstatt
aber dagegen auf dem normalen Weg vorzugehen (namlich die Stadt auf Riickzahlung zu
verklagen), wéahlte das BMAS einen, nach dem eigenen, vom BMAS selbst formulierten
Regelwerk als unzuldssig erklarten Weg: Um die Erfullung der Riickforderung aus den Ab-
rechnungen 2010 und 2011 durch die Stadt zu erzwingen, hat das BMAS aus den fiir 2013
bereitstehenden Bundesmitteln die Auszahlung eines Betrags von ca. 170.000,- € verwei-
gert — also einer mehr als 3-mal so hohen Summe, wie die geforderte Ruckzahlung!

Die Verwaltung ist mit dem BMAS nach wie vor im Gesprach mit dem Ziel, das Ministerium
sowohl zur Riicknahme dieser unzulassigen Zwangsmafnahme, als auch zur Aufgabe der
unseres Erachtens unberechtigten Ruckzahlungsforderung zu bewegen.

b) Jahresabrechnungen 2012 und 2013

Die Jahresabrechnung 2012 liegt dem BMAS bereits seit einiger Zeit zur Prifung vor, die Jahres-
abrechnung fur 2013 wird derzeit zusammengestellt.

c) Aktuelle Kommunalverfassungsbeschwerden

Im Zusammenhang mit der, zum Jahreswechsel 2011/2012 wirksam gewordenen Erweiterung der
Anzahl der Optionskommunen von 69 auf derzeit 106 waren auch einige Kommunen nicht zum
Zuge gekommen. 15 dieser Stadte und Landkreise, denen die Optionsmdglichkeit seinerzeit ver-
weigert wurde, erhoben daraufhin Kommunalverfassungsbeschwerde Uber die am 15.01.2014 die
mindliche Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe stattfand. Dabei stand
unter anderem auch der Umfang der Prif- und Kontrollrechte des BMAS gegentiber Optionskom-
munen auf dem Prifstand. Ein Termin zur Entscheidungsverkiindung steht noch nicht fest.

6. Koalitionsvertrag

Ende vergangenen Jahres wurde in Berlin der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
vereinbart. Neben der geplanten Einfiihrung eines gesetzlichen Mindestlohns sind darin auch wei-
tere Aussagen enthalten, die sich auf die SGB IlI-Umsetzung auswirken konnen:

» Die Arbeitsmarktpolitik soll starker auf das Ziel ,Vermeidung von Langzeitleistungsbezug"
ausgerichtet werden.

» Die Umsetzung der Vorschlage der Bund-L&nder-Arbeitsgruppe zur SGB II- Rechtsverein-
fachung soll intensiv gepruft werden

» Bei der Verteilung der vom Bund bereit gestellten Eingliederungsmittel auf die einzelnen
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Jobcenter soll der Gedanke der ,wirkungsorientierten Verteilung” wieder aufgegriffen wer-
den (wer viele Integrationen in den Arbeitsmarkt erreicht, soll durch mehr Geld belohnt
werden). Einem bayerischen Vorschlag folgend soll aber auch gleichzeitig die Sinnhaf-
tigkeit des jetzigen ,Problemdruckindikators” Uberprift werden (Gebiete mit hoher Arbeits-
losigkeit erhalten Gberdurchschnittlich viele Bundesmittel)

» Flachendeckend sollen ,Jugendberufsagenturen” eingerichtet werden, die die Leistungen
nach den Sozialgesetzbichern Il, 11l und VIII fur unter 25-jahrige biindeln sollen. Aus Sicht
der Verwaltung wére dies sehr kritisch zu sehen, wenn damit angedacht wére, die Zustan-
digkeiten fur jugendliche Hilfeempfanger aus Jobcentern und kommunalen Jugendéamtern
auszugliedern und bei den Arbeitsagenturen zu konzentrieren.

» Zum kunftigen Umfang der Bundeserstattung von Bildungs- und Teilhabe- Leistungen ent-
halt der Koalitionsvertrag keine Aussagen. Es bleibt somit beim Ende der Bundesfinanzie-
rung von Schulsozialarbeit und Hort-Mittagessen zum 31.12.2013

» Die im Vertrag enthaltene Ankindigung einer deutlichen Anhebung der Eingliederungsmit-
tel des Bundes um 1,4 Mrd. Euro erweist sich dagegen als beschonigend. Gedacht ist da-
bei namlich nur an eine Obergrenze fur Mittelaufstockungen wahrend der gesamten 4-
jahrigen Legislaturperiode. Dartiber hinaus sind damit auch keine echten Mittelaufstockun-
gen gemeint, sondern lediglich die Ubertragung nicht verbrauchter Mittel des Vorjahres im
alleinigen Ermessen des BMAS.

7. Positionspapier Langzeitleistungsbezug

105 der 106 Optionskommunen beteiligen sich am sogenannten ,Benchlearning-Projekt* — einem
regelmafig stattfindenden, internen Erfahrungsaustausch, betreut durch ein externes Beratungs-
unternehmen und begleitet von den Kommunalen Spitzenverbanden. Das Schwerpunktthema
2013 des Benchlearnings war dem Langzeitleistungsbezug gewidmet — einer Problematik, die an-
gesichts der Struktur und Zusammensetzung unserer Leistungsempfanger immer mehr an Bedeu-
tung gewonnen hat. Die Erkenntnisse sind in einem Positionspapier ,Soziale Teilhabe sicherstellen
- Langzeitleistungsbezug abbauen” zusammengefasst, das als Anlage abgedruckt ist.

8. Bildungs- und Teilhabe- Leistungen 2013 in Erlangen
a) Ergebnisse 2013

Nachdem bereits 2011 und 2012 eine deutlich Gberdurchschnittliche Inanspruchnahme der B- und
T- Leistungen in Erlangen festzustellen war, konnte auch in 2013 eine weitere Steigerung erreicht
werden. Dies ist nicht zuletzt auf eine gute Nutzung unseres, 2012 begonnenen ,Modellversuchs
Lernférderung” zurtickzufuhren, der in 2013 auf weitere Schulen ausgedehnt und auf Dauer einge-
richtet wurde. Im Einzelnen wird hierzu auf die separate Verwaltungsvorlage zum B- und T- Ergeb-
nis 2013 verwiesen.

b) Ende der Schulsozialarbeit und des Hort-Mittagessens

Entsprechend der damaligen Einigung im Vermittlungsausschuss ist zum 31.12.2013 die Bundes-
finanzierung von Schulsozialarbeit und von Hort-Mittagessen ausgelaufen. Letzteres soll jedoch
weitgehend dadurch aufgefangen und kompensiert werden, dass zwischen Schulen und Horten
Kooperationsvereinbarungen abgeschlossen werden, wodurch das Mittagessen in Horten auch
kunftig in schulischer Verantwortung — und damit wie bisher bundesfinanziert — stattfindet.

¢) Riickforderung Uberschuss 2012

Noch keine Klarheit besteht dartiber, ob die Differenz zwischen den tatsachlichen B- und T- Aus-
gaben 2012 und den entsprechenden Bundeserstattungen 2012 (in Erlangen lediglich ca. 44.000,-
€) an den Bund zuriickgezahlt werden mussen. Da die gesetzliche Regelung des § 46 Abs. 7 SGB
Il eine Rickzahlung dieses Uberschusses 2012 nicht vorsieht, setzte der Bundesrat durch, dass
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die derzeit geltende Revisionsverordnung eine solche Pflicht zur Riickzahlung nicht enthélt. Den-
noch kiindigte das BMAS an, weiter auf einer Riickzahlung dieser Betrdge zu bestehen und nach
rechtlichen Mdglichkeiten zu suchen, um diese Rickzahlungen durchzusetzen.

d) Landesinterne Verteilung der Bundeserstattungen

Keine Klarheit gibt es bisher auch tber die landesinterne Weiterverteilung der B- und T- Bundeser-
stattungen an die einzelnen Kommunen, fiir die noch eine gesonderte landesrechtliche Grundlage
geschaffen werden muss. Derzeit scheint das StMAS an einer Lésung zu arbeiten, die vorrangig
auf einen moglichst geringen Verwaltungsaufwand fur das Land abzielt — die aber das Ziel einer
vollen Kostenerstattung bei den Kommunen nur nachrangig beachtet. Gerade fir Kommunen wie
Erlangen, die eine Gberdurchschnittlich intensive Inanspruchnahme der B- und T- Leistungen er-
reicht haben, ergabe sich dadurch die Gefahr erheblicher finanzieller Verluste.

9. Entwicklungen im Jobcenter Erlangen

a) Organisationsreform abgeschlossen

Die seit 2012 in Zusammenarbeit mit dem Personal- und Organisationsamt angestoRene Uberprii-
fung der organisatorischen Strukturen in der Abt. 501 des Sozialamtes wurde im vergangenen Jahr
abgeschlossen und die Ergebnisse umgesetzt. Die ca. 25 Leistungssachbearbeiter/innen wurden
in 2 Teams aufgeteilt, wobei den beiden Teamleitungen auch Aufgaben der Personalverantwor-
tung und der Kontrolle der Arbeitsergebnisse Ubertragen wurde. Dartiber hinaus wurde eine Son-
derfunktion geschaffen zum Aufbau eines internen, systematischen Ergebniscontrollings bei der
SGB II- Umsetzung, sowie zur systematischen Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Schlie3lich konnte eine Ordnungswidrigkeiten- Stelle eingerichtet werden zur angemessenen
Wahrnehmung der, im SGB |l enthaltenen OWi- Tatbestande.

b) Neubesetzung Unterhaltsstelle

In der Unterhaltsstelle der Abt. 501 zur Geltendmachung vorrangiger Unterhaltsanspriiche war
aufgrund langer dauernder Erkrankungen eine Neubesetzung beider Planstellen erforderlich. Die
zwischenzeitlich aufgelaufenen Rickstande werden planmafgig und erfolgreich abgearbeitet.

c) Konferenz der Optionsstadte im Deutschen Stadtetag

Als letzte der 15 Optionsstadte ist zum Jahreswechsel auch die Stadt Erlangen der Konferenz der
Optionsstadte beim Deutschen Stadtetag beigetreten. Dies war bisher (mit Billigung des SGA)
deshalb unterblieben, weil damit die Pflicht zur Entrichtung eines Sonderbeitrags von jahrlich
6.000,- € an den Deutschen Stadtetag verbunden ist, der nach Auffassung des Sozialamtes nicht
gerechtfertigt erschien. Nachdem eine finanzielle Beteiligung Erlangens von den anderen Options-
stadten immer starker eingefordert wurde, hat sich die Verwaltung zum Beitritt entschlossen, um
den weiteren Bestand dieser Konferenz der Optionsstadte beim Deutschen Stadtetag nicht zu ge-
fahrden.

d) Neuermittlung der KdU- Mietobergrenzen

Da in 2013 der neue Erlanger Mietenspiegel verdffentlich wurde, stellt sich jetzt fir das erste Halb-
jahr 2014 als wichtigste Aufgabe die Uberarbeitung, bzw. Neuermittlung der ,angemessenen Mie-
tobergrenze® in Erlangen gem. 8§ 22 SGB Il. Nachdem bekanntermal3en in den letzten Jahren auch
auf dem Erlanger Wohnungsmarkt sowohl die Mieten, wie auch die Mietnebenkosten spurbar an-
gestiegen sein durften, kdnnte dies zu erheblichen und zusétzlichen Belastungen fir den stadt.
Haushalt fihren.
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Eckwerte zum SGB ll-Leistungsbereich fir die Stadt Erlangen

1. Personen
12/05|}(12/06/§|12/07|§|12/08(§|12/09(§|12/10§12/11(§i12/12§j01/13|02/13 | 03/13|04/13|05/13 |06/1307/13|08/13|09/13|10/13|11/13|12/13
Bedarfsgemeinschaften 2.688|[2.750(M2.595§2.412(§12.590[)2.4 78|§12.273(§|2.332[§(2.373|2.378 | 2.401 | 2.406 | 2.412|2.413|2.400|2.420|2.365|2.378|2.380|2.375
erwerbsfahige Hilfebediirftige |3.588({|3.626[}(3.483(Y|3.198||3.410(¥|3.263[§(2975(§|2979 [§|3.033|3.061 | 3.074|3.079|3.084|3.088|3.084|3.095|3.011|3.022|3.013(3.009
darunter unter 25 Jahren 623 |§| 642 (f 558 | 583 |}l 578 [§| 526 [} 488 [ 494 | 514 | 507 | 508 | 511 | 520 | 531 | 542 | 508
Sozialgeldempfanger 1.568)(1.585/)(1.532(§|1.444(§|1.444(f|1.412[§11.260(§{1.348/§(1.378|1.421 | 1.425(1.425|1.433|1.429|1.441|1.464 |1.435|1.452|1.465(1.468
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2. Arbeitslosenzahlen

12/04{§(12/05|8|12/06(§{12/07|§|12/08/§{12/09()|12/10/§12/11(§|12/12/§j01/13| 02/13 | 03/13 | 04/13 | 05/13 | 06/13 | 07/13|08/13 |09/13 [10/13 |11/13|12/13
Erlangen gesamt 3.991(84.014(§(3.432(§(2.392(§i2.120(§i2.54 3[§2.209(§j2.022(§2.395(§| 2.605| 2.553 | 2.508 | 2.522 | 2.471 | 2.450 | 2.462 | 2.520 | 2.470 | 2.403 | 2.429 | 2.446
Erlangen SGB I 2.077112.018|§|1.504(§(1.323(4(1.413(§(1.337|§(1.296|§{1.450|4{ 1.456|1.433 | 1.468 |1.473 |1.502 | 1.502 |1.479|1.465|1.474 |1.439|1.455|1.455
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3. Arbeitslosenquoten
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Bayern 7,3% M| 7,3% (M| 5,9%|Y| 4,6%|§|4,0% |i{4,6% [§|4,0% [1|3,4% 0| 3,6%[}{4,4%| 4,4% | 4,2% | 3,9% | 3,7% | 3,6% | 3,6% | 3,8% | 3,6% | 3,5% | 3,5% | 3,7%
Erlangen gesamt | 7,4% [J 7,4% (| 6,3%| 4,2%1|3,7%[}|4,4%[}|3,8%{|3,5% [}|4,0% |}|4,4%| 4,3% | 4,2% | 4,2% | 4,1% | 4,0% | 4,0% | 4,1% |4,1% | 3,9% | 4,0% | 4,0%
Erlangen SGB I 3,8% [l 3, 7%l 2,7%(l|12,3% [1|12,5% [l 2,3% |} 2,2% [}| 2,4% [1|2,5%| 2,4% | 2,5% | 2,5% | 2,5% | 2,5% | 2,4% | 2,4% | 2,4% | 2,4% | 2,4% | 2,4%
Arbeitslosenquoten
12,0% 1
10,0%
8.0% @=g== B und
_'”M—H
6.0% === Bayern
=== FErlangen gesamt
4,0% === FErlangen SGB Il
2.0% —0—9—0—0—0—0—90—0—0—0—90—9
0,0% L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L] L]
YN YNy yYyYyYYyr
$E 8455885855838 848 88853




Mittelverbrauch SGB Il 2013 in Erlangen

ALG Il Sozial- Freie Forderung
Sozialgeld | versicherung Kdu einmalige L §16f SGB Il kommunale P
(Nettoaus- (Nettoaus- | (Bruttoausgaben) | Leistungen Transfer Eingliederung Eingliederung Eingliederung | Verwaltung Gesamt
gaben) gaben)
Januar 13|  1.419.442 € 271.757 € 1.425.505 € 39.312 € 3.156.016 €| 82.824 € 452 € -€ 83.276 € 282.154 € 3.521.446 €
Februar 13 762.287 € 283.209 € 805.227 € 21.469 € 1.872.192 € 90.453 € 221 € -€ 90.674 € 277.938 € 2.240.804 €
Marz 13 776.411 € 305.792 € 814.904 € 18.290 € 1.915.397 € 88.118 € 3.548 € 7.500 € 99.166 € 277.705 € 2.292.268 €
April 13 758.336 € 275.589 € 812.639 € 15.355 € 1.861.919 € 90.017 € 200 € -€ 90.217 € 277.705 € 2.229.841 €
Mai 13 771.928 € 279.692 € 795.673 € 20.260 € 1.867.553 €| 81.645 € 5.286 € 2.300 € 89.231 € 295.378 € 2.252.162 €
Juni 13 785.672 € 275.576 € 831.617 € 12.101 € 1.904.966 €| 70.962 € 4.084 € 1.068 € 76.114 € 290.521 € 2.271.601 €
Juli 13 804.883 € 285.506 € 850.041 € 19.883 € 1.960.313 €| 87.982 € 3.461 € 2.000 € 93.443 € 289.916 € 2.343.672 €
August 13 766.647 € 280.964 € 799.516 € 42.998 € 1.890.125 €| 100.299 € 5.475 € 7.500 € 113.274 € 291.586 € 2.294.985 €
September 13 754.401 € 290.825 € 797.025 € 20.334 € 1.862.585 €| 105.323 € 3.066 € -€ 108.389 € 292.325 € 2.263.299 €
Oktober 13 805.246 € 275.752 € 848.721 € 41.626 € 1.971.345 €| 97.694 € 5.040 € 1.750 € 104.484 € 269.244 € 2.345.073 €
November 13 776.737 € 298.327 € 801.692 € 24.908 € 1.901.664 €| 85.977 € -1.729 € -€ 84.248 € 428.290 € 2.414.202 €
Dezember 13 89.028 € 286.861 € 150.039 € 35.253 € 561.181 € 39.452 € 5.182 € 1.850 € 46.484 € 330.122 € 937.787 €
9.271.018 € 3.409.850 € 9.732.599 € 311.789 €| 22.725.256 € 1.020.746 € 34.286 € 23.968 € 1.079.000 €]  3.602.884 € 27.407.140 €
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Zusammenfassung

Soziale Teilhabe sicherstellen —
Langzeitleistungsbezug wirkungsvoll abbauen

Der Leistungsbezug im SGB Il stellt fur viele Personen nicht lediglich eine vorubergehende
Hilfe dar, die sie als Arbeitsuchende in einer Notlage beanspruchen. Stattdessen sind viele
Personen langerfristig auf diese Leistung angewiesen — oftmals Uber Jahre. Hinzu kommt,
dass die Langzeitleistungsbeziehenden eine sehr heterogene Gruppe sind, die sich von
Jobcenter zu Jobcenter ganz unterschiedlich zusammensetzt. Die Hebel, um sie beruflich zu
integrieren, sind genauso unterschiedlich wie die Probleme, die der Hilfebedurftigkeit
zugrunde liegen.

Daraus leiten sich unmittelbare Konsequenzen ab: Die Jobcenter missen dem Abbau des
Langzeitleistungsbezugs eine hohe Prioritat einrdumen. Denn mitunter betrifft er vier von funf
Leistungsbeziehenden eines Jobcenters. Und: Es gibt keine Schablone fir eine erfolgreiche
Vermittlung. Jedes Jobcenter muss fur sich die individuelle Zusammensetzung von Teil-
Zielgruppen identifizieren und individuelle Antworten finden.

Die individuelle Starke der Jobcenter kann nur zum Tragen kommen, wenn die grundsat-
zlichen Rahmenbedingungen stimmen. Um angemessen und wirkungsvoll —mit
Langzeitleistungsbeziehern arbeiten zu koénnen, missen die Voraussetzungen fur die
tagliche Arbeit in den Jobcentern verbessert werden.

Die Optionskommunen leiten daraus folgende Forderungen ab:

1. Die sozialpolitische Dimension anerkennen: Die Jobcenter haben eine sozialpolitische
Verantwortung fur fast 6,2 Millionen Erwachsene und Kinder in Deutschland. Diese muss
sich widerspiegeln — in den Zielen, aber auch in den Mitteln und Instrumenten, die den
Jobcentern an die Hand gegeben werden. Dabei geht es neben der Integration in Arbeit
auch und gerade darum, soziale Teilhabe sicherzustellen. Es bedarf der Mdglichkeiten,
auch praventiv handeln zu konnen, um eine Verfestigung der Hilfebedurftigkeit zu
vermeiden.

2. Realistische Ziele ausgeben: Die Realitaten im SGB Il missen anerkannt werden. Das
bedeutet, realistische Erwartungen an die Jobcenter zu richten. Eine offene und ehrliche
Betrachtung bedeutet auch, die Grenzen und Mdglichkeiten anzuerkennen. Sie bedeutet
aber nicht, Menschen vom Fordern und Fordern auszugrenzen.

3. Nachhaltigkeit fordern: Bund, Lander und Kommunen missen nachhaltiges, lang-
fristiges Handeln der Jobcenter starker honorieren als kurzfristige Erfolge. Nur so kann
dem Langzeitleistungsbezug nachhaltig begegnet und die Chancen gesteigert werden,
dass eine Integration in den Ersten Arbeitsmarkt gleichbedeutend ist mit der Aufnahme
einer existenzsichernden Erwerbstatigkeit.

4. Stigmatisierung beenden: Politik und sozialpolitische Akteure mussen sich offen zur
Grundsicherung fir Arbeitsuchende bekennen. Es ist eine grole und verantwortungs-
volle Leistung, jedem Menschen ein selbstbestimmtes Leben zu ermdglichen; das ist der
Kern des deutschen Sozialstaats. Politik und sozialpolitische Akteure tragen die Ver-
antwortung dafir, dass Jobcenter und Leistungsbeziehende in einem wertschatzenden
Umfeld gemeinsam daran arbeiten kdnnen, den Leistungsbezug schnellstméglich zu
beenden.
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5. Bedarfsgerechte Budgets bereitstellen: Die vom Bund zur Verfligung gestellten
finanziellen Mittel missen ausreichend und aufgabenadaquat bemessen sein. Im
Rahmen der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe waren ca 3.200 € pro
erwerbsfahigem Leistungsberechtigten und Jahr fur Aktivierung, Eingliederung und
Leistungsgewahrung veranschlagt, im Jahr 2012 standen dagegen nur ca. 1.700 € zur
Verflgung. Dabei ist insbesondere zu bericksichtigen, inwiefern die Veranderungen in
der ,Struktur® der Leistungsbeziehenden — v. a. der kontinuierlich steigende Anteil
,2arbeitsmarktferner* Personen — hohere Budgets zur Aktivierung und Qualifizierung
erforderlich machen.

6. Langfristige Strategien erméglichen: Die Jobcenter benétigen eine Haushalts- und
Finanzplanung, die langerfristige Strategien und Uberjahrige Verpflichtungs-
ermachtigungen in ausreichender Héhe ermdglicht.

7. Instrumente flexibilisieren: Gerade fir Langzeitleistungsbeziehende ist es in vielen
Fallen geboten, flexible Lésungen zu finden, um die erforderlichen Fortschritte zu
erzielen. Der Handlungsspielraum zum Einsatz und zur Ausgestaltung von Instrumenten
muss vergrofiert, der Einsatz individueller MaRnahmen erleichtert werden. Und die
Méoglichkeiten zum Einsatz langjahriger Instrumente missen verbessert werden. Drei
weitere konkrete Anpassungen fur Langzeitleistungsbeziehende sind zudem geboten:

1. Eine individuelle Nachbetreuung nach der Integration muss maéglich sein, um diese zu
stabilisieren. Dabei muss Dauer und Intensitdt bedarfsgerecht gestaltet werden
kdnnen.

2. Die Mdglichkeiten und Forderansatze zur beruflichen Fort- und Weiterbildung fur die
zahlreichen Langzeitleistungsbeziehenden mit Bedarfen in diesem Bereich muss
verbessert werden.

3. Die modellhafte Erprobung des ,Passiv-Aktiv-Tausch/Transfer* muss im SGB Il recht-
lich verankert werden.

8. Sozialen Arbeitsmarkt gewahrleisten: Im Sinne der sozialpolitischen Verantwortung
muss auch solchen Personen eine wirdige Teilhabe an der Gesellschaft ermdglicht
werden, die den Sprung in den ersten Arbeitsmarkt nicht schaffen. Die
Optionskommunen bekraftigen daher die Forderungen der kommunalen Spitzenverbande
nach einem Sozialen Arbeitsmarktes bzw. einer offentlich geférderten Beschaftigung.
Damit aus solcher Beschaftigung neue Perspektiven erwachsen, ist es notwendig, darin
auch Qualifizierungsanteile zu integrieren.

9. Integrierte Sozialgesetzgebung aufsetzen: Perspektivisch ist es Aufgabe des Gesetz-
gebers, die Rahmenbedingungen flir eine umfassende Unterstitzung der
Leistungsbeziehenden zu verbessern. Im Interesse der betroffenen Birger/innen muss
eine integrierte (Sozial-)Gesetzgebung auf den Weg gebracht werden. So koénnten auf
kommunaler Ebene die Krafte geblindelt und flir die Erarbeitung besserer (Lebens-)
Perspektiven von Leistungsberechtigten genutzt werden. Die Rechte der Burger/innen,
insbesondere bezlglich des Datenschutzes missen dabei selbstverstandlich gewahrt
werden.

Berlin, November 2013
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Soziale Teilhabe sicherstellen —
Langzeitleistungsbezug wirkungsvoll abbauen

Seit Einfuhrung des SGB Il zum 1.1.2005 ist der Langzeitleistungsbezug als eine der zentralen
Herausforderungen erkennbar geworden. Bei der Analyse der Bezugsdauern wird deutlich, dass der
Leistungsbezug im SGB Il fir viele Personen keine voribergehende Hilfe ist, die sie als Arbeit-
suchende in einer Notlage beanspruchen mussen. Vielmehr missen viele Leistungsbezieher
dauerhaft Sozialleistungen in Anspruch nehmen — oftmals Gber Jahre; und teilweise auch schon lange
vor der Einfuhrung des SGB II.

Mit der Aufnahme des Ziels ,Vermeidung des Langzeitleistungsbezugs® in das bundesweite Ziel-
portfolio gemaR § 48a SGB Il hat der Gesetzgeber die Relevanz dieser Problematik anerkannt. Hier
wird als langzeitleistungsbeziehend gewertet, wer innerhalb der letzten 24 Monate mindestens
21 Monate lang Leistungen bezogen hat. Und auch die éffentliche Debatte widmet sich immer wieder
diesem Thema.

Grund genug fir die Optionskommunen, die zugelassenen kommunalen Trager der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende, sich mit dem Thema Langzeitleistungsbezug intensiv zu beschéftigen. Die
Optionskommunen haben es zum Jahresthema 2013 im ,Benchlearning der Optionskommunen“1
gemacht. Dabei sind wir nach dem Motto vorgegangen ,Erst analysieren, dann handeln!.

Dieses ,Positionspapier” beschreibt die Erkenntnisse, die die Optionskommunen gemeinsam aus der
intensiven Auseinandersetzung mit dem Langzeitleistungsbezug im Benchlearning der Options-

kommunen gewonnen haben und die Konsequenzen und Forderungen, die sie daraus flr die
handelnden Akteure auf den Ebenen von Bund, Landern und Kommunen ableiten:

Langzeitleistungsbeziehende: Der Relevanz der Gruppe gerecht werden.

Ausnahme oder Regel?

Rund zwei Drittel (67 Prozent) der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten im SGB Il sind Langzeit-
leistungsbeziehende. In einigen Regionen erreicht ihr Anteil fast 80 Prozent. In absoluten Zahlen heil3t
das: Von fast 4,5 Millionen erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in 2013 sind Gber 3 Millionen Lang-
zeitleistungsbeziehendez.

Und noch etwas belegen die Zahlen: Der Weg aus dem Langzeitbezug zurlick in den ersten Arbeits-
markt ist lang — zu lang fir viele. Eine Auswertung fiir das Jahr 2011 zeigt:

1. Von den Langzeitleistungsbeziehenden, die das Hilfesystem tatsachlich verlassen konnten, war
ein Drittel zwischen einem und vier Jahren im Leistungsbezug, ein knappes Viertel sogar langer
als vier Jahre.’

2. Von den Langzeitleistungsbeziehenden, die im Dezember 2011 noch im SGB Il verblieben, waren
37 Prozent schon seit Januar 2005 im Leistungssystem. Weitere 30 Prozent bezogen schon
zwischen knapp 2 Jahren (21 Monate) und bis zu 4 Jahren Leistungen.

www.benchlearning-sgb2.de

Statistische Daten aus 2013 Quelle: www.sgb2-info.de; Hinweis: Langzeitleistungsbezug beruht hier auf den gemaRt dem §48a
SGB Il giiltigen Messungen.

Methodenbericht der Statistik der BA zu Verweildauern von Leistungsberechtigten in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende.
Nirnberg, Juni 2013, Seite 7-8. Hinweis: Die Daten beziehen sich auf einen Auswertungszeitpunkt Dezember 2011 Link zum
Methodenbericht der BA
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() DEUTSCHER Deytscher
( ! Stadtetag

Abbildung 1: Entwicklung des (Langzeit-)Leistungsbezugs im SGB Il seit 2009
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit, SGB Il-Kennzahlen nach § 48a SGB 1

Langzeitleistungsbeziehende sind also nicht nur eine Grofe innerhalb der SGB ll-Leistungs-
berechtigten, sondern zeigen mit ihren Verweildauern auch die Dramatik des Problems.® Die
Langzeitleistungsbeziehenden sind keine zu vernachlassigende Minderheit unter den erwerbsfahigen
Leistungsbeziehenden, sondern sie stellen die wachsende Mehrheit — bundesweit, aber auch in jedem
einzelnen Jobcenter des Landes.

Kennst du einen, kennst du alle?

Die Langzeitleistungsbeziehenden sind keine homogene Gruppe, die sich durch wenige Merkmale
auszeichnet. Alle gangigen Férdergruppen sind beim Langzeitleistungsbezug vertreten: Altere, Allein-
erziehende, Berufstatige mit ergdnzendem Leistungsbezug (sog. ,Erganzer® oder ,Aufstocker),
Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahre, Personen mit gesundheitlichen Einschrankungen,
Erziehende von (kleinen) Kindern, Berufsriickkehrer/innen, Personen mit Migrationshintergrund und
weitere.

Abbildung 2: Langzeitleistungsbeziehende — Varianzen in den GroRen der Teil-Zielgruppen in den OK
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Quelle: Benchlearning der Optionskommunen

Langzeitleistungsbeziehende in der Definition nach § 48a SGB Il kénnen erst seit 2009 dargestellt werden.

Methodenbericht der Statistik der BA: Verweildauern von Leistungsberechtigten in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende.
Nurnberg, Juni 2013, Seite 17. Link zum Methodenbericht der BA-Statistik
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Abbildung 2 zeigt, die Spannbreiten der jeweiligen Teil-Zielgruppe unter den Langzeitleistungs-
beziehenden in den Optionskommunen. Es gibt deutliche Unterschiede, wie grof3 der Anteil einzelner
Teil-Zielgruppen an allen Langzeitleistungsbeziehenden dabei ist.

In einzelnen Optionskommunen ist beispielsweise die Halfte aller Langzeitleistungsbeziehenden
50 Jahre oder alter, wohingegen der Anteil in einer anderen Kommune nur rund 25 Prozent betragt.
Auch die Problematik der ,Erganzer® ist unterschiedlich ausgepragt: von etwa 22 Prozent bis ca.
48 Prozent variiert der Anteil der Personen, die erganzende SGB Il-Leistungen erhalten. Ahnliches gilt
fur alle Teil-Zielgruppen unter den Langzeitleistungsbeziehenden.

Es gilt zu bericksichtigen, dass hinter den prozentualen Anteilen unterschiedliche GruppengréfRen
(Nominalwerte) stecken. 25 Prozent Altere unter den Langzeitleistungsbeziehenden sind in Job-
center A 250 Personen, wahrend es in Jobcenter B 4.500 sind. Die Bedeutung und damit auch der
Handlungsdruck ergeben sich nicht allein aus dem Anteil, sondern auch aus der faktischen GrofRe
einer Teil-Zielgruppe.

Arbeitslos oder erwerbstatig?

Neben der Unterscheidung der Teilzielgruppen nach Personenmerkmalen lassen sich die Langzeit-
leistungsbezieher in drei Kerngruppen gliedern:

1. Personen, die mindestens 21 Monate nicht oder nur in einem Minijob gearbeitet und auch an
keiner Aktvierungsmalinahme teilgenommen haben, und statistisch als Langzeitarbeitslose erfasst
werden.

2. Personen, die statistisch nicht als ,(langzeit)arbeitslos* erfasst werden — aber de facto langzeit-
arbeitslos sind. Das gilt fur

a. Personen, die dem Arbeitsmarkt (gemafy § 10 SGB) nicht zur Verfigung stehen, weil sie
Kinder unter drei Jahren oder pflegebedurftige Angehdrige betreuen,

b. Personen in Aktivierungs- oder Qualifizierungsmafnahmen, die statistisch als arbeit-
suchend geflhrt werden.

c. Personen mit ein- oder mehrmaliger kurzzeitiger Integration in sozialversicherungs-
pflichtige Beschaftigung mit einem monatlichen Einkommen oberhalb von 450 €, die
statistisch im Wechsel als integriert oder arbeitslos gefiihrt werden,

d. Personen, die haufiger und teilweise auch langerfristig nicht arbeiten kénnen, aber als
erwerbsfahig gelten.

3. Personen, die mit einer Arbeitszeit von mehr als 15 h/Woche voll oder in Teilzeit erwerbstatig sind,
aber zusatzlich zu ihrem Arbeitsentgelt einen Leistungsanspruch haben, und statistisch als
erwerbstatige Leistungsbezieher (Erganzer/Aufstocker) erfasst werden.

Gemeinsam ist diesen drei unterschiedlichen Kerngruppen, dass sie alle — undifferenziert — als Lang-

zeitleistungsbeziehende gefiihrt werden.

Abbildung 3: Langzeitleistungsbezieher — Kerngruppen
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Hier wird deutlich: Der Langzeitleistungsbezug ist eine leistungsrechtliche Kategorie — er leitet sich eben
nicht aus Personenmerkmalen oder integrationspolitischen Zielen ab. Folglich lassen sich aus dem Status
Jlangzeitleistungsbeziehend” keine unmittelbareren Handlungserfordernisse und Schlussfolgerungen fiir die
Integrationsarbeit ableiten. Mit Blick auf die Integration in Arbeit gibt es die eine homogene Zielgruppe der
Langzeitleistungsbeziehenden nicht.
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Langzeitleistungsbezug abbauen! Aber wie?

Die Erkenntnisse zur Zielgruppe Langzeitleistungsbezieher fihren zu drei Schlissen:

1. Die Jobcenter mussen dem Abbau des Langzeitleistungsbezugs eine hohe Prioritdt geben. Denn
mitunter betrifft er vier von fiinf Leistungsbeziehenden eines Jobcenters.

2. Fur die Gruppe der Langzeitleistungsbeziehenden kann es nicht einen Handlungsansatz geben,
denn Langzeitleistungsbezug ist eine leistungsrechtliche Kategorie.

3. Es gibt keine Schablone fiir eine erfolgreiche Vermittlung von Langzeitleistungsbeziehenden.
Jedes Jobcenter muss fur sich die individuelle Zusammensetzung an Teil-Zielgruppen bestimmen
und individuelle Antworten finden. Dazu missen die Personen innerhalb der Zielgruppe differen-
ziert betrachtet werden. Denn die Hebel, um sie beruflich zu integrieren, sind genauso
unterschiedlich wie die Probleme, durch die sie in das SGB Il gerieten.

Das bedeutet: Prazise Auswertungen zur Gruppe der Langzeitleistungsbezieher sind erforderlich, um
die jeweils vor Ort richtigen Strategien Giberhaupt anwenden zu kénnen. Diese Strategien missen auf
klar definierte Ziele ausgerichtet sein.

Tagtaglich mussen Betroffene wie Jobcenter mit all den Herausforderungen umgehen, die mit dem
Langzeitleistungsbezug einhergehen. Die Optionskommunen wissen um die (langfristige) sozial-
politische Problematik des Langzeitleistungsbezugs. Die Zielgruppe ist zu grof3 und die Bedarfslage
der verschiedenen Teilgruppen zu komplex, als dass man sich dem politischen wie dem strategischen
Handlungsbedarf vor Ort jetzt entziehen kann oder darf.

Ziele klaren: Was konnen und was sollen Jobcenter uiberhaupt leisten?

1. Die sozialpolitische Dimension anerkennen

Der gesetzliche Auftrag an die Jobcenter lautet:

§ 1 SGB II: Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtigten ermdglichen, ein
Leben zu fiihren, das der Wiirde des Menschen entspricht. [...) Die Leistungen der Grundsicherung
sind insbesondere darauf auszurichten, dass [...] die Erwerbsféhigkeit einer leistungsberechtigten
Person erhalten, verbessert oder wieder hergestellt wird.

Die Optionskommunen sehen in der Zielstellung eine soziale Dimension. Die Gesetzesbegriindung
aus dem Jahr 2003 bekraftigt diese Einschatzung mit folgenden Schlagwdértern ,mehr individuelle
Unterstltzung®, ,Verbesserung der aktivierenden Instrumente®, ,abgestimmte Hilfen aus einer Hand®
und ,Hilfeberechtigte als Kooperationspartner“.6

Erwerbstatigkeit ist eine der wirksamsten Methoden, gesellschaftliche Teilhabe in vielfaltiger Weise
sicherzustellen. Wer unter Erwerbstatigkeit nicht nur den Aspekt des Geldverdienens sieht, wer
dartber hinaus anerkennt, welche sozialen und gesellschaftlichen Teilhabemdglichkeiten sie birgt,
dem ist auch klar, was es bedeutet, keine Arbeit zu haben. Der weil3, was arbeitslose Langzeit-
leistungsbeziehende entbehren und Jobcenter zumindest abfedern mussen.

Dennoch lasst sich der Auftrag des SGB Il nicht auf die Integration in Erwerbstatigkeit reduzieren: Der
sich seit Jahren verfestigende Leistungsbezug zeigt, dass viele Menschen auf absehbare Zeit ein
begrenztes Potential fir den ersten Arbeitsmarkt haben und dieses nur langfristig entwickeln kénnen.
Fur sie gilt: formal erwerbsfahig zu sein, bedeutet nicht automatisch, auch de facto einsatzfahig am
Arbeitsmarkt zu sein. Auf dem Weg zurlck in den Arbeitsmarkt geht es um die Verbesserung oder
Herstellung der Erwerbsfahigkeit. Dabei sind es neben Qualifikationsdefiziten oftmals die ,weichen®
Faktoren einer Person wie Motivation, Flexibilitdt, Kommunikationsfahigkeit oder Ausdauer, die eine
zlugige Integration erschweren. Es missen bessere Wege gefunden werden, Menschen im erwerbs-
fahigen Alter sinnvoll zu unterstitzen, zu beraten und zu férdern.

6 BT-Drs. 15/1514 vom 5.9.2003 (http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/015/1501514.pdf) S. 50 Zum anderen gehe es darum, durch

mehr individuelle Unterstitzung Sozialhilfebedirftigkeit zu vermeiden bzw. zu Uberwinden. [...] Verbesserung der aktivierenden
Instrumente und Leistungen der Sozialhilfe [...] abgestimmte ,Hilfen aus einer Hand" firr die vielfaltigen prekaren Lebenslagen
anzubieten [...] Hilfeberechtigte im Bereich der aktivierenden Hilfen als Kooperationspartner zu begreifen, die verbindlich und aktiv
in den Hilfeprozess mit einzubeziehen sind [...]
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Die Grundsicherung flr Arbeitsuchende hat damit auch eine sozialpolitische Verantwortung fir fast
6,2 Millionen” Erwachsene und Kinder in Deutschland. Diese muss sich widerspiegeln — in den Zielen,
aber auch in den Mitteln und Instrumenten, die den Jobcentern an die Hand gegeben werden. Dabei
geht es neben der Integration in Arbeit auch und gerade darum, soziale Teilhabe sicherzustellen. Es
bedarf der Mdglichkeiten, auch praventiv handeln zu kdnnen, um eine Verfestigung der Hilfebedurftig-
keit zu vermeiden.

2. Realistische Ziele ausgeben

Die politischen Vorgaben verkennen vielerorts die derzeitigen Mdglichkeiten der Jobcenter wie auch
der Leistungsbeziehenden. Wenn im Schnitt zwei Drittel der erwerbsfahigen Leistungsbeziehenden
knapp zwei Jahre oder langer im Bezug sind, wird fir die meisten Beziehenden eine bedarfs-
deckende, dauerhafte Integration kurzfristig kaum zu realisieren sein. Anderslautende politische
Forderungen andern nichts an den Realitdten vor Ort. Vielmehr stehen sie den notwendigen lang-
fristigen Integrationsstrategien oftmals im Weg.

Und: Alle Jobcenter sind bereit, sich an realistischen Zielen messen zu lassen. Aber: Unrealistisch
hohe Zielvorgaben in der Vergangenheit — und daraus resultierende Zielverfehlungen — fiihren zu
Frustrationen in den Jobcentern und tragen zu dem offentlichen Eindruck bei, in den Jobcentern
wurde keine gute Arbeit geleistet. Dies gilt umso mehr, wenn die sozialpolitische Dimension dieser
Arbeit nicht benannt und gewirdigt wird.

Die Optionskommunen fordern, die Realitdten im SGB Il anzuerkennen und realistische Erwartungen
an die Jobcenter zu richten. Eine offene und ehrliche Betrachtung bedeutet auch, die Grenzen der
Méglichkeiten anzuerkennen. Sie bedeutet aber nicht, Menschen vom Férdern und Fordern auszu-
grenzen. Die Optionskommunen wollen und werden niemanden aufgeben.

3. Nachhaltigkeit fordern

Die Optionskommunen streben nachhaltige Losungen fiir ihre Leistungsbeziehenden an. Sie sollen
nach Mdglichkeit so integriert werden, dass sie nicht (immer und immer wieder) nach kurzer Zeit
erneut hilfebedurftig werden. Das ist nicht immer méglich, sollte aber zunachst immer das Ziel sein.

Eine solche Strategie konsequent durchzuhalten, erfordert nicht nur einen langen Atem, sondern viel
politisches Durchsetzungsvermdgen. Denn: Die 6ffentliche Diskussion konzentriert sich sehr stark auf
die Zahl der Integrationen. Wer viel integriert, gilt als erfolgreich. Dabei kann eine einzelne Person
theoretisch bis zu zwdlf Mal in einem Jahr ,integriert werden: Jeden Monat ein Mal. Das ist selten
nachhaltig, sieht aber in der Statistik gut aus.

Da eine nachhaltige Integration oftmals nur durch Iangerfristige Strategien erreichbar ist, stehen die
Jobcenter vor einem Zielkonflikt: Von einer hohen Integrationsquote profitiert das Jobcenter, mitunter
aber nicht die integrierte Person. Hier liegt ein Fehlanreiz — zum Nachteil der Leistungsbezieher
allgemein, vor allem aber derjenigen, die weit weg von einer auskdmmlichen, dauerhaften
Beschaftigung sind. Betroffen sind hier vorrangig Langzeitleistungsbezieher. Dass die Nachhaltigkeit
der Integrationen im aktuellen Zielsystem nach § 48a SGB berucksichtigt ist, hat dies nicht grundsatz-
lich geandert — auch wenn es ein Schritt in die richtige Richtung ist.

Deshalb gilt: Bund, Lander und Kommunen missen nachhaltiges, langfristiges Handeln der Jobcenter
starker honorieren als schnelle Erfolge (soweit sie nicht nachhaltig sind). Nur so kann dem Langzeit-
leistungsbezug wirklich nachhaltig begegnet werden. Und die Chancen steigen, dass eine Integration
in den ersten Arbeitsmarkt gleichbedeutend ist mit der Aufnahme einer existenzsichernden Erwerbs-
tatigkeit — und somit der (Langzeit-)Leistungsbezug dauerhaft und vollstadndig beendet wird.

Stand Juli 2013, Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit.
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4. Stigmatisierung beenden

Der Begriff ,Hartz IV gilt in der Offentlichkeit quasi seit Einfilhrung des SGB Il als Schimpfwort.
.Hartz IV-Empfanger” werden in der politischen und o6ffentlichen Debatte oftmals stigmatisiert, der
Bezug von Transferleistungen wird als anrtichig dargestellt. Dabei wurde mit der Hartz IV-Reform ein
wichtiges sozialpolitisches Ziel verfolgt: Eine Grundsicherung fur Menschen, die ihren Lebensunterhalt
nicht aus eigener Kraft sicherstellen kénnen.

Besonders deutlich wird dies, wenn man auf die erwerbstatigen Leistungsbezieher schaut — eine
durchaus relevante Gruppe unter den Langzeitleistungsbeziehenden: Diese Menschen arbeiten mit-
unter 40h/Woche — fur nicht auskdmmliche Léhne — und das Uber Jahre. Wieso gelingt es in Landern
wie Schweden und Danemark, dass dort von allen Beteiligten positiv und wertschatzend lUber diese
Personen gesprochen wird, wahrend diesem Personenkreis in Deutschland ein Makel anhangt? Hier
ist ein Umdenken erforderlich.

Die Optionskommunen fordern, dass sich Politik und sozialpolitische Akteure zur Grundsicherung fir
Arbeitsuchende offen bekennen. Es ist eine groRe und verantwortungsvolle Aufgabe, dass wir als
Gesellschaft jedem Menschen ein selbstbestimmtes Leben ermdglichen und ihn dabei aktiv unter-
stitzen. Das ist der Kern unseres Sozialstaats. Politik und sozialpolitische Akteure tragen die
Verantwortung dafir, dass Jobcenter und Leistungsbeziehende in einem wertschatzenden Umfeld
gemeinsam daran arbeiten kénnen, den Leistungsbezug schnellstméglich zu beenden. Das SGB |l ist
keine Schwache, sondern eine Starke unseres Sozialstaats.

Ressourceneinsatz den hohen Anforderungen anpassen

5. Bedarfsgerechte Budgets bereitstellen

Die Anzahl der erwerbsfahigen Personen im SGB Il ist Gber die letzten Jahren kontinuierlich gesunken
— noch viel starker wurden die finanziellen Mittel des Bundes abgesenkt, die den Jobcentern zur
Verfugung stehen. Das Gesamtbudget fur die Mittel fir Qualifizierung, Aktivierung und Vermittlung
(sogenannter ,Eingliederungstitel“) und fir das Verwaltungskostenbudget, aus dem insbesondere das
Personal der Jobcenter finanziert wird, ist deutlich gesunken. Dabei haben sich die Mittelkirzungen
der letzten Jahre an der Entwicklung der Arbeitslosigkeit orientiert, die nur fir die Halfte der SGB II-
Leistungsberechtigten relevant ist. Das Gesamtbudget wurde somit Gberproportional zur Entwicklung
der Bedarfsgemeinschaften bzw. erwerbsfahigen Leistungsbeziehenden reduziert.

Gleichzeitig hat sich die Gruppe der Leistungsbezieher seit 2005 kontinuierlich verandert: Der Anteil
der ,arbeitsmarktnahen® Leistungsberechtigten ist gesunken. Entsprechend gestiegen ist der Anteil
der ,arbeitsmarktfernen“ Leistungsberechtigten. Durch den anteiligen Anstieg der Langzeitleistungs-
beziehenden ist potenziell auch der durchschnittliche Unterstitzungsbedarf gewachsen: Fur viele
Leistungsbeziehende sind intensive MaRnahmen und langfristige Integrationsprozesse notwendig, um
in Arbeit zu kommen. Viele Langzeitleistungsbeziehende haben die Erfahrung gemacht, ,nicht
gebraucht zu werden® oder ,nichts zu kénnen®. Sie wieder anzusprechen und vom Gegenteil zu
Uberzeugen, passiert nicht von heute auf morgen. Sie brauchen also mehr Férderung und damit mehr
finanzielle Mittel pro Kopf als jene, die schneller wieder am Arbeitsmarkt Ful® fassen.
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Abbildung 4: Eingliederungstitel und Verwaltungskostenbudget oder Gesamtbudget im Verhiltnis zu LZB8
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Ahnliches gilt fur die unmittelbare Arbeit mit den Leistungsbeziehenden. Durch den gestiegenen Anteil
der Langzeitleistungsbeziehenden hat auch hier der durchschnittliche Unterstiitzungsbedarf zuge-
nommen. Hinzu kommt: Es gibt wenige gesicherte ,Wahrheiten® in der Arbeitsmarktpolitik. Eine davon
lautet: Je intensiver und hochwertiger die Betreuung der Leistungsbezieher, desto grofier die Vermitt-
lungserfolge. In der Konsequenz bedeutet das: Die aktuelle Personalausstattung der Jobcenter reicht
vielerorts nicht aus, um mit allen Leistungsbeziehenden bedarfsgerecht zu arbeiten. Eine enge
Begleitung aller Arbeitsuchenden im Integrationsprozess ist mit dem derzeitigen Personalschlissel im
Bereich der Vermittiung bzw. des Fallmanagements nicht zu gewahrleisten. Stattdessen sind die
Mitarbeiter/innen der Jobcenter gezwungen, taglich abzuwagen, welche Person in welcher Intensitat
beraten und unterstitzt werden soll — und welche Leistungsbeziehenden dabei zwangslaufig nicht so
intensiv betreut werden kénnen.

Neben der Quantitat des Personals spielt aber auch seine Qualitat eine Rolle. Der steigende Lang-
zeitbezug geht vielfach mit komplexeren personlichen Situationen und héherem Unterstitzungsbedarf
seitens der Leistungsbeziehenden einher. Diesen angemessen und professionell zu begegnen, muss
oberster Anspruch sein. Nur durch bestens ausgebildetes Personal kann ein Mensch adaquat beraten
und unterstitzt werden. Deshalb bendtigen die Jobcenter entsprechende Mittel, um gut ausgebildete
Fachkrafte als Mitarbeiter/innen zu gewinnen. Aber auch Entwicklungs- und Qualifizierungsangebote
sind notwendig, um den wachsenden Anspriichen der Arbeit dauerhaft gerecht zu werden.

Der Lage vieler Mitarbeiter/innen in diesem anspruchsvollen und belastenden Arbeitsumfeld muss
Rechnung getragen werden. Hohe Fluktuation und Krankenstande in vielen Jobcentern bezeugen den
Handlungsbedarf. Viele Mitarbeiter/innen erleben bei den Leistungsberechtigten negative Verhaltens-
weisen wie Frustration, Apathie, Aggression bis hin zur Gewalt, mit denen sie umgehen missen. Eine
Wertschatzung der Arbeit in den Jobcentern auf breiter gesellschaftlicher Basis fehlt derzeit und
verstarkt die negativen Arbeitsbedingungen. Den Bedirfnissen der Mitarbeiter/innen gerecht zu
werden, kommt letzten Endes den Leistungsbeziehenden zugute, die jeden Tag auf die Expertise und
den Einsatz dieser Menschen angewiesen sind. Darauf mit der richtigen quantitativen und qualitativen
Personalausstattung zu reagieren, ist notwendige und richtige Konsequenz.

Langzeitleistungsbeziehende sind 2010 in der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 48a SGB Il vom 12.8.2010
definiert worden. Deshalb liegen die Daten erst ab 2009 vor.
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Die Mitarbeiter/innen optimal an ihre Aufgaben heranzufiihren, zu qualifizieren und bei ihren Aufgaben
anzuleiten und zu unterstlitzen, betrachten die Optionskommunen als wesentliche Aufgabe und
Kompetenz der Jobcenter selbst.

Fur substanzielle Veranderungen in der quantitativen Personalausstattung kann dagegen nur der
Bund sorgen. Hier besteht Handlungsbedarf, wie der Blick auf einen allgemein verbindlichen Mafstab
verdeutlicht: Der Gesetzgeber selbst hat bei der Konzeption des SGB Il im Jahr 2003 eine Berech-
nungsgrundlage fir die finanzielle Ausstattung der Jobcenter definiert. Vorgesehen waren 3.170 € pro
erwerbsfahigem Leistungsberechtigten fir Eingliederungsmalinahmen und Verwaltungskosten. Von
diesem qualitativ gut begriindeten Budget sind wir im Jahr 2013 weiter entfernt als je zuvor, wie die
Abbildung 4 zeigt. Der Abgleich der urspriinglich vorgesehenen mit der tatsachlichen Mittelausstattung
macht deutlich: Seit Einflhrung des SGB Il ist die Hdhe der finanziellen Mittel, die den Jobcentern zur
Verfligung standen, konstant schlechter gewesen als vom Gesetzgeber vorgesehen.

Die Optionskommunen fordern daher: Das Gesamtbudget des Bundes fiir Eingliederung und Ver-
waltung ist entsprechend der vom Gesetzgeber damals vorgesehenen Berechnungsgrundlage
deutlich zu erhéhen.

6. Langfristige Strategien ermdglichen

In Anbetracht der unterschiedlichen Problemlagen der verschiedenen (Teilgruppen der) Langzeit-
leistungsbeziehenden ist ein vor Ort abgestimmtes Handeln notwendig, das auch langfristige, mitunter
mehrjahrige Strategien ermdglichen muss. Hierzu sind die entsprechenden Ressourcen und Instru-
mente bereitzustellen. Dies gilt erst recht bei dem Anspruch, langfristig Fachkrafte fir den ersten
Arbeitsmarkt entwickeln zu wollen.

Damit dies gelingt, missen die Jobcenter ihre Ressourcen flexibler einsetzen kénnen. Das Eingliede-
rungsbudget muss so geplant werden kénnen, dass aufgesetzte Strategien nicht jedes Jahr verworfen
werden missen und damit obsolet werden. Langzeitleistungsbezieher brauchen eben in vielen Fallen
langfristige Zielsetzungen — und die Jobcenter daflr die nétige Planungs- und Handlungssicherheit.
Wir, die Optionskommunen, fordern, eine Haushalts- und Finanzplanung, die langerfristige Strategien
und uberjahrige Verpflichtungsermachtigungen in ausreichender Hoéhe erméglicht.

Angemessene Instrumente zur Verfligung stellen

7. Instrumente flexibilisieren

Nach dem Gesetz haben die Jobcenter verschiedene Instrumente zur Hand, um v.a. Langzeit-
leistungsbeziehende in Arbeit zu integrieren. lhr Einsatz unterliegt dabei vielen Ein- und
Beschrankungen. Diese sind nicht immer zielfihrend. Im Gegenteil: Mitunter stehen sie einer Integra-
tion in Arbeit im Weg. Die Entscheidung, ob ein Praktikum 12 oder 16 Wochen dauern darf, sollte nicht
der Gesetzgeber pauschal treffen. Sie sollte den Fachleuten vor Ort zugetraut werden. Denn nur sie
kénnen wirklich einschatzen, welche Unterstitzung zielfiihrend ist.

Enge gesetzliche Vorgaben stehen darlber hinaus im Widerspruch zur Verantwortungsteilung im
SGB Il. Es sind die Jobcenter, die fur die Umsetzung des SGB Il verantwortlich sind. Sie werden
daran gemessen, ob sie die vereinbarten Ziele erreichen. Dann sollten sie auch mdéglichst frei dartber
entscheiden konnen, wie sie die Ziele erreichen konnen. Jedes Jobcenter muss die Mallnahmen
anwenden koénnen, die es fir die eigenen Leistungsbeziehenden fir sinnvoll halt.

Gerade fur Langzeitleistungsbeziehende ist es in vielen Fallen nétig, flexible Lésungen zu finden, um
wirklich Fortschritte zu erzielen. Der Handlungsspielraum zum Einsatz und zur Ausgestaltung von
Instrumenten muss vergréRert werden. Der Einsatz individueller MaRnahmen muss erleichtert werden.
Und die Mdglichkeiten zum Einsatz langfristiger Instrumente miissen verbessert werden.
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Drei weitere konkrete Anpassungen halten wir fir Langzeitleistungsbeziehende fir geboten:

1. Eine individuelle Nachbetreuung nach der Integration muss méglich sein, um diese zu stabilisie-
ren. Dabei muss Dauer und Intensitat bedarfsgerecht gestaltet werden kénnen.

2. Die Mdglichkeiten und Fdrderansatze zur beruflichen Fort- und Weiterbildung fiir die zahlreichen
Langzeitleistungsbeziehenden mit Bedarfen in diesem Bereich muss verbessert werden.

3. Die modgellhafte Erprobung des ,Passiv-Aktiv-Tausch/Transfer muss im SGB |l rechtlich verankert
werden.

8. Sozialen Arbeitsmarkt gewahrleisten

Bei allem Engagement und selbst bei optimaler Unterstlitzung der Leistungsbeziehenden gehdért zu
einer ehrlichen Auseinandersetzung mit dem Langzeitleistungsbezug eine Erkenntnis dazu: Fur
manche Leistungsbeziehende besteht keine realistische Aussicht, kurzfristig wieder auf dem ersten
Arbeitsmarkt Ful® zu fassen. Im Sinne der sozialpolitischen Verantwortung muss auch fir diese
Personen eine soziale Teilhabe an der Gesellschaft ermdglicht werden.

Verfolgt man diesen Gedanken weiter, kommt man unweigerlich zu der Notwendigkeit des Sozialen
Arbeitsmarktes bzw. der o6ffentlich geférderten Beschaftigung — und zur Frage, unter welchen Be-
dingungen solche Ansatze aufgesetzt werden konnen. Die kommunalen Spitzenverbdnde haben
bereits dazu Stellung bezogen und sprechen sich daflr aus'’. Die Optionskommunen bekraftigen dies
noch einmal.

An dieser Stelle sei betont: Damit aus offentlich geférderter Beschaftigung neue Perspektiven er-
wachsen, ist es notwendig, neben sozialversicherungspflichtiger Beschéaftigung niedrigschwellige
Beschaftigung vorzuhalten, die auch Qualifizierungsanteile beinhaltet.

9. Integrierte Sozialgesetzgebung aufsetzen

Voraussetzung fir die erfolgreiche Bekampfung des Langzeitleistungsbezugs ist ein zielgerichtetes
langfristiges Handeln. Viele der Leistungsbeziehenden im SGB Il und ihre Familienmitglieder haben
BerUhrungspunkte zu anderen Sozialleistungen und anderen hierfur zustandigen Stellen. Die Prob-
lemlagen greifen oftmals ineinander und kénnen doch nicht optimal angegangen werden, weil die
unterschiedlichen Gesetzesgrundlagen/Datenschutzbestimmungen dies verhindern oder zumindest
erschweren.

Die Optionskommunen betrachten es als vornehmliche Aufgabe der Kommunen, die Zusammenarbeit
der Akteure vor Ort zu férdern und zu gewahrleisten. Daran arbeiten sie schon jetzt im Rahmen der
kommunalen Zustandigkeit. Hier liegt einer der Vorzuge der Optionskommunen, die vielfach selbst die
internen Schnittstellen gestalten kénnen.

Der Organisation kurzer Wege und der Hilfe aus einer Hand sind jedoch Grenzen gesetzt, wenn die
betroffenen Aufgaben aulerhalb der kommunalen Zustandigkeiten liegen. Betroffen sind hier auch
und gerade erwerbstatige (Langzeit-)Leistungsbezieher. Wenn diese sich etwa durch eine
Beendigung des Leistungsbezugs schlechter stellen, weil kostenfreie Versorgungsleistungen entfallen,
entstehen Anreize, im Leistungsbezug zu bleiben. Hier ist zu prifen, wie die gesetzlichen Regelungen
so ausgestaltet werden kdnnen, dass eine (voll) erwerbstatige Person den Leistungsbezug im SGB |l
schnellstmoéglich wieder beendet — oder noch besser: gar nicht erst Leistungsbezieher im Rechtskreis
SGB Il wird.

Perspektivisch ist es Aufgabe des Gesetzgebers, die Rahmenbedingungen flir eine umfassende
Unterstltzung der Leistungsbeziehenden zu verbessern. Im Interesse der betroffenen Birger/innen
muss eine integrierte (Sozial-)Gesetzgebung auf den Weg gebracht werden. So kénnten auf kommu-
naler Ebene alle Krafte gebindelt und fir die Erarbeitung besserer (Lebens-)Perspektiven von
Leistungsberechtigten genutzt werden. Die Rechte der Blrger/innen, insbesondere bezlglich des
Datenschutzes mussen dabei selbstverstandlich gewahrt werden.

Beim Passiv-Aktiv-Tausch/Transfer wird die Transferleistungssumme an den Arbeitslosen (die passive Leistung) als Subvention
einer Beschéftigung (aktive Leistung) eingesetzt. Das bedeutet: Mit den Leistungen zum Lebensunterhalt wird geférderte
Beschaftigung subventioniert.

DLT-Positionspapier unter: http://www.landkreistag.de / Hartz IV / DLT-Positionspapier

DST-Positionspapier unter: http://www.staedtetag.de/presse/beschluesse
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1 Stellungnahme zur Aufnahmeféhigkeit des Arbeitsmarkts im Jahr 2013 fiir SGB 1l Bezieher
Der Arbeitsmarkt in Erlangen schien im Jahresverlauf 2013 nicht mehr so aufnahmeféhig wie in den davor-
liegenden Jahren. Uberraschend konnte durch ein Anziehen der Integrationen im letzten Quartal das Vorjah-
resergebnis ubertroffen werden. Ein Trend weg von der Teilzeitbeschéaftigung hin zum Minijob ist festzustel-
len. Unsere JungendmaRnahmen im Ubergang Schule Beruf waren stabil erfolgreich. Der demographische
Einfluss, die allgemeine Reduzierung der Schulabganger und damit ein aufnahmebereiterer Ausbildungs-
markt, macht sich in der Steigerung der Vermittlung in Ausbildung deutlich bemerkbar.

Eine differenzierte Bilanz der Ergebnisse des Jobcenters aus dem Jahr 2013 im Bereich der Integration, der
Qualifizierung und der Aktivierung werden im Eingliederungsbericht 2013 zu finden sein. Dieser wird zur
nachsten SGA/HFPA Sitzung Ende Marz aufgelegt.

Die Auswertung der vom Jobcenter eingesetzten externen und internen Eingliederungs- und Qualifizierungs-
instrumente werden in der GGFA Stellungnahme zur weiteren institutionellen Entwicklung des Jobcenters
Erlangen als Vorlage fur die Stadtratssitzung vom 27.2.2014 dargestellt.

2 Zielvereinbarung fur 2014 und Aussagequalitat der zugrunde gelegten Kennzahlen

21 Zielvereinbarung 2014
Fur das Jahr 2014 wurden in dem neuen ,Bottom Up“ Verfahren die Jahresziele vom Jobcenter Erlangen
angeboten und wie folgt mit dem Bayerischen Staatsministerium (STMAS) ausverhandelt:

e Ziel 1: Senkung der Bundesausgaben: Keine Zielsetzung, Beobachtung der Entwicklung

e Ziel 2: Sicherung Status Quo bei den Arbeitsmarktintegrationen - AK2 =0

e Ziel 3: Senkung der Anzahl von Langzeitleistungsbeziehern um 0,5% - A K3 =-0,5%
Die Zielansatze spiegeln die fachlichen Einschatzungen des Jobcenters wieder und wurden vom STMAS
akzeptiert. In der Anlage 1 ist die dazu bei STMAS vorgelegte fachliche Begriindung zu finden.
Die GegenUlberstellung der ausverhandelten Zielwerte zeigt, dass sich Erlangen Uber dem Durchschnitt sei-
nes Vergleichstyps bewegt. Bemerkenswert ist die teilweise sehr deutliche Zielreduzierung bei der Integrati-
onsquote, ein Hinweis auf die doch starke Positionierung von Erlangen.

Angebotswerte der JC im Vergleichstyp Id fir die 2014 Veranderungeraten K2 und K3

K2 - Integrationsquote K3 - Bestand an Langzeitleistungsbeziehern
Jobcenter Land |Trager| K2 Jobcenter Land |Trager| K3
Vergleichstyp Id Durchschnitt -1,6% Vergleichstyp Id Durchschnitt -0,4%
Olpe NRW gE| 1,0% Waldshut Bawi zkT| -5,0%
Reutlingen BawWii gE| 0,7% Boblingen Bawi gE| -2,0%
Fulda HE zkT| 0,5% Fulda HE zKT| -2,0%
Tubingen Bawu gE[ 0,1% Ortenaukreis BaWii zkT| -1,8%
Emsland NI zkT| 0,0% Muhldorf am Inn BY gE| -1,0%
Erlangen, Stadt BY zKkT| 0,0% Germersheim RLP gE| -1,0%
Esslingen BawWii gE| 0,0% Esslingen Bawi gE| -1,0%
Goppingen Bawiu gE[ 0,0% Goppingen Bawi gE| -1,0%
Heidenheim BawWii gE| 0,0% Ludwigsburg Bawi zkT| -1,0%
Heilbronn BawWiu gE| 0,0% Reutlingen Bawi gE| -1,0%
Konstanz BaWii gE 0,0% Erlangen, Stadt BY zKT| -0,5%
Landau-Sudliche WeinstraBe |RLP gE[ 0,0% Konstanz BaWi gE| -0,5%
Ludwigsburg Bawu zkT| 0,0% Rems-Murr-Kreis Bawu gE| -0,4%
Mainz-Bingen RLP zkT| 0,0% Neu-Ulm BaWi gE| -0,2%
Rems-Murr-Kreis Bawu gE[ 0,0% Tubingen BawWi gE| -0,1%
Rhein-Neckar-Kreis BaWiu gE[ 0,0% Breisgau-Hochschwarzwald [BaWii gE| 0,0%
Boblingen Bawiu gE[ -1,0% Ldrrach Bawi gE| 0,0%
Germersheim RLP gE| -1,4% Karlsruhe BaWii gE| 0,0%
Schwabach, Stadt BY gE| -1,9% Schwarzwald-Baar-Kreis Bawu gE| 0,0%
Neu-Ulm BY gE|[ -2,0% Ostalbkreis BaWii zKT| 0,0%
Waldshut Bawii zKT| -2,2% Vechta NI gE| 0,0%
Ortenaukreis BaWii zKT| -2,6% Schwabach, Stadt BY gE| 0,0%
Vechta NS gE| -2,6% Emsland NI zkT| 0,0%
Ostalbkreis BaWi zKT| -2,9% Heidenheim BawWi gE| 0,0%
Muhldorf am Inn BY gE|l -3,1% Heilbronn BaWi gE|l 0,0%
Schwarzwald-Baar-Kreis Bawiu gE[ -3,1% Landau-Sudliche Weinstrale|RLP gE| 0,0%
Grafschaft Bentheim NI zKT| -5,0% Mainz-Bingen RLP zKT| 0,0%
Karlsruhe BawWiu gE| -6,8% Olpe NRW gE| 0,0%
Rastatt BaWii gE|[ -7,9% Rhein-Neckar-Kreis BaWii gE| 1,0%
Lorrach BawWu gE| -8,0% Rastatt Bawi gE| 1,2%
Breisgau-Hochschwarzwald  |BaWi gE[ -9,1% Grafschaft Bentheim NI zKT| 2,5%
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Zur Aussagequalitat der Kennzahlen und zur kritischen Bemerkung des Bayerischen Staats-

ministerium fir Arbeit und Soziales, Familie und Integration (STMAS) in dessen Stellungnahme vom
16.07.2012

.Innehalten auf hohem Niveau bedeutet klug den Erfolg auf Dauer zu sichern®

1.

Der Kennzahlenvergleich resultiert ausschliellich aus der dynamischen Veranderung als Er-
folgsmafstab und beriicksichtigt nicht, auf welchem Niveau sich das jeweilige Jobcenter bei
der SGB Il Arbeitslosenquote befindet.

Hierdurch war es maoglich, dass Jobcenter die u.a. durch die Wirtschaftskrise 2008/2009 in hohe
Langzeitarbeitslosenzahlen gerutscht sind, im nachfolgenden Aufschwung sehr gute dynamische
Anstiege zeigten, die unkorrekter Weise die Messlatte darstellten. Dementsprechend war bei diesen
Jobcentern ein starkerer Rickgang der Kennzahlen bei der abflachenden Aufnahmebereitschaft des
Arbeitsmarktes im letzten Jahr zu verzeichnen. (Siehe Typenvergleich Anlage 2 Tabelle 1)

Der alte als auch der neue Vergleichstyp spiegelt nicht die Erlanger Rahmenbedingungen
wieder.

Die Basis der STMAS Stellungnahme bildet ein Vergleichstyp dessen Zusammenstellung von An-
fang an als hochst fragwiirdig als Bezugsgrof3e fur die Stadt Erlangen bewertet wurde. In der Regel
sind dort Mittelstadte unter hunderttausend Einwohnern und héheren SGB Il Arbeitslosenquoten zu
finden. Echte Vergleichsstadte sind lediglich Ingolstadt, Regensburg und auf3erhalb Bayern liegend
Wolfsburg. Deshalb wird von Seiten des Jobcenters Erlangen immer eine Vergleichstbersicht zu al-
len Grol3stadten in Bayern im Leistungsvergleich veroffentlicht. Erlangen halt bei der SGB Il Arbeits-
losenquote mit Abstand weiterhin seinen zweiten Platz nach Ingolstadt, bayern- und bundesweit.
Dies gilt es anzuerkennen. Das sehr gute Leistungsergebnis der Stadt Ingolstadt beruht neben sei-
ner guten Jobcenterarbeit auf mehreren Faktoren: Produktionsstandort der Automobilindustrie und
ihren Zulieferern, d.h. eine wesentliche hthere Dichte an Industrie- und Logistik und einfachen
Dienstleistungsarbeitsplatzen als in der Akademikerstadt Erlangen. Erlangen hat im Gegensatz zu
Ingolstadt einen qualitativ anderen Einpendlerdruck aus dem unmittelbaren GroBraum vom NUrn-
berg und Firth mit hohen SGB Il Quoten. Die Stadt Ingolstadt konnte aufgrund ihrer Steuereinnah-
men in den letzte Jahren zusatzlich zu den Bundesmitteln jahrlich Gber 600 T€ in das aktuelle Pro-
gramm der Blrgerarbeit investieren, aus dem gute Integrationszahlen resultieren. (Siehe Typenver-
gleich Anlage 2 Tabelle 1 und 2)

Allein die Zuordnung zu einem neuen Vergleichstypen bringt Erlangen bei den Kennzahlen-
ergebnissen von der unteren Randlage ins gute Mittelfeld.

Aufgrund grof3er Kritik aus den Reihen der Grundsicherungstrager wurden die Vergleichstypen neu
zusammengestellt. Allein durch die Neuordnung rutschte Erlangen zum Jahreswechsel von der unte-
ren vom STMAS als sehr kritisch bewertete Randlage auf einen guten Mittelfeldplatz. Diese gute La-
ge wurde uns bereits vor dem Jahreswechsel vom STMAS bestatigt. Bei einer korrekten Betrach-
tung musste nun das STMAS seine Aussage vom Sommer revidieren und in Bezug auf die Stellung
im neuen Vergleichsring eine positive Einschatzung abgeben. (Anlage 2 Tabellen 3+4)

Erlangen zeichnet sich sowohl im alten Vergleichstyp als auch im neuen Vergleichstyp durch
eine Uberdurchschnittlich hohe Nachhaltigkeitsquote bei den Integrationen aus.

Die Nachhaltigkeitsquote ist eine wesentliche HilfsgroRe im Kennzahlenvergleich zur Qualitatsbe-
messung. Die anhaltend stabile hohe Quote Erlangens ist Ergebnis der Strategie der GGFA nicht
auf den schnellen Ermittlungserfolg zu setzen, sondern durch passgenaue Eingliederungsstrategien
langfriste Integration zu realisieren. (Anlage 2 Tabelle 4).

Erlangen ist mit seiner niedrigen SGB Il Quote seit Jahren mit an der Spitze der Grol3stadte.
Hier wird das absolute sehr gute Zahlenverhéltnis der betroffenen SGB Il Beziehern in der Stadtbe-
volkerung abgebildet. Die sehr schwierige Arbeitsmarktlage mit relativ wenigen Fertigungs- und Ein-
facharbeitsplatzen, wie einem sehr teuren Wohnungsmarkt in Verbindung mit der tiber 50%igen Re-
duzierung der Bundesmittel sollten die Bewertungsbasis fur die im Kennzahlenvergleich abgebilde-
ten Grol3en darstellen.
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STADT ERLANGEN GGFA
3 Verlauf Eckwerte

Entwicklung der Basiszahlen SGB Il mit Vormonatsvergleich
Stichtag 15. des Monats

| Dez12 | Jan13 | Feb13 Mrz 13 Apr 13 Mai 13 Jun 13 Jul 13 Aug 13 Sep 13 Okt 13 Nov 13 Dez 13
Bedarfsgemeinschaften* 2332 2373 2395 2401 2413 2412 2413 2400 2420 2365 2378 2380 2375
Veranderung gg Vormonat 1,35% 1,76% 0,93% 0,25% 0,50% -0,04% 0,04% -0,54% 0,83% 2,27% 0,55% 0,08% -0,21%
erwerbsfahige Leistungsberechtigte (eLb)* 2979 3033 3074 3074 3085 3084 3088 3084 3095 3011 3022 3013 3009
Veranderung gg Vormonat 1,74% 1,81% 1,35% 0,00% 0,36% -0,03% 0,13% -0,13% 0,36% -2,71% 0,37% -0,30% -0,13%
eLb unter 25 Jahre* 488 494 514 507 508 511 520 531 542 508 NOCH NICHT VEROFFENTLICHT
Veranderung gg Vormonat 2,09% 1,23% 4,05% -1,36% 0,20% 0,59% 1,76% 2,12% 2,07% -6,27%

Sozialgeldempfanger* 1348 1378 1429 1425 1420 1433 1429 1441 1464 1435 1452 1465 1468
Veranderung gg Vormonat 0,37% 2,23% 3,70% -0,28% -0,35% 0,92% -0,28% 0,84% 1,60% -1,98% 1,18% 0,90% 0,20%
Arbeitslose SGB I 1450 1.456 1433 1468 1473 1502 1502 1479 1465 1474 1439 1455 1455
Veréanderung gg Vormonat -0,14% 0,41% -1,58% 2,44% 0,34% 1,97% 0,00% -1,53% -0,95% 0,61% -2,37% 1,11% 0,00%
davon Arbeitslose SGB Il unter 25 Jahre 102 110 102 106 111 108 104 111 104 114 103 99 95
Veranderung gg Vormonat 2,00% 7,84% 7,27% 3,92% 4,72% -2,70% -3,70% 6,73% -6,31% 9,62% -9,65% -3,88% -4,04%
Arbeitlosenquote Erlangen gesamt 4,0% 4,4% 4,3% 4,2% 4,2% 4,1% 4,0% 4,0% 4,1% 4,1% 3,9% 4,0% 4,0%
Veranderung gg Vormonat 0,00% 10,00% -2,27% -2,33% 0,00% -2,38% -2,44% 0,00% 2,50% 0,00% -4,88% 2,56% 0,00%
Arbeitslosenquote SGBII Erlangen 2,4% 2,5% 2,4% 2,5% 2,5% 2,5% 2,5% 2,4% 2,4% 2,4% 2,4% 2,4% 2,4%
Veranderung gg Vormonat 0,00% 4,17% -4,00% 4,17% 0,00% 0,00% 0,00% -4,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00%
Arbeitslosenquote SGBIII Erlangen 1,6% 1,9% 1,9% 1,8% 1,8% 1,6% 1,6% 1,6% 1,7% 1,6% 1,6% 1,6% 1,6%
Veranderung gg Vormonat 6,67% 18,75% 0,00% -5,26% 0,00% -11,11% 0,00% 0,00% 6,25% -5,88% 0,00% 0,00% 0,00%
Jugendarbeitlosenquote Erlangen gesamt 2,7% 3,1% 3,2% 3,2% 3,1% 2,9% 2,7% 3,1% 3,7% 3,4% 2,9% 2,8% 2,8%
Veranderung gg Vormonat 3,85% 14,81% 3,23% 0,00% -3,13% -6,45% -6,90% 14,81% 19,35% -8,11% -14,71% -3,45% 0,00%
Jugendarbeitlosenquote SGBII Erlangen 1,5% 1,7% 1,5% 1,6% 1,7% 1,6% 1,5% 1,6% 1,5% 1,7% 1,5% 1,4% 1,4%
Verénderung gg Vormonat 0,00% 13,33% -11,76% 6,67% 6,25% -5,88% -6,25% 6,67% -6,25% 13,33% -11,76% -6,67% 0,00%
Anteil der jugendlichen(SGBIL-) Arbeitslosen an | g 7,6% 7,1% 7,2% 7,5% 7,2% 6,9% 7,5% 7.1% 7,7% 7.2% 6,8% 6,5%
allen (SGBII-) Arbeitslosen in Erlangen

Veranderung gg Vormonat 2,14% 7,40% -5,78% 1,44% 4,36% -4,58% -3,70% 8,39% -5,41% 8,95% -7,45% -4,94% -4,04%
elb U 50 814 820 816 819 827 834 829 826 824 805 NOCH NICHT VEROFFENTLICHT
Veranderung gg Vormonat 0,87% 0,74% -0,49% 0,37% 0,98% 0,85% -0,60% -0,36% -0,24% -2,31%

Alleinerziehende 488 494 506 506 509 541 538 551 560 547 NOCH NICHT VEROFFENTLICHT
Veranderung gg Vormonat -1,01% 1,23% 2,43% 0,00% 0,59% 6,29% -0,55% 2,42% 1,63% -2,32% | |

Anmerkung: aktivierbare Kunden U25 und U25 wg. Softwarewechsel derzeit nicht auswertbar
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4  Integrationsbericht 2013

4.1

Integrationshilanz 2013

Eingliederungen 2013 kumuliert unter 25

Mig W m Eingliederungsstatistik unter 25 Jahrige Min [ TZ | VZ | Exi | Aus|EGZ
84 109 88 197 [Summe Eingliederungen 31 | 27 | 57 1| 81 1
43% | 55% | 45% [ 19% [Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 16% (14%|29% | 1% |41%| 1%

Eingliederungen 2013 kumuliert Giber 25
Mig w m Eingliederungsstatistik uber 25 Jahrige Min | TZ | VZ | Exi | Aus|EGZ
277 296 385 | 681 [Summe Eingliederungen 157 (1841 295| 21 | 24 | 8
41% | 43% | 57% [ 65% [Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 23% [27% [43% | 3% | 4% | 1%
Eingliederungen 2013 kumuliert 50up
Mig w m Eingliederungsstatistik tber 47 Jahrige Min [ TZ | VZ | Exi | Aus|EGZ
72 66 100 | 166 [Summe Eingliederungen 49 | 46 | 60 | 11 [ O 6
43% | 40% | 60% [ 16% [Anteil aller Eingliederungen von 15 bis 65 30% [28% [36% | 7% | 0% | 4%
Eingliederungen 2013 kumulierte Summe alle Altersgruppen
Mig w m Min | TZ | VZ | Exi | Aus|EGZ
433 471 573 |1044|Summe Eingliederungen 237 | 257 | 412 | 33 [ 105( 15
41% | 45% | 55% 23% | 25%(39% | 3% |10% | 1%
820 [Code 01, Klient hat Stelle selbst gesucht, passiv vermittelt, { 79%
27 |Code 24, Unternehmen meldete freie Stelle, aktiv vermittelt | 3%
197 |Code 22, Initiativbew erbung durch GGFA, aktiv vermittelt 19%
Zum Vergleich die Ergebnisse aus 2012
Eingliederungen 2012 kumulierte Summe alle Altersgruppen
Mig W m Min | TZ | VZ | Exi | Aus|EGZ
498 513 495 (1008 |Summe Eingliederungen 197 | 2911 402| 29 | 89 | 18
49% | 51% | 49% 20% [29% [40% | 3% | 9% | 2%

Mig=Migrationshintergrund/Min=Minijob/TZ=Teilzeit/VZ=Vollzeit/Exi=Existenzgriindung/Aus=Ausbildung/
EGZ=Eingliederungszuschuss

4.2  Branchenverteilung
u25 025 u47 Branchenverteilung 2013 | 2012
17 27 7 51 |A) Handwerk 5% 4%
23 132 37 192 |B) Handwerkliche Dienstleistungen (Reinigung, Hausmeister) 18% | 16%
27 78 11 116 |C) Dienstleistungen (freiberufl., z.B. Arzthelferin, RA-Angest., St.Ber.Angest.) | 11% | 15%
38 101 29 168 |D) Offentliche/Soziale Dienstleistungen (Pflege / Krankenhauser) 16% | 18%
29 128 26 183 |E) Zeitarbeit 18% | 18%
8 12 |F) Kaufmén. Tatigkeiten / Biro / Call Center 1% 0%
20 25 |G) Industrie (Maschb./Elektro, Kunststoff etc.) 2% 3%
36 73 13 122 [H) Handel (Gross-/Einzelhandel Verkaufer) 12% | 14%
1 18 1 20 |I)IT/Telekommunikation / HighTech / Med-Tech 2% 2%
16 63 18 97 |J) Hotel/Gastro 9% 10%
6 10 6 22 [K) Sicherheitsgewerbe 2%
0 23 13 36 |L) Fahrer (Bus-, LKW-, Kurierfahrer) 3%
197 681 166 |[1044
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4.3  Zeitliche Verteilung der Integrationen und Ausbildungsplatzbesetzungen
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JOBCENTER
STADT ERLANGEN GGFA.
5 Integrationsmanagement

5.1 Beschéftigungsfelder Arbeitsgelegenheiten

Aktuell besetzte Arbeitsgelegenheit in Erlangen (Stand: 23.01.2014)

Einsatzstelle Tatigkeitsfeld Tin.
Freie Wohlfahrtspflege Helfertatigkeiten, Aushilfsfahrer etc. 4
Gemeinniitzige Vereine handwerkliche Hilfstatigkeiten, Unterstiitzung bei der Tierversorgung | O
Stadt Erlangen *) Hausmeisterhilfstatigkeiten, Burohilfstatigkeiten, Unterstiitzung bei

Evaluation v. Nistplatzen 1
Staatliche Schulen Bibliotheks- /Birohilfsarbeiten 1
Kirchliche Einrichtungen Hausmeisterhilfstatigkeiten, Aushilfstatigkeiten, 1
GGFA AGR, Sozialkaufhaus |Helfertatigkeiten 8
GGFA AGR, "bike and more"|Beschaftigung mit Qualifizierungsanteilen im Bereich

handwerklicher Anlerntétigkeiten (u.a. Fahrradrecycling) 12

Gesamt| 27

*) alle in der Stadt Erlangen angebotenen Arbeitsgelegenheiten wurden vorab vom Personalrat gepriift und genehmigt.

5.2 In Anspruch genommene Integrationsinstrumente 2013

Gesamt 25 u25 w m
Vermittlungsbudget (Quali., Fahrt- u. Bewerbgskos 58 54 4 17 41
Gew.-Techn./Lager/Bewachung/mediz.Bereich/Sonstig 27 25 2 15 12
Fihrerschein (Auto/MPU/LKW) 31 29 2 2 29
Eignungsdiagnostik 157 157 0 59 98
Uberpriifung gesundheitl./ psychische Situation 157 157 0 59 98
Einarbeitungszuschiisse EGZ 9 8 1 1 8
Vermittlungsunterstitzende Leistungen 1192 855 337 498 694
Bewerbungszentrum (Kunden mit Einzelberatung) * 1192 855 337 498 694
Arbeitsgelegenheiten 86 86 0 28 58
Extern 8 8 0 3 5
Intern 78 78 0 25 53
Sozialintegrative AGH 0 0 0 0 0
GGFA Jugend & Bildung 155 7 148 66 89
AS ABH 7 0 7 2 5
Transit-HS 14 0 14 8 6
Last Minute 19 0 19 11 8
Transit Il 73 4 69 32 41
C-Leo 17 3 14 2 15
Einstiegsqualifizierung (EQ)/BAE 8 0 8 2 6
HauptschulabschluR (Komunal finanziert) 17 0 17 9 8
MafRnahmen zur Heranfuhrung/Qualifi. u. Verm. 54 47 7 49 5
Allez! 39 32 7 39 0
Forderung Existenzgriindung 0 0 0 0 0
FAKT 9 9 0 4 5
ISA 6 6 0 6 0
Werkakademie 521 433 88 170 351
Sz 303 260 43 103 200
PAS 218 173 45 67 151
Sprachkurse 51 44 7 33 18
Integrationssprachkurse (BAMF) 11 9 2 5 6
Berufsbezogene Sprachkurse (BAMF) 1 1 0 1 0
Sonstige Sprachkurse (VHS, Language Center,...) 39 34 5 27 12
Berufliche Aus- u. Weiterbildung 62 49 13 27 35
Berufliche REHA 9 7 2 3 6
Bildungsgutscheine / ohne REHA BG 47 42 5 24 23
Ausbildung Holzfachwerker (JuwWe) 3 0 3 0 3
GGFA BaE 3 0 3 0 3
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Drittmittelprojekte (Freie Forderung) 240 224 16 147 93
MIGRA JOB 92 88 4 60 32
ACCESS JobAccesse 2013 und JobClearing) 25 25 0 10 15
pas & pas/ Ammovista 0 0 0 0 0
KAJAK 34 28 6 34 0
BGC 89 83 6 43 46
Psycho-soziale Beratung (816,2 SGB Il) 0 0 0 0 0
Schuldnerberatung/Insolvenzv./Suchtb./Psychosozber.
z.Zt. Wg. Softwareumstellung nicht auswertbar
Gesamt| 2585 1964 621 1095 1490

50 up Gesamt 50up W m
AGH intern/extern 11 11 3 8
Qualifikationen/BG 18 18 4 14
Sozial Integrative AGH 1 1 0 1
JobFit 0 0 0 0
B-Modell / Kreativwerkstatt ehem. Grafik 14 14 3 11
C-Modell 140 140 56 84
WA PAS 45 45 14 31
WA SIZ 43 43 17 26
Integrationssprachkurse/Sprachkurse allg. 4 4 0 4
BWZ 297 297 98 199
EGZ 6 6 0 6

Gesamt 50up 579 579 195 384
| Alle MaBnahmenteilnahmen| 3164 | 2543 | 621 | 1290 [ 1874 |

6 Eingesetzte Mittel aus Verwaltungs- und Integrationsbudget (vorlaufige Abrechnung)

GGFA Budget 2013 IST Dez PLAN Dez Delta
Integrationsbudget 2013 gesamt 1.781.916

- Umschichtungsbetrag fir Verwaltungskosten Amt

50 und GGFA. 727.335

=verflgbares Integrationsbudget 2013 1.054.581

Verfligbares Integrationsbudet pro Monat 87.882

Ausgaben Integration gesamt 2013 1.054.581 1.054.581 0
Nicht in Anspruch genommene Mittel 2013 null

GGFA Budget 2013 IST Dez PLAN Dez Delta
U.ber_Uberziehungsbﬂrgschaft finanzierte max. 90 T€ 72,059 17.041
Eingliederungskosten

GGFA Budget 2013 IST Dez PLAN Dez Delta
Verwaltungskostenbudget GGFA 2013 2.023.525

Verwaltungskostenbudget GGFA p. Monat 156.862

Ausgaben

-Personalkosten FM/PV/IIMIBGC/KAJAK 1.388.958
-Personal-Gemeinkosten 349.173

-Personalnebenkosten 61.680

-Sachkosten 0. FM 158.612

-anteilige Personalkosten div. Mitarbeiter 0

-Altersvorsorge 79.706

Gesamt 2.038.129 2.023.525]] 14.604
Nicht in Anspruch genommene Mittel 2013 -14.604| |(gedeckt durch Umschichtung)

Ffty up Budget 2013 IST Dez PLAN Dez |]Delta
Gesamtzuschuss 2013 827.281

Gesamtzuschuss pro Monat 68.940

Ausgaben: (Ist-Kosten)

-Integration 468.932

-Sachkosten incl. Overhead 150.840

-Personalkosten 205.926

-Investitionen 1.583

Gesamtausgaben 827.281 827.281 0
Nicht in Anspruch genommene Mittel 2013 null

Der Ausschodpfungsgrad der Bundesmittel betragt 100%!
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Verzeichnis der Abklrzungen

abH
AGH
AMF
AZ
BAE
BgA
BG-Coaching
BMAS
BSD
BWz
EGT
EGZ
eHB
eLB
Entgeltv.
EQ
ESF
FBW
FK
FM
Guv
J&B
KFA
MA
MAE

MB
Migrajob

pPAP
PAS
PAV
QS

Sz
SKH
STMAS
TN

TZ-Beschaftigung

u25
u25
VWT
VZA

ausbildungsbegleitende Hilfen
Arbeitsgelegenheiten

Arbeitsmarktfond

Arbeitszeit

Berufsausbildung in auf3erbetrieblichen Einrichtungen
Betrieb der gewerblichen Art

Coaching von Bedarfsgemeinschaften
Bundesministerium Arbeit und Soziales
Betrieblicher Sozialdienst
Bewerbungszentrum
Eingliederungstitel
Eingliederungszuschuss
Erwerbsfahige Hilfeberechtigte
Erwerbsfahige Leistungsberechtigte
Entgeltvariante

Einstiegsqualifizierung

Européischer Sozialfond

Forderung der beruflichen Weiterbildung
Fahrtkosten

Fallmanagement

Gewinn- und Verlustrechnung
Abteilung fir Jugend und Bildung
Kommunaler Finanzierungsanteil
Mitarbeiter
Mehraufwandsentschadigung

Mittagsbetreuung
Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung
auslandischer Abschliisse

personlicher Ansprechpartner
Projekt Arbeitssuche

Personal- und Arbeitsvermittlung
Quickstep
Selbstinformationszentrum
Sozialkaufhaus

Bay. Staatsministerium fiir Arbeit und Sozialordnung...

Teilnehmer/in
Beschaftigung in Teilzeit
Unter 25-jéhrige

unter 25-Jahrige
Verwaltungstitel
Vollzeitaquivalent

GGFA
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JOBCENTER
STADT ERLANGEN GGm GGFA SGA Bericht Januar 2014 Anlage 1

GGFA/VS/3.12.13 / Jobcenter Erlangen

Stellungnahme zum Zielerreichungsgrad der Kennzahlen K1 bis K3 Stand t-3 / Juli 2013

K1: Veranderung der Summer der Leistungen zum Lebensunterhalt
(Nachrichtliche Mitteilung von Amt 50)

1. Die Hohe der bendtigten SGB II-Bundesausgaben ist in den SGB II-Regelungen zwingend
vorgegeben. Die gesetzlich gegebenen Leistungsanspriiche der real existierenden Leistungs-
berechtigten missen erfillt werden.

2. Dass die Hohe der benétigten Bundesausgaben in etwa mit der Anzahl der leistungsberech-
tigten Personen (siehe Kennzahl K1E1 = Anzahl der elb) harmoniert und synchron verlauft, ist
also logisch und normal.

3. Zu berlcksichtigen ist schlieRlich auch, dass zum Jahreswechsel 2012/13 auch eine Regel-
satzerh6hung um + 2,26 % stattgefunden hat.

K2: Erh6éhung der Integrationsquote

Die in der Zielvereinbarung festgelegte Steigerung der Integrationsquote von 1,9% wird im Jahr 2013
nicht erreicht werden. Die Hochrechnung lasst eine leichte Steigerung von 29,1 % zum Dezember
2012 auf 29,4 % erwarten, das entspricht einer Steigerung um 1,02%

Hiermit liegt Erlangen am unteren Rand des bisherigen Vergleichstyps. Allein der Neuzuschnitt des
Vergleichstyps lasst Erlangen bei der Integrationsquote in das obere Drittel wachsen.

Die Griunde fir die geringer als vereinbarte Steigerung sind in folgenden Punkten zu sehen:

e das Einstellungsverhalten der Wirtschaft war aufgrund der Euro- und Weltwirtschaftskrise im
ersten Quartal sehr zurtickhaltend.

o die Werkakademie fihrt im Eingangsprozess bereits viele Antragssteller in Arbeitsmarktinteg-
rationen, ohne dass bereits ein Antrag genehmigt wurde. Diese fallen als aktive Zahler bei K2
aus. 416 Antragssteller haben im Jahr 2013 zum 28.10.13 die Werkakademie verlassen, wg.
Arbeitsaufnahme, Antragsriicknahme oder Antragsablehnung

e durch die unauskdmmliche Mittelausstattung ergab sich eine starkere Fokussierung des Per-
sonalvermittlungspersonals auf die Werksakademie zu Lasten der originaren Vermittlungsar-
beit. Die in Erlangen jedoch praktizierte intensive Begleitung im Vermittlungsprozess ergab ei-
ne gute Nachhaltigkeit bei den Integrationen.

Die Integrationszahlen liegen im Jobcenter Erlangen seit Jahren auf einem stabilen Niveau. Die Ein-
briche bei K2, wie im Vergleichstyp festzustellen, waren in Erlangen nicht in der Dynamik zu ver-
zeichnen. Erlangen liegt im Vergleich zum Durchschnitt des Vergleichstyps 1 mit Grof3stadten wie
Ndrnberg, als auch im Vergleich mit Stadten wie Heidelberg und Freiburg (Typ 4) weit dartber.

K3: Verdnderung der Langzeitleistungsbezieher
Das fur 2013 gesetzte Ziel der Reduktion der Langzeitleistungsbezieher von nominal 20 wird aller
Voraussicht nach mit 10 Austritte aus dem SGB Il nur zur Hélfte erfullt.

Die Griinde sind wir folgt zu sehen:

e der anspruchsvolle Akademiker- und Facharbeitsmarkt in Erlangen bietet wenige Einfachar-
beitsplatze

e das Potential in der Gruppe der Langzeitleistungsbezieher durch Erwerbsarbeit ganz auf die
Grundsicherung verzichten zu kénnen ist gering

o die Mittelreduzierungen im EGT fihrten zu einem starken Abbau von niederschwelligen Mal3-
nahmenketten und eine Fokussierung auf Kunden mit Integrationspotential

o die vorgenommenen MalRnahmen fir Aufstocker mit geringen Grundsicherungsbetragen er-
weisen sich nicht als zielfuhrend, da ein weitaus gré3erer Verlust von begleitenden Sozialleis-
tungen zu befiirchten war, als wie durch eine realistische Einkommenssteigerung aufzufangen
ware.

e die Uberprufungen auf Aussteuerung aus dem SGB Il in das SGB XII wurden intensiv betrie-
ben. Sie erwiesen sich jedoch betreff der gutachterlichen Prozesse als sehr aufwandig und
langwierig und erbrachten nicht den Erfolg in der erhofften GréRenordnung.
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Zielangebote K2=0% (Status Quo) und K3=-05% fiir das Jahr 2014:

Arbeitsmarktausblick 2014:

Die Bewertung von Experten geht betreff einer Globaleinschétzung der wirtschaftlichen Entwicklung
dahin, dass im Jahr 214 eine &hnliche konjunkturelle Entwicklung wie in Jahr 2013 zu verzeichnen
sein wird. Die weitere Entwicklung ab 2015 wird eher kritisch gesehen.

Der Erlanger Arbeitsmarkt zeigt auch fir 2014 keine Entwicklungsméglichkeiten in Form von absehba-
ren Ansiedlungen von Firmen mit Fertigungsarbeitsplatzen und einfachen Dienstleistungen.

Zielgruppenanalyse
Die Zielgruppen der Erlanger SGB Il Empfanger stellt sich hinsichtlich méglicher Integrationserfolge
wie folgt dar:

e Eine kleinere Gruppe die die Zurverfugungstellung eines kompakten Vermittlungsprozesses
verbunden mit einer arbeitnehmerorientierten Vermittlung erfordert. Der Beratungsansatz be-
deutet hier Starken, Ressourcen und Fahigkeiten des Arbeitsuchenden zu erkennen und die-
se flexibel mit den Angeboten des Arbeitsmarktes zusammenzufiihren.

¢ Die groRere Gruppe weist neben ihren Ressourcen und Féhigkeiten Hemmnisse auf, die nicht
im Rahmen eines Vermittlungsprozess bewaéltigt werden kdnnen. Hier ist der Ansatz eine dif-
ferenzierte Anamnese mit einem langeren Weg von Mal3Bhahmen zur Heranfiihrung, Stabilisie-
rung, Eindbung in Beschéftigung und ggf. Teilqualifizierung. Dieser ist oft verbunden mit Auf-
gaben im gesundheitlichen Bereich und in der materiellen Ausstattung wie Schuldentilgung
und Wohnen. Erstaunliche Integrationserfolge kénnen so erzielt werden, sie bendtigen aller-
dings nachhaltigen Einsatz und Angebote.

e Letztlich gibt es hier den Personenkreis der aufgrund rentenrechtlicher Regelung noch im
SGB Il System befindlichen Menschen, die absehbar nicht in den Regelarbeitsmarkt integrier-
bar sind. Hier wéare ein dauerhafter inklusiver Arbeitsmarkt das richtige Angebot.

Weiterhin haben wir noch als Querschnittsgruppe die ,Aufstocker” im SGB Il / SGB Il Leistungsbezug
und die in Arbeit Befindlichen mit erganzenden SGB Il Bezug (Statistik Stand Herbst 2013)

e Ca. die Halfte der Uber 900 in abhangiger Beschaftigung Befindlichen tragen im Rahmen ihrer
Méoglichkeiten und Einschrankungen durch ihre Arbeit zur Minderung des SGB |l Bezugs bei.

e 60% befinden sich dabei im Bereich eines Einkommens unter 800,-€.

e Uber 70% der SGB Il Bezieher mit Minijobs befinden sich bereits langer als 60 Monate im SGB |
Bezug.

o Die zweite Halfte der o0.g. 900 verfiigt Gber das Potential, ihren Arbeitseinsatz zu erhéhen. Zwei
Drittel dieser Zielgruppe befinden sich in Minijobarbeitsverhéltnissen.

Die unauskdmmliche Mittelsituation, zum jetzigem Stand fur 2014 noch verschéarfend, lassen in Ver-
bindung mit den Mdglichkeiten des Erlanger Arbeitsmarktes und der verfestigten Struktur der SGB Il
Empfanger keine verlasslich gute Prognose zur Steigerung der Integrationszahlen K2 und der Reduk-
tion der Langzeitarbeitslosigkeit K3 zu.

Kennzahlangebote:

Wir sehen es bereits als ambitioniertes Ziel an, die Integrationsquote K2 auf dem bisherigen
Niveau aufrechterhalten zu kénnen. Dieses soll fachlich dadurch unterstiitzt werden, dass auch das
Fallmanagement mit einem Vermittlungsauftrag ausgestattet wird und dazu eng mit der Personalver-
mittlung zusammenarbeiten soll.

Im Bereich der Reduktion des Langzeitleistungsbezuges K3 setzten wir auf eine Reduktion um
0,5%. Die Anstrengungen des Jahres 2013 zeigen, dass dies obwohl nominal scheinbar gering, effek-
tiv in Anbetracht unserer Zielgruppe sehr anspruchsvoll ist. Dies wollen wir wie folgt erreichen:
e weiterhin Anstrengungen in der Uberfithrung in andere Sozialsysteme
e starkere Anstrengungen im Bereich der Pravention
o Aufbau von langfristigen Mal3Bhahmenketten fiir Langzeitleistungsbeziehern mit Integrationspo-
tential, die jedoch erst in den Folgejahren Wirkung entfalten werden
¢ Intensivere Bearbeitung von “Aufstockern und ,Erganzern® mit realistischen Veranderungspo-
tential
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Tabellen zur Kennzahlenqualitat der Kennzahlen nach 848a SGB Il zum Leistungsvergleich der
Grundsicherungstrager

Tabelle 1 — Vergleich der Entwicklung der Kennzahlen fir Integration und Langzeitleistungsbe-
zug in Folge zurickgehender Konjunktur

K2 Integrationsquote K3 Vermeidung von Langzeitleistungsbezug
Sept 12 Sept 13 Delta Sept 12 Sept 13 Delta
Erlangen 29,2 29,1 -0,1 Erlangen -4,4 -1,9 -2,5
Typ 2 (Durchschnitt)[ 35,3 32,4 -2,9 Typ 2 (Durchschnitt)| -6,4 -3,2 -3,2
Typ 1 (Nbg) 24,4 23,2 -1,2 Typ 1 (Nbg) -2,8 -0,5 -2,3
Typ 4 (Freiburg) 27,2 25,5 -1,7 Typ 4 (Freiburg) -3,3 -0,4 -2,9
Bayern 33,9 31,3 -2,6 Bayern -6,2 -2,7 -3,5
Firth 31,3 26,3 -5 Firth -5,4 -0,7 -4,7
Nirnberg 28,2 25,5 -2,7 Nurnberg -4,5 -1,0 -3,5
Ingolstadt 34,4 30 -4,4 Ingolstadt -6,5 -5,0 -1,5
Minchen 28,2 26,9 -1,3 Minchen -2,3 0,2 -2,5

Zu K2: Gegeniiber den anderen Jobcentern ist die Integrationsquote in Erlangen nur geringfugig zu-
rickgegangen.

Zu K3: Diese Kennzahl vergleicht die Anzahl der Langzeitleistungsbezieher (LZLB) gegeniiber dem
Vorjahr. Zu erkennen ist, dass in allen dargestellten Jobcentern die Riickgangsquoten aus dem Vor-
jahr (Vergleich 2011/2012) in 2013 (Vergleich2012/2013) nicht erreicht werden kénnten. Fur Erlangen
war jedoch das Delta der Riickgangsquoten geringer als in den Vergleichsjobcentern.

Tabelle 2 - Erlangen im alten Vergleichsring 2 ist nicht passend zugeordnet

Jobcenter Erlangen - bay. Ranking / Vergleichsring 2 und bay. Grol3stadte Juni 2013
- ol 8| =
gl 8 c§y § ; @ =) =
_ el gl =l 8 3 3| 3| 3

Region [im] < =4 (72} < e e < |K1 K2 K3

JC Munchen Ldkr gAwW 323.015( 2,9 1,6| 1,2 43% 4.964 2.820 2.144 -4,1 22,8 4,0
JC Memmingen, Stadt gE 41.025 3,6 1,8 1,8 50% 838 423 415 -4,5 46,8 -8,1
JC Ingolstadt, Stadt gE 125.088| 3,3 1,4 1,9 58% 2.404 998 1.406 -2,9 32,2 -3,9
JC Kempten (Allgau), Stadt |[gE 62.060| 4,5 2,11 2,4 54% 1.593 734 859 1,9 40,6 -4,1
JC Erlangen, Stadt zKT 105.629| 4,0 1,6|] 2,5 61% 2.450 948 1.502 4,3 29,0 -1,9
JC Ansbach, Stadt gE 40.253| 4,5 1,8| 2,7 60% 995 394 601 4,9 45,8 -5,9
JC Regensburg, Stadt gE 135.520| 4,5 1,8| 2,7 60% 3.526 1.396 2.130 -0,9 34,1 -7,1
JC Landshut, Stadt gE 63.258| 4,7 1,8| 2,8 60% 1.646 653 993 3,2 37,9 -6,7
JC Ulm, Universitatsstadt gAwW 122.801| 4,9 2,01 2,9 59% 3.160 1.283 1.877 2,8 30,6 -7,8
JC Bamberg, Stadt gE 70.004| 4,7 1,8| 3,0 62% 1.808 680 1.128 -1,8 32,0 -7,9
JC Passau, Stadt gAw 50.594( 5,3 2,0l 3,3 62% 1.329 505 824 3,5 31,0 -7,6
JC Wolfsburg, Stadt gE 121.451| 4,8 1,2| 3,6 74% 3.116 798 2.318 0,9 34,6 -4,0
JC Schw einfurt, Stadt zkT 53.415( 6.0 2,3 3,7 62% 1.647 623 1.024 -3,3 35,1 -2,3
JC Bayreuth, Stadt gE 72.683| 6,0 2,3 3,7 62% 2.222 854 1.368 1,2 36,5 -4,6
JC Coburg, Stadt gE 41.076| 5,6 1,9| 3.8 67% 1.234 409 825 0,3 37,9 -11,3
JC Aschaffenburg, Stadt gE 68.678 6,4 2,11 4,3 67% 2.436 816 1.620 5,0 28,0 -4,4
w eitere Bay. Grof3stadte

JC Wirzburg, Stadt gE 133.799| 4,7 1,8| 2,9 62% 3.254 1.230 2.024 -1,4 34,6 -4,2
JC Munchen, Stadt gE 1.353.186| 5,0 2,0l 3,0 59%| 38.755| 15.720| 23.035 0,8 27,3 -0,8
JC Augsburg, Stadt gE 264.708| 6,3 2,41 3,9 62% 9.406 3.610 5.796 -2,0 32,6 -7,2
JC Furth, Stadt gE 114.628 6,7 2,4 4,4 65% 4.555 1.607 2.948 1,0 29,4 -2,0
JC Nurnberg, Stadt gE 505.664( 7.6 2,3 5,3 69%| 20.962 6.437| 14.525 0,5 26,7 -2,4

K1 = Veranderung LLU - Veranderung der Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt (ohne
Leistungen fur Unterkunft und Heizung)
K2 = Integrationsquote - Die Kennzahl misst die Integrationen in den vergangenen zw olf

Monaten im Verhéltnis zum durchschnittichen Bestand an erw erbsfahigen
K3 = Veranderung LZB - Veranderung des Bestands an Langzeitleistungsbeziehern

Obwohl das Jobcenter Erlangen seit langem die Zuordnung Erlangens kritisiert, nimmt das STMAS die
Ergebnisse aus dem Vergleichsring 2 fiir eine héchst korrekturbedurftige fachliche Bewertung.
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Tabelle 3 = Zuordnung zum neuen Vergleichstyp bringt Erlangen in 2014 bei dem Jahresfort-

schrittswert der Integrationsquote K2 ins Mittelfeld

&
>/
> N )
«"9\/ ooeeeém v‘& >
S §° Q@Q YA
Q.@% & oF 0@” £Y
JC Germersheim gE 28,5 33,4 25
JC Vechta gE 28,2 33,1 2,3
JC Neu-Ulm gE 28,0 33,0 1,5
JC Schwabach, Stadt gE 27,2 32,4 2,4
JC Schwarzwald-Baar-Kreis gE 26,5 32,1 2,1
JC Breisgau-Hochschwarzwald gE 26,5 31,5 1,8
JC Goéppingen gE 26,1 314 2,2
JC Karlsruhe gE 26,6 30,9 1,4
JC Ludwigsburg KT (26,1) 30,8 2,1
JC Boblingen gE 26,3 30,8 1,8
JC Bitburg-Prim gE 27,0 30,7
JC Konstanz gE 25,7 30,3 2,4
JC Rastatt gE 25,3 30,0 1,8
JC Erlangen, Stadt KT 23,3 29,4 2,4
JC Mihldorfam Inn gE 244 28,5 2,1
JC Landau-Sudliche WeinstralRe |gE 23,6 28,4 2
JC Esslingen gE 23,3 28,4 2
JC Mainz-Bingen KT 23,9 27,9 2,5
JC Rems-Murr-Kreis gE 22,7 27,9 2,1
JC Ortenaukreis ZKT 23,1 27,7 1,9
JC Tubingen gE 23,2 27,2 1,9
JC Waldshut KT 22,9 27,2 13
JC Lorrach gE 23,0 27,2 1,9
JC Ostalbkreis KT (21,8) 26,0 1,7
JC Reutlingen gE 22,2 25,9 2,3
JC Olpe gE 211 258 2,8
JC Fulda KT 21,6 257 1,9
JC Emsland KT 22,0 25,5 1,6
JC Heidenheim gE 21,9 25,3 29
JC Heilbronn gE 21,4 25,0 1,9
JC Rhein-Neckar-Kreis gE 20,9 24,9 2,4
JC Grafschaft Bentheim KT 20,8 24,6 2,8
Tabelle 4 - Nachhaltigkeitsquote der Integrationen im Vergleich
SGB Typ 2 alt SGB Typ 1b neu
Gebiete Jul 12| Jan 13| Jun 13 |Gebiete Jul 12 Jan 13| Jun 13
Deutschland Typ 2 61,5 59,9 57,9 JC Erlangen, Stadt 64,1 63,3 63,0
JC Miinchen 63,2 62,8 63,3 JC Neu-Ulm 62,5 62,6 62,3
JC Erlangen, Stadt 64,1 63,3 63,0 JC Boblingen 64,7 63,9 61,9
JC Wolfsburg, Stadt 67,8 65,1 62,1 JC Breisgau-Hochschwarzw. 63,6 61,7 61,7
JC Regensburg, Stadt 61,5 61,4 61,8 JC Vechta 61,1 61,6 61,7
JC Ingolstadt, Stadt 61,1 59,2 59,8 JC Esslingen 67,5 64,2 61,4
JC Passau, Stadt 65,9 61,5 58,2 JC Rastatt 63,5 62 60,4
JC Bayreuth, Stadt 60,4 58,7 57,9 JC Ludwigsburg 64 61,5 60,4
JC Coburg, Stadt 64,4 61,8 57,7 JC Rems-Murr-Kreis 65,9 62,9 60,2
JC Landshut, Stadt 56,8 55,8 57,2 JC Germersheim 62,9 61,6 59,9
JC Kempten (Allgau), Stadt 58,2 58 56,6 JC Schwarzwald-Baar-Kreis 66,6 63,9 58,8
JC Schweinfurt, Stadt 64,2 61,4 56,2 JC Ortenaukreis 64,2 61 58,7
JC Ulm, Universitatsstadt 57,8 56,5 54,9 JC Schwabach, Stadt 61,7 60,4 58,5
JC Bamberg, Stadt 61 59,6 53,9 JC Muhldorf am Inn 64,5 61,7 58,3
JC Aschaffenburg, Stadt 59,7 56,3 53,8 JC Mainz-Bingen 62,1 59 58,2
JC Memmingen, Stadt 59,7 56,6 53,7 JC Landau-Sudliche Weinstr. 63,7 59,6 58,1
JC Ansbach, Stadt 55,8 54,4 51,5 JC Karlsruhe 63,4 60,3 57,8
JC Goppingen 63,6 60,3 57,1
JC Konstanz 58,6 56,2 55,4

Das Jobcenter Erlange zeigt Uberdurchschnittlich gute Nachhaltigkeitsquoten bei der Integration auf

einem stabilen Niveau!
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Tabelle 5 — Erlangen im Arbeitslosenqguotenvergleich mit an der Spitze der Deutschen Grof3-
stadte

SGB Il Quote Ranking SGB Il Quote Ranking SGB I+ SGB Ill Quote Ranking

Stand Sept. 2013SGB |1SGB I} [+l Stand Sept 2013|SGB IISGB | I+ Stand Sept. 2013|/SGB II[SGB ] lI+1ll
1 |Ingolstadt 20| 15| 35 1 |Wolfsburg 35| 12 | 47 1 [Ingolstadt 201 15| 356
2 |Erfangen 24 |1 16 | 40 2 |Ingolstadt 201 15 | 35 2 |Erangen 2.4 16 | 40
3 |Wirzburg 28 | 20 | 48 3 |Erangen 241 16 | 40 9 |Wolfsburg 35| 12 | 47
4 |Regensburg | 29 | 19 | 48 4 |Karlsruhe 391 17 | 56 3 |Wirzburg 28 | 20 | 48
5 [Ulm 29 | 20 | 49 5 | Stuttgart 39| 1.7 | 56 4 |Regensburg 291 19| 48
6 [Minchen 30 | 22 | 52 6 [Mainz 44 1 1,7 | 61 5 [Ulm 291 20 ] 49
7 |Tner 33 | 23| 56 7|Regensburg | 29 | 19 | 48 6 [Munchen 30 22 | 52
8 |Heidelberg 34 | 19 | 53 8 |Heidelberg 34119 | 53 8 |Heidelberg 34 19 | 53
9 [Wolfsburg 35 | 12 | 47 9 |Minster 41119 | 60 7 |Trier 33| 23| 56
10|Karsruhe 39 1.7 ] 56 10{Wirzburg 28| 20 | 48 10|Karlsruhe 39 1.7 | 56

Tabelle 6 — Kriterien der Vergleichsringzuordnung

Definition der Kennzahlen K2 und K3 und der ErganzungsgréfRe K2E3

Kennzahl K2 — Integrationsquote

Die Kennzahl misst die Integrationen in den vergangenen zwolf Monaten im Verhaltnis zum durch-
schnittlichen Bestand an erwerbsféahigen Leistungsberechtigten in diesem Zeitraum

ErganzungsgrofRe zu K2: K2E3 - Nachhaltigkeit der Integrationen

Die Erganzungsgrofie misst den Anteil der nachhaltigen Integrationen in sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung der vergangenen zwdlf Monaten an allen Integrationen in sozialversicherungspflichtige
Beschaftigung im selben Bezugszeitraum.

Als nachhaltig wird eine Integration dann bezeichnet, wenn die betreffende Person zwdlf Monate nach
Aufnahme des Beschaftigungsverhaltnisses sozialversicherungspflichtig beschatftigt ist.

Kennzahl K3 - Verdnderung des Bestands an Langzeitleistungsbeziehern

Die Anzahl der LZB im Bezugsmonat wird ins Verhaltnis zu den LZB im Vorjahresmonat gesetzt.
LZB sind erwerbsfahige Leistungsberechtigte (vormals Hilfebedurftige), die in den vergangenen 24
Monaten mindestens 21 Monate hilfebedurftig waren.

Wechsel Erlangens in den SGB lI-Vergleichstypen

A) bis Dezember 2013 Vergleichstyp 2 (derzeit noch als Referenz)

Definition: Stadte in Westdeutschland mit vorwiegend tberdurchschnittlicher Arbeitsmarktlage und
hohem BIP pro Kopf
Zugeordnete Grundsicherungsstellen siehe Tabelle 2 oben

B) ab Januar 2014 Vergleichstyp 1d — (ab April als Referenz)

Kurzbezeichnung: Uberwiegend Landkreise in Baden-Wirttemberg mit gewerblich gepragtem Ar-
beitsmarkt, hohem Beschaftigungspotenzial in einfachen Téatigkeiten und hohem Migrantenanteil

Charakterisierung

* Hoher Anteil an verarbeitendem Gewerbe

 Unterdurchschnittliches Beschaftigungspotential im Niedriglohnbereich
* Hohes Beschaftigungspotential in einfachen Tatigkeiten

* Geringer Anteil an eLb mit verfestigtem Langzeitbezug

« Uberdurchschnittlicher Anteil groRer BG

* Hoher Migrantenanteil

+ Uberdurchschnittliches Bevolkerungswachstum

» Glinstige allgemeine Arbeitsmarktlage im Umland

Zugeordnete Grundsicherungsstellen siehe Tabelle 3 oben
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
GGFA/ Hr. Lindner 50/148/2014

Praxis bei Eingliederungsvereinbarungen mit SGB Il Empféangern
zum Fraktionsantrag Erlanger Linke Nr. 007/2013 vom 14.01.2013

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.02.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
GGFA

. Antrag

Die Ausfuihrungen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. Der Fraktionsantrag Erlanger
Linke Nr. 007/2013 vom 14.01.2013 ist damit abschliel3end bearbeitet.

. Begrindung

Mit dem Fraktionsantrag der Erlanger Linke vom 14.01.2013 wurden Verwaltung und GGFA beauf-
tragt,

* zu der vom Erlanger Sozialforum kritisierten Praxis im Umgang mit den sog.
Eingliederungsvereinbarungen (EGV) Stellung zu nehmen.

* ggf. ihre bisherige Handhabung der EGV im Sinne des Erlanger Sozialforums
umzustellen.

« dem Stadtrat zeitnah tiber ggf. vorgenommene Anderungen zu berichten

In der SGA Sitzung vom 1.10.2013 wurde beschlossen, ein vollstandiges mit dem Sozialforum
abgestimmtes Protokoll vorzulegen. Dies finden Sie in der Anlage 1.

Die in der Eingliederungsvereinbarung vollzogenen Anderungen finden Sie in Folge beschrieben.
Ebenso wurde wie gefordert, die Rechtsbehelfsbelehrung aus der Eingliederungsvereinbarung
heraus in ein eigenes Formblatt Uberfuhrt.

Die Forderung des Sozialforums zur Einfilhrung einer Bedenkzeit und eines 14-tagigen Rucktritts-
rechts wurde in der Weise aufgenommen, dass bei Abschluss einer EGV im Regelfall eine sieben-
tagige Verhandlungsphase vereinbart wird. Bei Annahme dieses Angebots, wird ab dem Zeitpunkt
der Verhandlungsaufnahme eine weitere einwochige Verhandlungsphase festgesetzt. Dieses
Zweischrittverfahren wurde aus Grinden der Praktikabilitat konzipiert und ergibt in der maximalen
Auslegung die geforderten 14 Tage. Begriindete Ausnahmen werden bei der zeitlichen Bemes-
sung berucksichtigt und langere Zeitlaufe ermdglicht.

Diese EGV Anderungen werden im Rahmen einer Pilotierung mit einer Laufzeit bis Ende 2014 seit
November 2013 in allen drei Jobcenterbereichen (Fallmanagement, Personalvermittiung und
50plus) standardmafiig eingesetzt. Im letzten Jahresquartal 2014 soll deren Wirksamkeit auf ggf.
notige Anpassungen geprift werden.

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass in allen drei Bereichen nach expliziten Hinweis und Erlau-
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terung der Moglichkeit der erweiterten Verhandlungsphase davon bisher noch kein Gebrauch ge-
macht wurde. Einige Kunden nehmen das Angebot jedoch sehr wohlwollend wahr und fihlen sich
in ihrer Position aufgewertet. Ebenso beurteilen wir das bisherige Ergebnis als Bestéatigung dafr,
dass wir die EGV auf Augenhdhe abschlielen und ernsthaft die Verhandlungen um die Inhalte
fuhren.

AbschlieRender Hinweis:
Ab Juni 2013 wurden folgende weitere Forderungen des Sozialforums bereits in die Praxis umge-
setzt:
- Aushang mit Hinweis auf die freien Beratungsstellen und ihre Offnungszeiten
- Herausnahme der Pflicht der Abgabe einer Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung ab dem ers-
ten Tag aus der Eingliederungsvereinbarung
- i.d.R. Anonymisierung der Bewerbungsunterlagenweitergabe. Nur auf Wunsch und schriftli-
che Freigabe des SGB Il Empfangers gehen die Bewerbungsunterlagen mit Klarnamen an
den Arbeitgeber, bzw. nur an ausgewahlte Arbeitgeber

Anlagen: 1. Abgestimmtes Protokoll des Sozialforums
2. Fraktionsantrag Erlanger Linke Nr. 007/2013 vom 23.01.2013
3. Schreiben Erlanger Sozialforum vom 02.01.2013

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Jobcenter Erlangen/GGFA/Januar 2014

Anlage zum Fraktionstrag der Linken 007/2013

Abgestimmtes Protokoll des Sozialforums zum Abstimmungsgesprach vom 24. Mai 2013
Einleitung von Seiten des Sozialforums:

Es gab zwei Treffen zwischen Ihnen und lhren Mitarbeiterinnen und Vertreterinnen verschiedener Beratungsstel-

len, darunter auch zwei Vertreterlnnen des Beratungsteams GEW/Sozialforum.

Thema waren Probleme aus der Hartz-4 Beratung, nicht zuletzt bei Eingliederungsvereinbarungen. Es zeigte
sich, dass die Standpunkte von GGFA und Beratungsstellen erkennbar unterscheiden. Eine institutionalisierte

Zusammenarbeit wurde nicht vereinbart.

Beim zweiten Gesprach hat ihre Seite dann zu den Forderungen des Sozialforums zu Eingliederungsvereinba-
rungen Stellung genommen und in einigen Punkten Zusagen gemacht. Diese habe ich zu einem Ergebnisproto-
koll zusammengefasst, das mit den Kolleginnen vom Arbeithehmerpastoral bereits abgestimmt ist. Dieses Er-

gebnisprotokoll beinhaltet keine Stellungnahme oder Zusage von Seiten der Beratungsstellen.
Ich bitte Sie um kurzfristige Stellungnahme, ob ihre Zusagen korrekt wiedergegeben sind.
(Ende der Einleitung)

Protokoll Sozialforum vom 24.5.13

Erg&nzungen Jobcenter vom 17.5.13

1. Herr Lindner sagt Hinweise auf unabhéangige
Beratung zu:

a) Es wird ein Aushang in der GGFA eingerichtet,
in den Beratungsstellen aus Erlangen aufgenom-
men werden. Inhalte des Aushangs sind im We-
sentlichen vorgegeben (Ort, Zeit, etc,) allerdings ist
ein kurzer Freitextmdglich, um Beratungsschwer-
punkte etc. pal| benennen.
b) Dieser Aushang wird auch als Infoblatt ausge-
legt, und an die Angestellten der GGFA ausgege-
ben, damit sie diese auf Nachfrage aushandigen.
c) Diese Zusage bezieht sich auf die Rdume der
GGFA. Bezlglich der Raume im Rathaus waére
Ansprechpartner Herr Vierheilig

Herr Vierheilig hat ebenfalls die Auslage zugesagt.

2. Ab wann wird die arztliche Arbeitsunfahig-
keitsbescheinigung (Anm:AUB)verlangt?

Herr Lindner sagt zu, dass in der normalen EGV
diese erst ab dem dritten Tag verlangt werde. Aus-
nahme seien "aus padagogischen Grinden" Allein-
erziehende und Tage, an denen eine Meldeauffor-
derung ergangen sei. Im Einzelfall behalte man
sich vor, eine Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung
auch fruher zu verlangen.

Die Forderung nach der Abgabe einer AUB ab einem
bestimmten Tag kam in einer EGV nur vor, wenn eine
konkrete MaBnahme vereinbart wurde. Diese Verpflich-
tung wird aus der Eingliederungsvereinbarung in die
Werkstatt- oder MaBnahmeordnung verlagert und kann
dort somit an den Bedarf des Kunden und seine personli-
che Situation angepasst werden.

Bei einer Meldeaufforderung muss der wichtige Grund fiir
die Nicht.-Teilnahme stets nachgewiesen werden. Im
Falle einer Erkrankung ist der Nachweis die AUB.

3. Aussagen der GGFA zu den Forderungen des

Sozialforum:

Forderung: Schulung der Fallmanager zur neuen
Rechtslage bei der EGV. Keine EGV ohne ein
begrindetes "Profiling", dabei missen die Berufs-
und Fortbildungswiinsche der Arbeitslosen doku-
mentiert und bewertet werden.

GGFA: NEIN

Es scheint aber nach léangerer Diskussion ange-
kommen zu sein, dass die Beraterlnnen einhellig
nachvollziehbares Profiling fordern. Die Frage, ob
eine EGV ohne Profiling Uberhaupt zuldssig ist,
wurde nicht diskutiert.

Eine EGV soll auf den bisherigen Erkenntnissen wéhrend
der Betreuung aufbauen. (§15 Abs. 1 Satz 5 SGB II: Bei
jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung sind die
bisher gewonnenen Erfahrungen zu bericksichtigen)
Daraus geht hervor, dass auch zu Beginn einer Bera-
tungstatigkeit eine EGV geschlossen werden kann, chne
dass alle Informationen Uber den Kunden dem Berater
vorliegen, wie z.B. in der EGV die Werkakademie. Grund-
satzlich gehért der Profilingauftrag zu jedem Fallmanager
oder Arbeitsvermittler, wird aber in der Regel von KIl&-
rungsbedarf abhangig gestaltet.

3.2

Forderung: Keine EGV, wenn es keine konkrete
MaBnahme (z.B. Sprachkurs) zu regeln gibt. In den
EGVs werden ausschlieBlich die konkreten MaB-
nahmen geregelt (z.B. Deutschkurs, Gabelstapler-
schein etc).

GGFA: NEIN

Eine EGV soll nicht nur konkrete MaBnahmen regeln,
sondern auch den Umfang von Eigenbemihungen
und/oder die Beantragung anderer Leistungen festschrei-
ben.

3.3

Forderung: Es werden keine Formular-EGVs vor-
gelegt, auch keine, die aus Textbausteinen zu-
sammengesetzt sind oder mit unzuldssigem Inhalt
(z.B. Gesetzesverscharfungen)

GGFA: NEIN

allerdings sollen gewisse Klauseln in "MaBnahme-
vereinbarungen" verlagert werden. Meinen Vor-
schlag, die ganze "Rechtsfolgenbelehrung" aus der
EGV raus zunehmen, und in ein angehangtes Blatt
zu verschieben (wodurch der Inhalt der Belehrung

(in Arbeit)
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nur zur Kenntnis genommen und nicht durch Un-
terschrift als Vertrag akzeptiert werden muss) will
Herr Lindner priifen.

3.4

Forderung: Will die Behdrde eine EGV abschlie-
Ben, weist sie auf die Freiwilligkeit hin, und darauf,
dass es mdoglich ist, den Entwurf von unabhangigen
Beratungsstellen prifen zu lassen.

GGFA: JA,

aber man behalt sich vor, bei nicht-Unterzeichnung
einen gleich lautenden Bescheid zu erlassen. Hin-
weis: Widerspruch zur Zusage unter Punkt "ernst-
haft verhandeln".

Hier liegt kein Widerspruch, denn sofern der Kunde
ernsthaft und zielgerichtet den Inhalt seiner EGV ver-
handelt, kann der Berater darauf eingehen. Hier geben
die gesetzlichen Vorschriften den Weg an, unser An-
spruch ist ebenfalls die faire Umsetzung.

3.5

Forderung: Will die Behdrde eine EGV abschlie-
Ben, fordert sie keine sofortige Unterschrift, son-
dern gibt den Entwurf nach Hause mit. Der Entwurf
enthalt den deutlichen Hinweis, dass es mdglich ist,
Uber ihn zu verhandeln und dass das Ziel eine auf
die personliche Situation des Arbeitslosen passen-
de Vereinbarung ist.

GGFA: JEIN.

Man will nicht immer verpflichtet sein, die Vereinba-
rung nach Hause mitzugeben.

Eine pauschale ,mit-nach-hause-nahme*” der EGV ist aus
Sicht der Fachkrafte nicht notwendig. Fur viele Kunden
wirde der Druck erhéht werden, wenn gesagt werden
wirde, dass es eine Frist zur Abgabe mit den méglichen
draus resultierenden Konsequenzen gesetzt werden
wirde. Bei Bedarf kann der Fallmanager dem Kunden
anbieten, die EGV mit nach Hause zu nehmen. Wenn
Kunde dies verlangen wirde, wir diesem im Regelfall
entsprochen.

3.6

Forderung: Der Entwurf enthalt das Datum, wann
er Ubergeben wurde. Unterschreibt der/die Arbeits-
lose vor Ablauf von 14 Tagen, kann er/sie von der
EGV zurlcktreten.

GGFA: Rechtlich nicht méglich. Auf Nachfrage,
dass eine solches Rucktrittsrecht ja vereinbart
werden kénne (Vertragsfreiheit), und man nicht
glaube, dass das Sozialrecht eine solche Klausel
einer EGV verbiete, wird dies eingerdumt. Aus
organisatorischen Grinden lehne man es aber
dennoch ab.

Mein Sachstand ist, dass wir es nicht aus Organisatori-
schen Griinden ablehnen, sondern es die rechtlichen
Rahmenbedingen schlichtweg nicht méglich machen (A.
Lindner)

3.7

Forderung: In den Entwurf der EGV wird aufge-
nommen, dass Erlauterungen des Fallmanagers,
was eine Formulierung in der EGV bedeutet, ver-
bindlich sind. Eine solche Erlduterung ware zum
Beispiel: "Bevor wir ihre Daten weitergeben, fragen
wir sie immer vorher".

GGFA: Nein,

aber verbindliche mindliche Zusagen werden in
den geschriebenen Text mit aufgenommen.

3.8

Forderung: Uber die Wiinsche oder Bedenken
der/des Arbeitslosen wird ernsthaft verhandelt:
Insbesondere wird der EGV-Entwurf nicht als Be-
scheid erlassen, solange der Arbeitslose ernsthaft
verhandelt, also mit konkreten Anderungswin-
schen bzw. Argumenten, die nicht véllig abwegig
sind. Fir tats&chlich nicht erfillbare Anderungs-
winsche schlagt die Behérde eine Alternative vor,
die der Forderung des Arbeitslosen mdglichst nahe
kommt.

GGFA: JA,

wenn es statt "ernsthaft" "ernsthaft und zielfiihrend"
heiBt.

3.9

Forderung: Es wird keine pauschale Zustimmung
zur Weitergabe von Bewerbungsunterlagen an
Arbeitgeber verlangt.

GGFA: JA.

Profile werden anonymisiert. Nicht anonyme Profile
gehen nur nach Riicksprache an Arbeitgeber.

(Vorlagen und interne Anweisung in Arbeit und in daten-
schutzrechtlicher Prifung!)

3.10

Forderung: Es wird nicht verlangt, Bewerbungen
in der Raumen der GGFA zu
erstellen und diese auf dem Computer der GGFA
zu speichern.

GGFA: JEIN.

Kann Teil einer MaBnahme sein, aber es wird nicht
verlangt und technisch verhindert, dass Daten auf
den Rechnern der GGFA gespeichert werden, es
wird ein USB Stick ausgegeben.
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er’anger linke Stadtrate der Erlanger Linke
Rathausplatz 1, 91052 Erlangen

Zimmer 127
Herrn
Oberburgermeister Biro: Montags 15 - 18 Uhr
Dr. Siegfried Balleis und nach Vereinbarung
Rathausplatz 1
91052 Erlangen Tel 09131/86-1789

Fax 09131/86-1791
Email: erlanger-linke@stadt.erlangen.de
http://www.erlanger-linke.de/

Fraktionsantrag gemai 8§ 28 GeschO
Eingang: 23.01.2013
Antragsnr.: 007/2013

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen Erlangen, 14. Januar 2013
Zust. Referat:V
mit Referat:

Antrag an den Stadtrat
Praxis bei Eingliederungsvereinbarungen im Rahmen von SGB Il bei Empfangern von
ALG I

Sehr geehrter Herr Dr. Balleis,

wir beantragen, den mit Schreiben vom 02.01.2013 an alle Stadtratsfraktionen
ergangenen Winschen des Erlanger Sozialforums im Hinblick auf die nétigen
Verédnderungen bei der Handhabung der sog. Eingliederungsvereinbarungen zu
entsprechen.

Verwaltung und GGFA werden beauftragt,

e zu der vom Erlanger Sozialforum kritisierten Praxis im Umgang mit den sog.
Eingliederungsvereinbarungen Stellung zu nehmen.

e ggf. ihre bisherige Handhabung der EGV im Sinne des Erlanger Sozialforums
umzustellen.

e dem Stadtrat zeitnah tiber ggf. vorgenommene Anderungen zu berichten
Begrindung:
Wir verweisen auf das 0. a. Schreiben des Erlanger Sozialforums, dem wir uns inhaltlich
anschliel3en.

Mit freundlichen GriRen

Eckart Wangerin Claudia Bittner
Stadtrat Stadtratin

Anlage: Schreiben Erlanger Sozialforum vom 02.01.2013
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Erlanger Sozialforum
www.erlanger-sozialforum.de

An die Mitglieder des
Stadtrat Erlangen

Erlangen, 2.1.2013
Probleme mit Hartz-4 "Eingliederungsvereinbarungen”
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir erfahren immer wieder von Problemen mit der so genannten
Eingliederungsvereinbarung ("EGV") in unserer Hartz-4-Beratung, und
treten deshalb mit entsprechenden Forderungen an Sie heran.

Zur Rechtslage:

Bis 1.4.2011 waren Arbeitslose verpflichtet, eine Eingliederungs-
vereinbarung ("EGV") abzuschlieBen. Die Pflicht der Behdrde, diese EGV
zu verhandeln, anstatt sie zu diktieren, ging ins Leere, da der Versuch, die
EGV zu verhandeln, als "NichtabschluBB einer EGV" bestraft werden konnte.
Diesen Missbrauch der Vertragsform, diese erzwungene "Willenserklarung"
haben wir und andere immer kritisiert, fihrte sie doch dazu, dass
Arbeitslose den Inhalt der aufgendtigten "Vereinbarung" nicht vor Gericht
Uberprifen lassen konnten. Seit der Neufassung vom 1.4.2011 kann der
"Nichtabschluss einer EGV" nicht mehr sanktioniert werden. Die Behoérde
ist aber auf Wunsch der Arbeitslosen verpflichtet eine EGV anzubieten.

Welche Probleme sind aufgetreten?

Es kam es vor, dass Arbeitslose zu einem verpflichtenden
Bewerbungstraining geladen wurden. Dies hielt ein Bildungstrager ab. Am
Anfang sollten alle eine vorgedruckte EGV unterschreiben. Es wurde
versucht, Bedenkzeit bzw. den Wunsch, das Formular mit nach Hause zu
nehmen, zu verweigern.

Uberdies werden bis heute Formular-Vereinbarungen vorgelegt, die die
Rechte der Arbeitslosen nicht beachten oder gar verschlechtern. Diese
Vereinbarungen blirden im Kleingedruckten den Arbeitslosen zahlreiche
Pflichten auf, ohne dass diesen vergleichbare Rechte, z.B. auf individuelle
Férderung, gegenlberstehen. So wird der regelmaBig der Nachweis
zahlreicher Bewerbungen im Monat verlangt, obwohl das oft sinnlos ist. In
einem Fall wurde etwa verlangt, im Monat eine zweistellige Anzahl
Bewerbungen in den Raumen der GGFA zu erstellen und auf dem
Computer der GGFA zu speichern. Nur das wilirde als Nachweis anerkannt.

Die GGFA sichert sich einseitig ein "Recht auf Nacherflllung" (also das

Recht, einen Termin zu versaumen) und stellt ihre Pflichten einseitig unter
Finanzierungsvorbehalt. Versaumt der Arbeitslose dagegen einen Termin,
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kann er das nicht "nacherflllen"; er kann auch nicht vortragen, er habe
kein Geld flr den Bus gehabt (kann also keinen "Finanzierungsvorbehalt"
geltend machen). Schikands erscheint weiterhin, dass formularmaBig ab
dem ersten Tag der Krankheit die Vorlage eines Attests verlangt wird.
Auch werden zahlreiche bereits durch Gesetz geregelte Pflichten zum Teil
der EGV gemacht. Die Arbeitslosen und auch wir — als Nichtjuristen - sind
nicht in der Lage zu beurteilen, ob sie sich mit der Unterschrift schlechter
stellen. Wir fihlen uns an das typische "Kleingedruckte" etwa in Handy-
Vertragen erinnert.

Eine echte Bestandsaufnahme der Chancen des Arbeitslosen auf dem
Arbeitsmarkt, seiner Fahigkeiten und eventueller
Fortbildungsnotwendigkeiten (sog. Profiling) wird oft (mdglicherweise
mangels Personal) nicht geleistet. Auf einem aktuellen Entwurf einer EGV
fanden wir als "Profiling" notiert: "Vermittlungshemmnisse:
Arbeitslosigkeit". Das bedeutet u.E., dass der Person nichts fehlt auBer
verninftigen Vermittlungsangeboten und dass kein Bedarf flr
"EingliederungsmaBnahmen" besteht. Konsequenterweise bedeutet das
auch, dass der Arbeitslose nicht zu "EingliederungsmaBnahmen"
verpflichtet werden darf, die er flr nicht sinnvoll halt.

Ausgesprochen kontraproduktiv erscheint uns auch, dass eine
Blankovollmacht verlangt wird, Unterlagen des Arbeitslosen an
Arbeitgeber weiterzugeben. Damit wird die Tatsache des Hartz4-Bezugs an
einen flr den Arbeitslosen nicht mehr kontrollierbaren Kreis von
Arbeitgebern bekannt gegeben. Man sagte uns, dass es an der Universitat
und bei Siemens sehr unglinstig ist, wenn der Stellen-Bewerber als
Langzeitarbeitsloser bzw. Hartz4-Empfanger "geoutet" wird. Das ist vor
allem flr Aufstocker ein Problem, deren Hartz4-Bezug aus dem Lebenslauf
nicht ersichtlich ist.

Ohne einen Auftrag der Betroffenen sind wir nicht berechtigt, die
Einzelfalle zu nennen. Wir halten es ohnehin fir sinnvoller, diese Zustande
durch klare Regeln abzustellen.

Deshalb fordern wir:

- Schulung der Fallmanager zur neuen Rechtslage bei der EGV. Keine
EGV ohne ein begriindetes "Profiling", dabei miissen die Berufs- und
Fortbildungswiinsche der Arbeitslosen dokumentiert und bewertet
werden.

- Keine EGV, wenn es keine konkrete MaBnahme (z.B. Sprachkurs) zu
regeln gibt. In den EGVs werden ausschlieBlich die konkreten
MaBnahmen geregelt (z.B. Deutschkurs, Gabelstaplerschein etc). Es
werden keine Formular-EGVs vorgelegt, auch keine, die aus
Textbausteinen zusammengesetzt sind oder mit unzuldssigem Inhalt
(z.B. Gesetzesverscharfungen)
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Will die Behorde eine EGV abschlieBen, weist sie auf die Freiwilligkeit
hin, und darauf, dass es mdglich ist, den Entwurf von unabhangigen
Beratungsstellen prifen zu lassen.

Will die Behérde eine EGV abschlieBen, fordert sie keine sofortige
Unterschrift, sondern gibt den Entwurf nach Hause mit. Der Entwurf
enthalt den deutlichen Hinweis, dass es madglich ist, Uber ihn zu
verhandeln und dass das Ziel eine auf die persdnliche Situation des
Arbeitslosen passende Vereinbarung ist.

Der Entwurf enthalt das Datum, wann er Gbergeben wurde.
Unterschreibt der/die Arbeitslose vor Ablauf von 14 Tagen, kann er/sie
von der EGV zurucktreten.

In den Entwurf der EGV wird aufgenommen, dass Erlauterungen des
Fallmanagers, was eine Formulierung in der EGV bedeutet, verbindlich
sind. Eine solche Erlauterung ware zum Beispiel: "Bevor wir ihre Daten
weitergeben, fragen wir sie immer vorher".

Uber die Wiinsche oder Bedenken der/des Arbeitslosen wird ernsthaft
verhandelt: Insbesondere wird der EGV-Entwurf nicht als Bescheid
erlassen, solange der Arbeitslose ernsthaft verhandelt, also mit
konkreten Anderungswiinschen bzw. Argumenten, die nicht véllig
abwegig sind. Fiir tatséchlich nicht erfiillbare Anderungswiinsche
schlagt die Behorde eine Alternative vor, die der Forderung des
Arbeitslosen moglichst nahe kommt.

Es wird keine pauschale Zustimmung zur Weitergabe von
Bewerbungsunterlagen an Arbeitgeber verlangt.

Es wird nicht verlangt, Bewerbungen in der Raumen der GGFA zu
erstellen und diese auf dem Computer der GGFA zu speichern.

Mit freundlichen Grifen

fur das Erlanger Sozialforum

Johannes Pdhlmann, im Auftrag.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Il Referat fur Wirtschaft und Finanzen 11/269/2013/1

Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center und Mal3hahmetrager

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
?;uupst; Finanz- und Personalaus- 20.01.2014 O Einbringung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Einbringung

Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Einbringung

Stadtrat 27.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
BMIII, OBM/zV, 30, BTM, 50, GGFA (Leitungsebene und Personalrat), stadtischer Personalrat

. Antrag

Der Stadtrat beschlief3t die

Variante A: An der grundsatzlichen Organisations-Struktur des Job-Center der Stadt Erlangen mit
der Aufteilung der hoheitlichen Aufgaben

- Leistungssachbearbeitung (Grundsicherung fir Arbeitssuchende) im Amt fiir Soziales, Arbeit und
Wohnen

- Fallmanagement, Integrationsmanagement, Personalvermittiung durch die GGFA Anstalt des
offentlichen Rechts wird festgehalten.

Der BgA (MalRnahmetréger) bleibt erhalten.

Die Verwaltung wird beauftragt Optimierungen (Satzungsanderungen, Zertifizierung, Richtlinien)
entsprechend der Variante 1b der Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten (Anlage 5) in die
Wege zu leiten.

Variante B: Alle Aufgaben des Job-Centers — die hoheitlichen Aufgaben von GGFA und Sozialamt
— sowie des BgA — der Trager von Beschaftigungs- und Qualifizierungsmafinahmen — werden in
einen stadtischen Eigenbetrieb tberfuhrt.

Die Verwaltung wird beauftragt die organisatorischen Voraussetzungen (Satzung, Uberleitung Per-
sonal, etc.) entsprechend der Variante 2 der Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten (Anlage
5) in die Wege zu leiten.

Variante C: Die hoheitlichen Aufgaben der GGFA werden in die Stadtverwaltung eingegliedert.
Das Kommunalunternehmen GGFA wird als Trager von Beschéftigungs- und Qualifizierungsmal3-
nahmen weiter bestehen.

Die Verwaltung wird beauftragt die organisatorischen Voraussetzungen (Budget, Uberleitung Per-
sonal, etc.) entsprechend der Variante 4 der Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten (Anlage
5) in die Wege zu leiten.

. Begrindung

Im Sommer 2012 hat die SPD-Fraktion im Erlanger Stadtrat mit dem Antrag 093/2012 vom
24.7.2012 eine gemeinsame nichtoffentliche Sitzung von SGA und HFPA beantragt. Zu dieser Sit-
zung wurden auch die Mitglieder des Sozialbeirats, der Strategierunde (SGBII-Beirat) und des
Verwaltungsrats der GGFA eingeladen. Diese Sitzung hat am 6. Marz 2013 stattgefunden. Beglei-
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tet durch einen externen Moderator wurden die Kerninhalte der einzelnen Statements (Sozialrefe-
rat, Sozialamt, GGFA Verwaltungsratsvorsitzender und GGFA Vorstand sowie weitere Teilnehmer
dieser Sitzung) zusammengefasst (siehe Anlage 1). Die Fragen und Statements bezogen sich auf
die Struktur der bisherigen Arbeitserledigung sowie in einer Beleuchtung von Pro und Contra der
derzeitigen Struktur.
Vom Antragsteller wurde am Ende der Sitzung ein Fragen- und Aufgabenkatalog mit sechs Punk-
ten formuliert.

1. Welche strukturellen Veranderungen bei der GGFA sind notwendig.

2. Rechtssicherheit fur die Struktur der GGFA.

3. Madgliche Interessenskonflikte, die aus der Struktur der GGFA folgen, auflésen.

4. Controlling fur die Arbeitsmarktpolitik (u. a. Berichtswesen, Zustandigkeit von Stadtrats-
gremien).
Wie wird dieses Controlling in anderen Stadten gehandhabt?
Grundsatzentscheidungen tber arbeitsmarktpolitische Entscheidungen im Stadtrat be-
schliel3en.
Aus Sicht von BM Il sollte auch das Arbeitsklima Thema sein.

o o

Diese Aufgabenstellungen und Fragen wurden an einen verwaltungsinternen Arbeitskreis (beste-
hend aus GGFA VR-Vorsitzender, Vorstand, Leitungsebene und Personalrat, Sozialreferat und —
amt, dem stadtischen Rechtsamt, dem stadtischen Beteiligungsmanagement) Ubertragen. Mode-
riert und geleitet wurden die Sitzungen vom stadtischen Personal- und Organisationsreferenten
OBM/ZV Thomas Ternes. Insgesamt hat sich dieser Arbeitskreis zu 13 Sitzungen getroffen. Erst-
mals am 10. April 2013 und letztmals am 16. Dezember 2013. Dieser Verwaltungs-Arbeitskreis hat
sich zur Gliederung seiner Arbeit eng an den sechs Fragen des Antragstellers orientiert.

A. Rechtskonformitat der Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben auf die GGFA

Im ersten Schritt wurde - unter Federfihrung des stadtischen Rechtsamt - eine Priifung der
Rechtskonformitét der Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben auf die GGFA A6R vorgenommen.
In einem Frage- und Antwortenkatalog des Bundesministeriums fir Arbeit und Sozialordnung
(BMAS) zur Kommunal-Abrechnungsverwaltungsvorschrift (KoA-VV) ist die MalRgabe enthalten,
dass eine Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben nur auf sog. ,unechte* Dritte zulassig sei. Dieser
Begriff wird konkretisiert durch die Eigenschaften ,Weisungsgebundenheit gegeniber der Ge-
meinde“ und ,Haftung der Gemeinde*.

Nach Einschétzung des Rechtsamtes dirfte die vom BMAS geforderte Haftung der Gemeinde
durch die gesetzliche Gewahrtragerschaft unproblematisch erflllt sein, da diese eine unbeschrank-
te Haftung der Gemeinde fir Verbindlichkeiten des Kommunalunternehmens beinhaltet.
Desweiteren wurde vom Rechtsamt analysiert, welche Weisungsrechte des Stadtrates gegeniiber
der GGFA existieren. Nach Einschatzung des Rechtsamtes sind es relativ wenige Weisungsrechte
des Stadtrates und diese beschranken sich auf organisatorisch/finanzielle Fragen, die Inhalte des
hoheitlichen Handelns hingegen werden allein durch den Vorstand verantwortet.

Nach Ansicht des Rechtsamtes geht jedoch aus den Aussagen des BMAS (so auch in Anlage 4)
nicht klar hervor, ob die Kriterien ,Weisungsgebundenheit* und ,Haftung” kumulativ vorliegen mus-
sen. Wenn nicht, wirde bereits die Gewahrtragerhaftung ausreichen und eine Satzungsanderung
ware nicht erforderlich.

Angesichts dieser Unsicherheiten, wurde die Rechtsaufsichtsbehérde — das Bayerische Staatsmi-
nisterium fir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen - um eine Stellungnahme zur Rechts-
konformitat gebeten. Das Ministerium antwortete dahingehend mit Schreiben vom 11.11.2013
(siehe Anlage 2), dass fir die Abrechnungsvorschrift KoA-VV bereits die Gewéahrtragerhaftung
geniigen wirde, aus hoherrangigem Recht heraus seinen jedoch zudem ausreichende Weisungs-
rechte erforderlich. Erforderlich seien sogar ,dienstrechtliche Weisungsrechte* (vgl. die Stellung-
nahme des Rechtsamtes in Anlage 2). Ergebnis des Arbeitskreises war und ist, dass eine Ande-
rung der Satzung fur erforderlich gehalten wird, da die Weisungsgebundenheit nicht durchgangig
gegeben ist. Als Anregungen zur Satzungsanderung kann auf den Betatigungsbericht des stadti-
schen Prifungsamtes vom 29. April 2013 verwiesen werden.
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Zwischenergebnis: Die Ubertragung der Integrationsaufgaben ist nicht der Regelfall, aber auf ei-
nen ,unechten Dritten moglich. Weisungsrechte und Haftung der Stadt missen gegeben sein.
Die A6R/das Kommunalunternehmen ist als Rechtsform mdglich. Eine Satzungsanderung insbes.
hinsichtlich erweiterter Weisungsrechte wird fir erforderlich gehalten.

B. Zulassigkeit von Hoheitsaufgaben und zugleich MaRnahmetrdger — soq. Selbstvor-
nahme

Die zweite und dritte Fragestellung aus der Marz-Sitzung zur Rechtsicherheit und mdglichen Inte-
ressenskonflikten waren zum einen die komplexesten Aufgabengebiete, zum anderen gingen die-
se auch ineinander uber. Der Arbeitskreis hat die Gefahr eines Interessenskonflikts zwischen ho-
heitlichen Bereich und dem BgA theoretisch bejaht. Als potentielle Risiken wurde die Riickzahlung
von Bundesmitteln bis hin zum Entzug der Option definiert. Die daraus ergebenden Fragen zur
Tragerform, zur Aufgabenzuordnung sowie der potentiellen Interessenskonflikte durch die Erledi-
gung der hoheitlichen Aufgabe sowie des Beschéaftigungs- und Qualifizierungsteils im Rahmen
eines BgA unter einem Dach wurden mit der Rechtsaufsicht (dem Bayerischen Staatsministerium
fr Arbeit und Sozialordnung) riickgekoppelt. Der Fragenkatalog an das StMAS (OBM Brief vom
26.6.2013 — Anlage 3) wurde im Arbeitskreis erarbeitet und dort unter den Teilnehmern abge-
stimmt. Das Antwortschreiben des Ministeriums mit Datum 16. Juli 2013 (unterzeichnet von Minis-
terialrat Jochen Schumacher) wurde dem HFPA und dem Verwaltungsrat der GGFA im September
bzw. Juli zur Kenntnis gegeben (Anlage 4). Zur Selbstvornahme sagt das Schreiben, dass unter
Bezug auf das BMAS diese grundsatzlich méglich ist — auch bei Vornahme durch einen ,unechten
Dritten”.

Zwischenergebnis: Die Rechts-Identitat von SGBII-Leistungstrager und Malinahmetrager ist még-
lich. Ebenso die Selbstvornahme bei ,unechten Dritten” - wie in Erlangen mit der GGFA.

C. Risiken bei Selbstvornahme

Dem Antwort-Schreiben vom 16.7.2013 kann weiter entnommen werden, dass abstrakte Risiken in
der Konstruktion der Aufgabenerledigung von hoheitlichen MalZnahmen und Trégern von Beschaf-
tigungs- und QualifizierungsmalRnahmen aus einer Hand gesehen werden. Die benannten abstrak-
ten Risiken beziehen sich insbesondere auf die Frage, ob MalRhahmen Uberteuert/nicht wirtschaft-
lich sein kénnten und damit dem Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit widersprechen.
Konkrete Vorkommnisse oder Anhaltspunkte dafir wurden aber verneint. Als Konsequenz wurde
beschrieben, dass aber nicht der Verlust der Option, sondern im Falle des Feststellens eines Ver-
stol3es ein Rickforderungsanspruch des Bundes in Betracht kommen kann.

Zwischenergebnis: Das StMAS sieht abstrakte Risiken bei Rechtsidentitéat von vergebender Stelle
und Maflinahmetrager. Diese kdnnen in einem Verstol3 gegen Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
liegen. In diesem Fall ist eine Rickforderung von Bundesmitteln méglich. Ein realistisches Risiko
des Verlustes der Option wird nicht gesehen.

D. Ansétze zur Risikominimierung

Mit dem Antwortschreiben hat sich der Arbeitskreis in seiner sechsten Sitzung am 26. Juli 2013
intensiv beschaftigt. Dr. Holzinger vom Rechtsamt der Stadt hat zudem telefonisch um weitere
Details zu den Inhalten des Schreibens des StMAS gebeten. Ausgeldst wurde hierauf die Bildung
einer Unterarbeitsgruppe zur Erstellung einer Bewertungsmatrix von Gestaltungsvarianten. Hierzu
wird auf die Anlage 5 verwiesen, die eine detaillierte Darstellung aller — auch theoretisch — in Frage
kommenden Varianten mit einer tiefen Unterteilung und jeweiligen Bewertung enthalt.

In den Gesprachen mit Herrn Schumacher vom StMAS wurde zur Vorbeugung des abstrakten
Vorwurfs einer Unwirtschaftlichkeit von durchgefiihrten MalRnahmen die Idee entwickelt, dass die
von der GGFA durchgefiihrten MaRnahmen auf Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gepruft werden
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und dies durch eine Zertifizierungsstelle gutachterlich und somit durch einen Dritten geklart werden
konnte. Eine solche Zertifizierung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, auf Nachfrage bei der Zertifi-
zierungsstelle wurde mitgeteilt, dass eine gutachterliche Prifung Gber Qualitat und Wirtschaftlich-
keit machbar ist.

Zwischenergebnis: Die derzeitige Ausgestaltung und Arbeitsteilung hat Vor- und Nachteile. Um
den Ist-Zustand zu verbessern, sind mehrere Losungsansatze denkbar. Diese reichen von der
Beibehaltung des Ist-Zustandes mit Optimierungen Utber die Bindelung der GGFA-Téatigkeiten mit
den SGBII-Leistungen des Sozialamtes in einem Eigenbetrieb bis zur Eingliederung aller SGBII-
leistungen in der Stadtverwaltung/Sozialamt.

Von der GGFA durchgefiihrte MaRnahmen sollen kiinftig auf Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
durch Zertifizierungsstelle geprift werden.

E. Controlling fur die Arbeitsmarktpolitik

(Dieses Kapitel ist eine Recherche und Aussage des GGFA-Vorstandes)

Zur Frage des Berichtswesens und der Zustandigkeit von Stadtratsgremien hat der GGFA-
Vorstand eine Umfrage bei sechs Jobcentern = Optionskommunen durchgefihrt (Jena, Schwein-
furt, Offenbach, Wiesbaden, Lkr. Fulda, Lkr. St Wendel).

Es konnte aus den Antworten kein einheitlicher Trend erkannt werden, Anregungen sind ableitbar.
Erlangen wird sein eigenes Verfahren fur die Steuerung der Geschéftsprozesse des Jobcenters
durch Beschlussfassung in Stadtratsgremien entwickeln missen.

Ein Diskussionsvorschlag kénnte sein:
Dreimalige Einbringung des Jobcenters in Gremien (SGA+HFPA) und Stadtrat pro Jahr:
- Budget und Arbeitsmarktprogramm des jeweiligen Folgejahres mit Ziel- und Zielgruppen-
vorgaben (Nov./Dez.)
- Jahres-Budgetbilanz und Eingliederungsbericht u. a. mit Ma3nahmenevaluation des Vor-
jahres (Marz/April)
- Zwischenbericht zur Jahresmitte (Juni/Juli)
Gestaltungsvorschlag des Berichtsformats, unabhangig von der zukinftigen Tragerstruktur:
- ein gemeinsamer Bericht Leistung und Integration
- ein gemeinsamer Statistikteil
- klare Themenzustandigkeiten
- organisiert und zusammengefihrt Uber eine rechtzeitig terminierte Redaktionskonferenz

Abhangig von der Entscheidung zugunsten einer Tragerform sind noch weitere Details zu klaren,
wie z. B. welche Entscheidungen letztlich im Stadtrat und seinen vorgelagerten Gremien getroffen
werden sollen und welche evtl. in Gremien der Tragerstruktur (Verwaltungsrat, Werkausschuss).

Zwischenergebnis: Andere Job-Center im Optionsmodell haben sehr unterschiedliche Berichts-
wesen. Das Berichtswesen in Erlangen sollte entsprechend dem o.g. Vorschlag ausgebaut wer-
den.

F. Arbeitsmarktpolitische Entscheidungen

Zu unterscheiden sind die Begriffe ,kommunale Wirtschaftspolitik”, ,kommunale Beschéaftigungspo-
litik", ,kommunale Arbeitsmarktpolitik“ und ,kommunale Sozialpolitik*.

Kommunale Wirtschaftspolitik hat als Zielgruppe die Unternehmen. Es geht um die Schaffung
und Verbesserung von Rahmenbedingungen fiir die Ansiedlung und Entwicklung von Unterneh-
men am Ort. Ihre MaRRnahmen sind in der Regel langfristig ausgerichtet und zielen darauf ab, die
generellen Rahmenbedingungen fir die Wirtschaft zu verbessern.

Kommunale Beschaftigungspolitik zielt auf die Schaffung und den Erhalt von Arbeitsplatzen (im
ersten Arbeitsmarkt), hat also alle Arbeitgeber als Zielgruppe (muss also auch die eigene Rolle als
Arbeitgeber kritisch reflektieren). Beschaftigungspolitik zielt vor allem auf den Erhalt von Beschéfti-
gung, weniger auf den Ausbau.
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Kommunale Arbeitsmarktpolitik orientiert sich an den Erwerbsféahigen, die aus dem ersten Ar-
beitsmarkt ausgegrenzt sind, und versucht, die Voraussetzungen fir eine (Re-)integration in den
Arbeitsmarkt zu schaffen. Sie wendet sich an die Personen, die bereits aus dem Arbeitsmarkt her-
ausgefallen sind und bietet Chancen fiir die Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt durch Ver-
mittlung.

Kommunale Sozialpolitik ist vor allem an sozialen und gemeinwohlorientierten Zielen ausgerich-
tet. Sie dient vor allem der sozialen Integration, der Stabilisierung von Nachbarschaften und der
Verbesserung des Wohnumfeldes.

Aufgaben kommunaler Wirtschafts-, Beschaftigungs-, Arbeitsmarkt-
- und Sozialpolitik

Kommunale
Beschaftigungspolitik
MaBnahmen zur Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplatzen
im privaten und éffentlichen Sektor;
Zielgruppe: alle Arbeitgeber

Kommunale Kommunale Sozialpolitik
Wirtschaftspolitik Soriale Ausgrenzung vermeiden,

Verbesserung der Entwicklungs- soziales Engagement fordern,
bedingungen von Unternehmen Mindesteinkommen sichern,

am Standort, Forderung von An- Gemeinwohlaufgaben erfiillen;
siedlungen, Existenzgriindungen; Zielgruppe: Blrgerinnen und
Zielgruppe: Unternehmen Birger, gemessen an sozialen

Kritarien.

Kommunale
Arbeitsmarktpolitik
Schaffung von Beschaftigungs-
maoglichkeiten oder Qualifizie-
rung fir Arbeitslose;
Zielgruppe: Erwerbspersonen,
vornehmiich auflerhalb von
reguldrer Erwerbstatigkeit

Deutsches Institut fir Urbanistik ¢

Fur die kommunale Sozialpolitik ist federfihrend das Sozialreferat bzw. das Sozialamt zustandig.
Fur die kommunale Wirtschaftspolitik sowie fur die kommunale Beschéaftigungspolitik zeichnet pri-
mar die Abt. Wirtschaftsforderung und Arbeit verantwortlich, in Verbindung mit der Arbeit und den
Initiativen des JAZ e. V. Die GGFA zeichnet die Zustandigkeit fur die kommunale Arbeitsmarktpoli-
tik.

In der November-Sitzung des HFPA und des SGA wurde erstmals ein Arbeitsmarktprogramm der
GGFA vorgelegt und beschlossen. Dies erfolgte im Vorgriff auf die Anregung des Antragstellers.
Die Struktur dieses Berichtes ist nicht festgeschrieben, Anregungen werden gerne aufgegriffen.
Aus Sicht der Verwaltung soll auch in kiinftigen Jahren das Arbeitsmarktprogramm sowohl dem
SGA als auch dem HFPA vorgestellt werden und vom HFPA dann auch beschlossen werden.

Zwischenergebnis: Mit dem 2014-Arbeitsprogramm ist ein erster Vorschlag fur Beschlisse des
Stadtrates zur Arbeitsmarktpolitik unterbreitet. Das Verfahren sollte beibehalten und die Inhalte
kénnen weiter entwickelt werden.

G. Ergebnis und Vorschlag der Arbeitsqruppe zur Zukunft der GGFA

1. Analyse des Ist-Zustandes der GGFA A6R
Die derzeitige Ausgestaltung der GGFA hat Vor- und Nachteile. Im Wesentlichen und ohne An-
spruch auf Vollstandigkeit lasst sich die Situation wie folgt zusammenfassen:
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* Durch die Zusammenfassung des hoheitlichen Fallmanagements und des Betriebs gewerblicher
Art (BgA) als Mal3Bnahmetréger in einem Unternehmen sind eine unmittelbare Kundentbergabe
sowie eine schnelle und flexible Anpassung der Malinahmen an die Kundenbedarfe maglich.
 Fir den Kunden ist die GGFA ein einheitlicher Ansprechpartner.

» Das Fihrungspersonal kann fir beide Unternehmensteile gleichzeitig tatig werden. Hierdurch
kann die Fuhrungsebene relativ schlank gehalten werden.

» Dadurch, dass der BgA in einem von der Stadtverwaltung getrennten Unternehmen angesiedelt
ist, besteht die Moglichkeit, auf die Anderung von rechtlichen Rahmenbedingungen bzw. die Kiir-
zung von Zuschussen relativ flexibel mit betriebsbedingten Kiindigungen zu reagieren. Dadurch
wird ein wesentliches, dem MafRRnahmetrager immanentes, Risiko minimiert.

» Ein Wettbewerb der MalZnahmetrager findet in Erlangen in geringem Umfang statt.

« Bei interner Vergabe von Dienstleistungsauftragen kann eine unwirtschaftliche Verwendung von
Bundesmitteln systembedingt nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden.

« Die A6R hat Eigeninteressen, die nicht immer deckungsgleich mit den Interessen der Stadt tber-
einstimmen (z.B. Beibehaltung von Aufgaben, Erhaltung von Arbeitsplatzen). Derweil sind die Ein-
flussnahmemaglichkeiten der Stadt begrenzt, u.a. wegen der externen Mitglieder des Verwaltungs-
rates.

* Es besteht regelmafiger Abstimmungsbedarf zwischen Amt 50 und GGFA, insbesondere Uber
Budgetfragen.

Stadt Edangen GGFA
Ami Fir Soxiales, Arbeil und Wehnen Anstalt des §ffentlichon Rochts der Stadt Edangen

Grurkisichanng Fallmanagement  Imegrations- Personaha rmittiung

for Arbalisuchande management

Projekt ‘fifty up

2. Moglichkeiten struktureller Veranderungen

Mit den in Anlage 5 aufgezeigten Gestaltungsvarianten kann dieser beschriebene Ist-Zustand ver-
bessert werden. Der Arbeitskreis ist zu dem Zwischenergebnis gekommen, drei dieser Varianten
eingehender zu beleuchten.

a) Variante 1: Beibehaltung des Ist-Zustandes mit Optimierungen

Die erste Mdglichkeit besteht darin, auf organisatorische Veranderungen zu verzichten und statt-
dessen punktuell auf die bestehenden Probleme zu reagieren. Folgende MalRnahmen kdnnten
ergriffen werden:

« Dem Vorwurf der Unwirtschaftlichkeit kbnnte durch eine (freiwillige) Zertifizierung der einzelnen
Malnahmen begegnet werden. Im Rahmen dieser Zertifizierung wiirde auch eine Prifung der
Malnahmen auf ihre Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit hin erfolgen.

« Die Einflussnahmemadglichkeiten der Stadt auf die GGFA kénnten durch eine Anderung der Un-
ternehmenssatzung vermehrt werden. So ware es mdglich, dem Verwaltungsrat eine Zustandigkeit
fur Grundsatzentscheidungen und den Erlass entsprechender Richtlinien einzuraumen. Dem
Stadtrat konnte man diesbezuglich, aber auch fir weitere, bereits dem Verwaltungsrat obliegende
Entscheidungen wie strategische Zielvorgaben, Wirtschaftsplan etc. ein Weisungsrecht einraumen.
Ein ,Durchregieren” bis hin zu Einzelfallentscheidungen ware hingegen auch nach einer Satzungs-
anderung nicht moglich. Bei VWR-Entscheidungen ohne Weisungsrecht des Stadtrats wiirden die
nichtstadtischen Mitglieder des Verwaltungsrates weiterhin die Beriicksichtigung stadtischer Inte-
ressen erschweren.
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» Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Amt 50 und GGFA kénnten Richtlinien erarbei-
tet werden, die Uber einen Stadtrats- und Verwaltungsratsbeschluss Verbindlichkeit erlangen.

b) Variante 2: Uberfiihrung der bisherigen GGFA sowie der Passivleistungen von Amt 50 in einen
stadtischen Eigenbetrieb

Die zweite Moglichkeit besteht darin, ein einheitliches Jobcenter als Eigenbetrieb der Stadt Erlan-
gen zu grunden. Die Vorteile dieser Lésung lagen vor allem darin, dass die Einflussmdglichkeiten
der Stadt nun optimal wéren, und dass problematische Schnittstellen bzw. ein Abstimmungsbedarf
zwischen Amt 50 und GGFA aufgrund der einheitlichen Leitung entfallen wiirden. Unter Umstan-
den kénnte durch die Zusammenfihrung auch eine Verschlankung der Filhrungsebene sowie wei-
tere Kostenersparnisse erreicht werden.

Problematisch ware hingegen der damit verbundene Ubergang des (mittlerweile entfristeten) Per-
sonals der GGFA auf die Stadt angesichts des dort herrschenden Verzichts auf betriebsbedingte
Kindigungen. Das damit verbundene erhebliche Kostenrisiko misste durch den kinftigen Ab-
schluss befristeter Arbeitsverhaltnisse oder durch eine punktuelle Aufhebung des Kiindigungsver-
zichts fir den neu gegriindeten Eigenbetrieb eingedammt werden.

Da die Dienstleistungsauftrage auch in dieser Konstellation weiterhin intern vergeben wirden, wa-
re auch ein stadtischer Eigenbetrieb dem Vorwurf der Unwirtschaftlichkeit ausgesetzt. AuRerdem
wilrde es auch mit dieser Lésung in Erlangen einen Wettbewerb der Malinahmetrager so gut wie
nicht geben.

c¢) Variante 3: Eingliederung des hoheitlichen Teils der GGFA in die Stadtverwaltung

Die dritte Mdglichkeit besteht darin, den hoheitlichen Bereich aus der GGFA herauszulésen und
Amt 50 zuzuschlagen. Das Kommunalunternehmen GGFA wirde als MaRnahmetrager fortbeste-
hen, der sich wie bisher im Wesentlichen tber Bundes-, kommunale und Drittmittel finanzieren
wirde.

Diese Losung wirde es Amt 50 ermoglichen, selbst zu entscheiden, ob a) Malihahmen ohne Aus-
schreibung an den verbliebenen BgA vergeben werden (sog. Inhouse-Vergabe) oder

b) ausgeschrieben werden. Alternativ besteht in den meisten Fallen auch die Méglichkeit c), sog.
Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheine auszugeben, bei denen die Berechtigten selbst einen
MalRnahmetrager auswéhlen kénnen. Im Fall der Ausschreibung (b) wirde ein Wettbewerb zwi-
schen den MalRnahmetragern entstehen und damit der Vorwurf einer unwirtschaftlichen Leistungs-
erbringung aus dem Weg geraumt werden. In den Fallen a) und c) findet kein Preiswettbewerb
Statt.

Der Abstimmungsbedarf zwischen Amt 50 und dem hoheitlichen Teil der GGFA wirde bei dieser
Ldsung entfallen, daflr aber ein Abstimmungsbedarf zwischen Hoheit und dem verbleibenden BgA
entstehen. Im hoheitlichen Bereich kdnnten vermutlich durch eine Verschlankung des Fihrungs-
personals Kosten eingespart werden, beim BgA ware dagegen eine eigenstandige Leitung erfor-
derlich. Ob in der Summe mehr oder weniger Verwaltungskosten anfallen, kann ohne Organisati-
onsuntersuchung nicht beurteilt werden.

Ob der BgA wegen der TV6D-Bezahlung im Wettbewerb bestehen kann, ist unsicher. Wenn man
den Fortbestand des BgA sichern méchte, missten die Entscheidungen von Amt 50 liber Inhouse-
Vergaben an den BgA eng mit dessen Kapazitaten abgestimmt werden. Dies wirde die Entschei-
dungsfreiheit von Amt 50 bei der Auswahl von Mal3nahmetrégern und damit den Wettbewerbsef-
fekt der Variante 3 einschranken.

Diese drei Varianten sind im Antragstext zur Abstimmung vorgeschlagen (A/B/C-Vorlage).

Zusammengefasst ist zu sagen:

1. Die Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben auf einen sog. unechten Dritten (in diesem Fall
ein Kommunalunternehmen — AGR —) ist zulassig.

2. Die Rechtsidentitat von SGBII-Leistungstrager und MalRnahmetrager ist moglich, erfordert
jedoch erhéhte eigene strenge Anforderungen, um potentiellen Vorwiirfen einer Interes-
senskollision und vor allem dem potentiellen Vorwurf einer schlechten Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit vorzubeugen. Herr Schumacher vom Ministerium hat mindlich Zweifel
geédulRert, ob eine umfassende Prifung auf eben diese Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
moglich ist, hat jedoch selbst den Vorschlag gemacht bei der Zertifizierungsstelle anzufra-
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gen.

3. Es verbleibt ein Spannungsfeld zwischen den vom StMAS geforderten dienstlichen Wei-
sungsrechten zur Rechtsform eines Kommunalunternehmens, das eine gewisse Unabhan-
gigkeit des Vorstands voraussetzt bzw. ermdglicht.

4. Es gibt mehrere Losungsansatze, mit denen versucht werden kann den Ist-Zustand des
Job-Centers zu verbessern. Jede der vorgeschlagenen Varianten hat seine Vor- und Nach-
teile.

Die Stellungnahmen von GGFA Vorstand, Sozialreferat/-amt, Beteiligungsmanagement und GGFA
Personalrat sind in der Anlage 6 aufgeftihrt. Es liegt in der Natur der Sache, dass die Stellung-
nahmen aus Sicht der jeweiligen Betroffenheit unterschiedlich ausfallen und deshalb kein einheitli-
ches Meinungsbild abgeben. Deshalb werden — je nach ,subjektiver Betrachtung” — Positionen
nicht nur pro einer, sondern zugunsten aller drei Varianten abgegeben.

Am geringsten ist die personliche Betroffenheit in der Stellungnahme des Beteiligungsmanage-
ments anzunehmen, das sich fir Variante A ausspricht. Diesem Vorschlag schlief3t sich auch Re-
ferat Il an.

Anlagen:

Anlage 1: Fragen zur weiteren Entwicklung der GGFA aus dem SGA/HFPA vom 6.3.2013

Anlage 2: Schreiben des StMAS vom 11.11.2013 und Stellungnahme Rechtsamt vom 17.12.2013
Anlage 3: OBM-Schreiben vom 26.6.2013

Anlage 4: Antwortschreiben des StMAS vom 16.7.2013

Anlage 5: Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten

Anlage 6: Stellungnahmen GGFA-Vorstand, Sozialreferat/-amt, Beteiligungsmanagement, GGFA-
Personalrat

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Klarere Ansagen der Gremien

Kommunikationskonzept im
Vorfeld von Entscheidungen

Fragen von Herrn Dr. Janik:

en zur weiteren Entwicklung der GGFA auf dem SGA/HFPA vom 6.3.13

e 1. Welche strukturellen Veranderungen bei der GGFA sind notwendig
» 2. Rechtssicherheit fur die Struktur der GGFA

» 3. mogliche Interessenskonflikte, die aus der Struktur der GGFA folgen, auflésen
L]

4. Controlling fur die Arbeitsmarktpolitik in Erlangen (u.a.Berichtswesen, Zustandigkeit von

Stadtratsgremien)

5. Wie wird dieses Controlling in anderen Stadten gehandhabt?
6. Grundsatzentscheidungen uber arbeitsmarktpolitische Entscheidungen im StR beschlieRen

aus Sicht von BMIII sollte auch das Arbeitsklima Thema sein

Zugang in MaBnahmen
Erfolge von MaBnahmen

Wer trifft welche ] Entscheidungskriterien Jemanden beauftragen,
Entscheidungen? kleinere strukturelle
Anderungen auszuarbeiten!
Kommunaler Nutzen
Mehr Befassung im Stadtrat Kommunaler Finanzierung Grundsatzfragen im Stadtrat
Wer entscheidet was? entscheiden
SGA-Zustédndigkeit fiir (innerhalb und auBerhalb der
SGBII insgesamt GGFA) Vorschlag zur Priifung der
ZweckmiBigkeit des GGFA-
del it
Gemeinsame Sitzungen des A"h;?;:::m' ch {;::%ﬂm S —————
SGA und des HFPA
(innerhalb und auBerhalb der Ombudsmann
GGFA)
Stadtrat soll {iber konkrete
Weisungsrecht/Haftung
Pline entschelkien Transparenz durch Rechtsamt priifen

Uberpriifung der
Einschitzungen

Durchgriffsrecht des Stadtrats
auf Verwaltungsrat

Transparenz liber
MaBnahmen

(Zugangsstruktur, Erfolge, ...)

Bewertungskriterien

Besser lesbares
Berichtswesen

| Gute SGBII-Umsetzung als
= Ziel der Option!
Uberpriifung der
_ Einschiitzungen

Vﬁrglelch mit ant;!eren
Kommu_nep_

[ Gute Mal!nalinien jenéeits des
|___SGBIN Transparenz fehit!

Priifung durch Dritten
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Bayerisches Staatsministerium far Arbeit und Soziales, NAME
Familie und Integration - 80792 Munchen Schumacher

TELEFON
Stadt Erlangen 089 1261-1253
Amt fur Recht und Statistik _

i TELEFAX
Rechtsabteilung ST i
Per Mail —
martin.holzinger@stadt.erlangen.de referat-I3@stmas.bayern.de
thre Zeichen, lhre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom DATUM

Bitte bei Antwort angeben
13/6074.04-1/248 11.11.2013

Auslegung der KoA-VV § 8 Abs. 2, Begriff des ,,unechten Dritten"

Sehr geehrter Herr Holzinger,
sehr geehrte Damen und Herren,

Ihre E-Mail-Anfrage vom 27.09.2013 zum o. g. Thema beantworten wir nach erfolgter Ab-
stimmung mit dem BMAS wie folgt:

1. Auslegung der KoA-VV

In § 8 Abs. 2 der KoA-VV wird fir die Einordnung eines - im Verhéltnis zur Optionskom-
mune - Dritten als ,unechter Dritter" entweder Weisungsbefugnis oder Gewahrtragerhaf-
tung vorausgesetzt. Nach wortlicher Auslegung geniigt jede der in den Nrn. 1 und 2 ge-
nannten Voraussetzungen fir sich alleine (Alternativregm) fir die Einordnung als ,un-
echter Dritter".

In Abstimmung mit BMAS ist diese wértliche Auslegung als maRgeblich zu betrachten. Sie
deckt sich mit der Begriindung zur KoA-VV (Drucksache 180/08), worin ausgefihrt wird,

//Zukunftsministerium

Telefon Vermittlung E-Mail Internet: Adresse
089 1261-01 poststelle@stmas bayern.de www zukunftsministerium.bayern.de  Winzererstrafie 9, 80797 Manchen
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dass die Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 entweder alternativ oder kumulativ vor-
liegen kdnnen.

Ein Kommunalunternehmen kann daher bereits aufgrund der gesetzlich geregelten Ge-
wahrtragerhaftung unechter Dritter i. S. d. KoA-VV sein, ohne dass es auf die Ausgestal-
tung der Weisungsbefugnis in der Satzung ankame.

Unbeachtlich ist insoweit, dass die ,Fragen und Antworten zur Kommunaltrager-
Abrechnungsverwaltungsvorschrift" auf eine vom eindeutigen Wortlaut der KoA-VV (Alter-
nativregelung) abweichende Auslegung (Kumulativregelung) hinzuweisen scheinen. Durch
die ,Fragen und Antworten" und sonstige Erklarungen seitens BMAS kénnen Regelungen
der KoA-VV, die ihrerseits der Zustimmung des Bundesrats bediirfen, nicht abgeéandert
werden; es handelt sich insoweit um unverbindliche Auslegungshilfen zu den KoA-\V/V.

2. Héherrangiges Recht

Bei den KoA-VV handelt es sich um reine Abrechnungsvorschriften. Sie stellen sicher,
dass Verwaltungsaufwendungen auch als solche, und damit unter Beriicksichtigung des
Kommunalen Finanzierungsanteils, abgerechnet werden. Das BMAS stellte die ,grund-
satzliche Fragestellung, nach welchen MaBstaben das Handeln unechter Dritter nach den
Mafstaben héherrangigen Rechts zu beurteilen ist — Stichwort Inhouse-Vergabe® der Pri-
fung des Landes anheim. Im Folgenden erlautern wir die Auffassung des StMAS hierzu.

Eingliederungsmaflnahmen kénnen sowohl an echte Dritte vergeben (§ 17 SGB II) als
auch selbst vorgenommen werden. Die Vergabe ist hier der gesetzliche Regelfall, die
Selbstvornahme (auch als unechter Dritter) die Ausnahme. Zum Problemkreis Risiken der
Rechtsidentitat von SGB II-Leistungstrager und MaRnahmetrager verweisen wir auf unsere
Stellungnahme vom 16.07.2013.

Demgegeniiber ist die Ubertragung von Hoheitsakten sowie der grundlegenden Beratung

einschl. des Fallmanagements auf echte Dritte generell unzuléssig. Dies ergibt sich unmit-

telbar aus der gesetzlichen Aufgabenstellung des Jobcenters / der Optionskommune und
aus dem Fehlen einer gesetzlichen Delegations-Erlaubnis.
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Im Fall der Ubertragung von Hoheitsakten sowie der grundlegenden Beratung einschl. des
Fallmanagements auf ,unechte Dritte" muss im Einklang mit der gesetzlichen Aufgaben-
stellung nach dem SGB Il ermittelt werden, wer als unechter Dritter in diesem Sinne anzu-
sehen ist. Aus einer vergleichenden Betrachtung der Regelungen zum Auftrag ist zwin-
gend zu folgern, dass mindestens dasjenige Maf} an Einflussnahme des Jobcenters ge-
wahrleistet sein muss, das sogar im Fall der zulassigen Delegation an einen echten Dritten
gegeben ware; § 89 Abs. 5 SGB X sieht insoweit eine Bindung an die eigene Auffassung
des Auftraggebers vor. Fir eine Definierung einer Aufgabenwahrnehmung als ,eigene"
wird man aber wohl noch héhere Anforderungen stellen miissen. So sind wohl dariiber
hinaus auch dienstrechtliche Weisungsrechte zu fordern.

Vor dem Hintergrund des dargelegten héherrangigen Rechts wird man im Fall der Uber-
tragung von Hoheitsakten sowie der grundlegenden Beratung einschl. des Fallmanage-
ments auf ,unechte Dritte” eine § 8 Abs. 2 Nr. 1 KoA-VV entsprechende Weisungsrege-

lung verlangen missen.

Mit freundlichen GriiRen

- ' .
/[’!' =l s g CCpnes Ao
L

Jochen Schumacher

Ministerialrat
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[/30/HMS T. 2198 Erlangen, 17. Dezember 2013

Dokument2

Rechtliche Einschatzung zum Schreiben des Bayerischen Staatsminis-
teriums fiir Arbeit und Soziales, Familie und Integration vom 11.11.2013

Die grundlegende Aussage des Schreibens, dass bei Ubertragung von Hoheitsrechten auf Dritte
ein gewisses Mal} an Einflussnahmemaoglichkeiten gewahrleistet sein muss, deckt sich mit der
rechtlichen Einschatzung von Amt 30. Dass hierbei jedoch die Regelungen des SGB X iiber das
Auftragsverhaltnis als Mindeststandard gelten sollen und daruber hinaus sogar ,dienstrechtliche
Weisungsrechte" gefordert werden, ist fur Amt 30 nicht nachvollziehbar.

Als typische Rechtsform eines ,unechten Dritten” wird namlich im Fragen-und-Antworten-Katalog
stets das Kommunalunternehmen genannt. Nach Art. 90 Abs. 1 S. 1 der bayerischen Gemeinde-
ordnung hat der Vorstand eines Kommunalunternehmens aber eine weitgehend unabhéngige
Position (Leitung des Unternehmens ,in eigener Verantwortung®). Sicherlich kann diese Stellung
in der Unternehmenssatzung dahingehend modifiziert werden, dass Kompetenzen vom Vorstand
zum Verwaltungsrat hin verlagert werden. Daflir werden sich jedoch nur solche Zustandigkeiten
eignen, die auch tatsachlich von einem Verwaltungsrat wahrgenommen werden kdnnen, also ins-
besondere nicht das ,Tagesgeschaft‘. Denkbar wéren allerdings bestimmte Weisungsrechte ge-
genlber dem Vorstand.

Die Unternehmenssatzung des Kommunalunternehmens kann wiederum nur eine Bindung des
Verwaltungsrats an Weisungen des Stadtrats (nicht: der Stadt) regeln, nicht hingegen Weisungs-
rechte unmittelbar gegeniber dem Vorstand. Die Weisungsrechte gegenuber dem Verwaltungsrat
mussen sich zudem auf ,bestimmte” (Art. 90 Abs. 2 S. 5 GO) Falle beziehen. Voraussetzung ist
demnach immer eine konkrete Zustandigkeit des Verwaltungsrats. Durch diese gesetzliche Rege-
lung sollte verhindert werden, ,dass die Gemeinde nach tagespolitischen Opportunitaten in das
Kommunalunternehmen hineinregiert* (so Schulz/Wagner, Recht der Eigenbetriebe und der
Kommunalunternehmen in Bayern, 2. Aufl. S. 176).

Im Ergebnis ist somit eine Einflussnahme der Stadtverwaltung ohne Gremienbeschluss auf die
AGR nicht méglich. Auch die Einflussnahmemaéglichkeiten des Stadtrats sind wie gesehen auf die
Kompetenzen des Verwaltungsrats beschrankt. Im Ubrigen verbleibt nur eine mittelbare Einfluss-
nahme Uber die im Verwaltungsrat sitzenden kommunalen Vertreter, soweit dem Verwaltungsrat
in der jeweiligen Angelegenheit ein Weisungsrecht gegeniiber dem Vorstand zukommt (so
Schraml in: Rechtspraxis der kommunalen Unternehmen, Teil D Rn. 228). Diese Einflussnahme-
maoglichkeit ist im Fall der GGFA durch die externen Mitglieder des Verwaltungsrats nur einge-
schrankt vorhanden.

Ref. Il zur Beschlussvorlage ,Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center und Mallnahme-
trager".

Gez.

Dr. Holzinger
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Stadt Erlangen

Bayerisches Staatsministerium flr Der Oberbirgermeister
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
Referat | 3 Grundsicherung fur Arbeitssuchende

MR Jochen Schuhmacher Rathausplatz 1
WinzererstraBe 9 91052 Erlangen
80797 Munchen Postfach 3160, 91051 Erlangen

Telefon 0 91 31 /86 22 00
Telefax 091 31/86 21 12
E-Mail stadt@stadt.erlangen.de
Internet http://www.erlangen.de
Az. Il

26. Juni 2013

Anfrage zur Risikoeinschatzung der GGFA A6R Tragerkonstruktion

Sehr geehrter Herr Schuhmacher,

in einer aktuellen Debatte wird im Erlanger Stadtrat die Frage gestellt, welches Risiko aus der Tragerform
und der Aufgabenzuordnung der GGFA A6R fir die Stadt Erlangen erwachsen kann.

Die Besonderheit der GGFA A6R ist, dass sie auf der einen Seite den hoheitlichen SGB |l Bereich der Integ-
rations- und Aktivierungsleistungen (Fallmanagement, Personalvermittiung und Integrationsmanagement)
eigenstandig durchfiihrt und auf der anderen Seite in der AR mit dem gemeinniitzigen Betriebsteil der ge-
werblichen Art selbst MaBnahmen nach § 45 durchfinhrt.

Zur Klarung des Risikopotentials habe ich folgende Fragen an Sie:

1. In dem Fragen- und Antworten-Katalog zur Kommunaltrdger Abrechnungsvorschrift, Stand Dezember
2012 AZ: PG SGB 11-04616-1 wird unter 3 c) die Mdglichkeit aufgefiihrt, dass der ZKT oder ein (unechter)
Dritter nach § 8 Abs. 2 KoA-VV (bspw. A8R), MaBnahmetrager im Sinne von § 45 SGB lll sein kann.

Ist davon auszugehen, dass dies noch der aktuelle Stand ist und damit die Tragerkonstruktion (,Grundsiche-
rungstrager ist gleichzeitig MaBnahmetrager) des ZKT Erlangen mit der GGFA als kommunale ASR kein
Risiko birgt, wenn die im BMAS Rundschreiben vom 17.08.12 genannten Empfehlungen zur Abgrenzung der
Aufwendungen der Verwaltungskosten und Eingliederungsleistungen nach §45 SGB Ill mit den dort formu-
lierten Abgrenzungskriterien eingehalten werden?

2. Ist die Weisungsgebundenheit und Haftung in der derzeitigen Satzung der GGFA so gestaltet, dass von
einem unechten Dritten im Sinne des Fragen und Antworten Katalogs, wie unter 3. ,Abgrenzung Verwal-
tungskosten® beschrieben, auszugehen ist?

3. Wenn nein, welche Anderungen der Satzung sehen Sie als erforderlich an?
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4. Sind die derzeitigen QualitatssicherungsmaBnahmen ausreichend, damit gegebenenfalls denkbare Inte-
ressenskonflikte zwischen der Vermittlung in Arbeit und der Vermittlung in eigene MaBnahmen hinreichend
vermieden werden?

5. Unter welchen Umsténden sind aus der Sicht der Rechtsaufsichtsbehérde Rickzahlungen von Bundesmit-
teln zu beflrchten?

6. Waren Konstellationen denkbar, unter denen die Stadt Erlangen die Option verliert?

Ihre Antworten werden von einem Verwaltungsarbeitskreis der Stadt Erlangen in eine Vorlage eingebracht,
die dem Stadtrat als Entscheidungshilfe Uber die Risikobewertung der Tragerkonstruktion der GGFA A6R
und deren weitere Entwicklung dienen wird.

Far Ihre Antwort méchte ich mich bei Ihnen bereits jetzt sehr herzlich bedanken.

Mit freundlichen GriiBen

Dr. Siegfried Balleis
Oberblrgermeister

OBM in Vorlage.
Referat Il zum Vorgang.
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Ihre Zeichen, |hre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom DATUM
Bitte bel Antwort angeben
Il - Schr. v. 26.06.2013 13 /6074.04-1/248 16.07.2013

Anfrage zur Risikoeinschitzung der GGFA AR Tragerkonstruktion

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister, -
Zu den aufgeworfenen Fragen nehmen wir wie folgt Stellung:

Zu 1 Alilgemeine Risiken einer bestehenden Rechts-ldentit:t von SGB li-
Leistdngstrﬁger und MaBnahmetriger

Das BMAS hat per Rundschreiben vom 17.08.2012 — noch aktuell und guiltig — ,Empfeh-
lungen zur Abgrenzung der Aufwendungen fiir Verwaltungskosten und Eingliederungs'léis-
tungen bei Selbstvornahme der Eingliederungsleistungen nach § 45 SGB Il durch Zuge-
lassene kommunale Trager" herausgegeben. Darin werden Anhaltspunkte gegeben, wel-

che organisatorischen Vorkehrungen zu treffen sind, um zu gewdhrleisten, dass Kosten

- der Eingliederung (diese sind volistandig dem vom Bund finanzierten Eingliederungs-

budget zuzuweisen) und Verwaltungskosten (an diesen ist die Kommune mit dem ,Kom-
munalen Finanzierungsanteil" beteiligt, vgl. §6b Abs. 2 S. 2, § 46 Abs. 3 SGB It) sinnvoll
voneinander abgegrenzt werden kénnen.

//Zukunftsministerium -

Telefon Vermiltlung: E-Mail; Internet: Adresse.
089 1261-01 postslelle@s!mas bayern.de www.zukunfisministerium.bayern.de  Winzererstrafie 9, B0797 Minchen
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Die Empfehlungen des BMAS treffen zur grundséatzlichen Zulassigkeit der Konstruktion
Selbstvornahme keine ausdrickliche, aber eine implizite Aussage. Solange die 0. g. Emp-
fehlungen des BMAS existieren, kann sich BMAS nicht auf den Standpunkt stellen, die
Konstruktion Selbstvornahme sei per se rechtswidrig. In den.,Fragen und Antworten zur
KoA-VV*, Stand Dez. 2012, S. 12, 13 bestéatigt BMAS sogar ausdriicklich, dass die Kon-
struktion Selbstvornahme zuldssig ist und stellt den Fall der Vornahme durch einen ,un-
echten Dritten"i. S. d. § 8 Abs. 2 KoA-VV (die Optionskommune ist gegeniiber dem Dritten
weisungsbefugt wie Uber eine eigene Dienststelle oder haftet far dessen Verbindlichkeiten
(Gewdhrtragerhaftung) der Konstruktion Selbstvornahme gleich.

U. E. birgt die Konstruktilon Selbstvornahme (auch in der Form der Einschaltung eines
~unechten Dritten*) dennoch Risiken, die durch die o. g. Empfehiungen des BMAS nicht
aus der Welt geschafft sind: Wahrend bei der Vergabe von EingliederungsmaRnahmen an
Dritte Vergabevorschriften zu beachten sind, die sicherstellen, dass das wirtschaftlichste
Angebot sich durchsetzen kann (das die beste Preis- Gegenleistungs-Relation verspricht),
ist ein vergleichbarer Mechanismus im Falle der Selbstvornahme nicht gegeben. Selbst
wenn die angebotene Qualitat der MaRnahmen ,stimmt* - wofiir die gesetzlich erforderli-
che Zertifizierung eine gewisse Gewahr bringt ~ gibt es keine Gewahr dafiir, dass auch der
Preis stimmig ist, insbesondere mit Blick auf ,,entQangene" Angebote potentieller Mitbe-
werber / Anbieter vergleichbarer MaRnahmen.

Wenn MaRnahmetrager und ,,vergebende;‘ Stelle identisch sind, besteht u. E. stets die
Gefahr, dass Preisnachteife nicht erkannt werden. Kommt, wie im Fall der Option, hinzu,
dass die ,vergebende" Stelle nicht mit eigenen, sondern Fremdm!tteln wirtschaftet (vom
Bund zur Verfiigung gestefltes Budget), und wird, wie im Falle der GGFA, nicht nur ein
kleiner, sondern der Uberwiegende Teil der EingliederungsmaRnahmen selbst erbracht,
bestehen u. E. unibersehbare Fehlanreize dergestalt, dass die ,,Vergebende“ Stelle dem

Malnahmetrager — und damit letztlich dem eigenen (kommunalen) Haushalt - Preisvorteile
gewahrt.

Um dies klarzustellen: Wir sprechen hier von abstrakten Risiken, die sich u. E. durch eine

bestimmte Rechtskonstruktion und hierdurch bedingte systematische Fehlanreize erge-

ben. Wir sprechen in keiner Weise von konkreten Vorkommnissen oder von
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Anhaltspunkten dafiir, dass sich die aufgezeigten Risiken im Fall der Stadt Erlangen und
der GGFA in irgendeiner Weise konkretisiert héatten.

Betrachtet man die durch die GGFA erzielten Resultate, abzulesen am Kennzahivergleich
mit anderen Jobcentern desselben Vergleichstyps, erzielte die Stadt Erlangen im Jahr
2012 stark verbesserungsbedﬂrﬁige\Ergebnisse. Wir verweisen insoweit auf unsere mit 7

Datum vom 17.05.2013 Gbermittelte Einschétzung (,Dialog zu den Jahresergebnissen bei
den Zielindikatoren“). Selbst wenn man Erlangen eine Randlage im Vergleichstyp und den
erheblichen Einfluss exogener, vom Jobcenter nicht beeinflussbarer Faktoren auf die Ent-
wicklung der Kennzahlen zugesteht, macht dies das vergleichsweise méaRige Abschneiden
der Stadt Erlangen dennoch nur teilweise nachvollziehbar. Die bisherige Entwicklung der
Kennzahlen im Jahr 2013 zeigt keinerlei Tendenz zur Besserung, sondern lasst leider eine
weitere Verschlechterung befiirchten.

Aufgrund der aufgezeigten, durch die organisatorische Ausrichtung bedingten abstrakten

Risiken sowie der unterdurchschnittlichen Kennzahlergebnisse halten wir es nicht fir aus- '

geschlossen, dass das BMAS oder die ihm zuarbeitenden Stellen (Bundesrechnun'gshof,
Prufgruppe des BMAS) bei der Stadt Erlangen genau hinsehen, wie wirtschaftlich die
durchgefiihrten MaRnahmen sind. Das seitens BMAS gemachte Zugestandnis der grund-
satzlichen Zulassigkeit der Konstruktion und die herausgegebenen Empfehlungen zur Ab-
grenzung der Aufwendungen fir Verwaltungskosten und Eingliederungsleistungen enthal-
ten keine Freizgichnung vom Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (§148.3
SGB Il).

Im Fall der Feststellung tberteuerter MaBnahmen kénnten wegen VerstoRes gegen das
Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit Ruckforderungen des Bundes in Betracht
kommen (§ 6b Abs. 4 und 5 SGB ).

Die konkreten Risiken einer solchen Wirtschaftlichkeitépri]fung im Fall der GGFA kénnen
wir nicht einschatzen. Wir empfehlen eine selbstkritische Prifung der Preis-
Gegenleistungs-Relation der GGFA-MaRinahmen im Vergleich zu vergieichbaren Maf-
nahmen potentieller Mitbewerber / Anbieter vor Ort.

84/132



SEITE 4

Zu 2 und 3 Gestaltung der Satzung der GGFA

Eine Bewertung wiirden wir nur unter Einbindung des BMAS vornehmen wollen. Da die
Prufgruppe des BMAS die Konstruktion der GGFA bislang unbeanstandet liel, werden wir
das Benehmen mit BMAS aber nur mit Ihrem ausdricklichen Einverstandnis suchen. Wir
bitten, dies ggf. zu erkldren und hierbei Unterlagen beizufugen, die fur die Beurteilung der
Weisungsrechte und oder Gewahrstragerhaftung erforderlich sind (vgl. § 8 Abs. 2 KoA-
VV). Gegenwartig liegen uns vor: Die Unternehmenssatzung‘mr das Kommunalunterneh-
men GGFA vom '05.08.2005', der Entwurf der Satzung der BgA (ohne Datum), der Vertrag
zwischen Stadt und GGFA vom 02.12.2004. Soweit diese Unterlagen noch guiltig sind,
geniigt uns Ihre Bestatigung, dass dies so ist.

Die oben unter Ziff. 1 beschriebenen Risiken bestehen indes unabhé&ngig von der ndheren
Gestaltung der Satzung der GGFA.

Zu 4 Bewertung der aktuellen Qualitatssicherungsmafnahmen ;
Eine Einschatzung der konkret vor Ort verwirklichten MaRnahmen kénnte nur nach auf-
wandiger Prifung vor Ort erfolgen, fur die wir jedoch keinen Anlass sehen. Sofern Sie uns,
gleichsam als abstrakte Rechtsfrage formuliert, eine Beschreibung bestimmter Qualitatssi-
cherungsmaRnahmen Gibermitteln wollen, kénnen wir deren 'Eignung gerne bewerten. Wir
wurden auch dies unter Einbindung des BMAS vornehmen. Eine Einschatzung, inwieWeit
die Ihrerseits dargelegten MaRnahmen tatsachlich vor Ort umgesetzt sind, wird uns hierbei
nicht méglich sein. | '

Ich bitte um Nachricht und um Ubermittlung der entsprechenden Darlegungen, wenn eine
solche - im Benehmen mit BMAS erfolgende — Rechtsauskunft gewlinscht wird.

Zu 5. Ev. Rﬁckzahlurngen des Bundes

Hierzu wird auf unsere ausfiihrliche Bewertung zu Ziff. 1 und den Fall der Feststellung
Uberteuerter MaRnahmen und hierdurch bedingter Riickforderungen wegen VerstoRes
gegen das Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit verwiesen.
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Zu 6. Verlust der Option |
Ein realistisches Risiko des Verlustes der Option sehen wir weder im Zusammenhang

Selbstvornahme von Eingliederungsleistungen / Ausgestaltung der GGFA noch in irgend-
einem anderen Zusammenhang.

Mit freundlichen GriilRen

o, a2

Jochen Schumacher
Ministerialrat
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Verwaltungs-AK zur Zukunft der GGFA / Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten

Organisations-
varianten

Bewertungs-
kriterien

O-

Seite 1 von 7\]

Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Im AK diskutierte rechtliche
Rahmenbedingungen

€T1/.8

N

Zulassigkeit der Beauftra-
gung des BgA durch hoheitl.
Bereich ohne Ausschreibung
(= Selbstvornahme: Grund-
sicherungstrager = MaB-
nahmetréager)

Zulassigkeit der Beauftra-
gung der BgA-Werkstatten
durch (ibrige stédtische
Amter ohne Ausschreibung
(= "Inhouse-Vergabe™)

Risiko des Options-Verlusts

It. aktueller Empfehlung d.
BMAS (Sommer 2012)
zuldssig, soweit Haftung
oder Weisungsbefugnis der
Stadt gegeben

( Haftung besteht gem. Art.
89 Abs. 4 GO, Weisungs-
recht des Stadtrats ist nur
eingeschréankt vorhanden)

bei Satzungsanderung:
héhere Rechtssicherheit
durch Starkung der Wei-
sungsbefugnis méglich u. It.
Schreiben von Hr. Schuma-
cher vom 11.11.13 erforder-
lich;

bei AZAV-Priifung aller
MaBnahmeangebote:

im Prifungsumfang enthal-
tene Wirtschaftlich-
keitspriifung durch unab-
hangigen, vom Bund zertifi-
zierten Prifer verringert
Risiko mangelnder Spar-
samkeit/ Wirtschaftlichkeit
und resultierender BMAS-
Rickforderungsrisiken

It. aktueller Empfehlung d.
BMAS (Sommer 2012)
zulassig, soweit Haftung
oder Weisungsbefugnis der
Stadt gegeben;

It. aktueller Empfehlung d.
BMAS (Sommer 2012)
zulassig, soweit Haftung
oder Weisungsbefugnis der
Stadt gegeben;

Beauftragung des BgA nur
durch Vergabe oder Gut-
schein méglich

It. aktueller Empfehlung d.
BMAS (Sommer 2012)
vermutlich zulassig, soweit
Haftung oder Weisungs-
befugnis der Stadt gege-
ben;

Inhousegeschafte maoglich,
soweit Kontrolle der Stadt
Uber GGFA "wie Uber eige-
ne Dienststelle” gegeben
und Fremdumsatz < 8-10 %

bei Satzungsénderung:
héhere Rechtssicherheit
durch Starkung der Wei-
sungsbefugnis moglich

Inhousegeschéafte maoglich,
soweit Kontrolle der Stadt
Uber GGFA "wie Uber eige-
ne Dienst-stelle" gegeben
und Fremdumsatz < 8-10 %

Inhousegeschéafte méglich,
soweit Kontrolle der Stadt
Uber GGFA "wie Uber eige-
ne Dienststelle" gegeben
und Fremdumsatz < 8-10 %

Inhouse Privileg entfallt;
ob BgA in heutiger Struktur
trotzdem Uberlebensféhig
ist und Kaufer findet, ist
fraglich

Inhousegeschéafte moglich,
soweit Kontrolle der Stadt
Uber GGFA "wie Uber eige-
ne Dienststelle" gegeben
und Fremdumsatz < 8-10 %

nicht erkennbar

nicht erkennbar

nicht erkennbar

nicht erkennbar

nicht erkennbar

nicht erkennbar

Auswirkungen auf den SGB
lI-Empfanger

Schnittstelle Passivleistun-
gen - Aktivleistungen

Schnittstelle Aktivleistungen
- MaBnahmetrager (BgA)

Unterordnung des BgA unter
Gesamtaufgabe

Kompliziertere Ablaufstruk-
turen durch unterschiedli-
che Zustandigkeiten im
hoheitl. Bereich

bei Leitfaden flir Prozess-
ablaufe: Verbesse-
rung denkbar

Optimale Prozessablaufe
maoglich

Optimale Prozessablédufe
maoglich

Optimale Prozessabléufe
maoglich

Kompliziertere Ablaufstruk-
turen durch unterschiedli-
che Zustandigkeiten im
hoheitl. Bereich

Optimale Prozessablaufe
maéglich

Optimale Prozessablaufe
maéglich

Optimale Prozessablédufe
maoglich

Schnittstelle zwischen
hoheitl. Bereich (Aktivleis-
tungen) und MaBnahmetra-
ger muss gestaltet werden

Schnittstelle zwischen ho-

heitl. Bereich (Aktivleistun-
gen) und MaBnahmetrager
ist schwieriger zu gestalten

Schwierigste Variante bzgl.
der Schnittstellen

gegeben durch einheitliche
Leitung

gegeben durch einheitliche
Leitung

gegeben durch einheitliche
Leitung

Eventuell Eigeninteresse
des MaBnahmetrager

Klares unternehmerisches
Eigeninteresse des MaB-
nahmetrager

Eventuell Eigeninteresse
des MaBnahmetrager
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Auswirkungen auf den SGB
lI-Empfanger (Fortsetzung)

Prozessablaufe bei der Kun-
denubergabe zum MaBnah-
metrager

Wahrnehmung der Orga
nisationsform durch den
Kunden

Vielféltigkeit des MaBnahme-
angebotes

Anpassungsfahigkeit auf
Kundenbedarfe

Zahl der Ansprechpartner

€1/88

N Kundenvorteile durch Ver-
netzung

Unmittelbare Kundenuber-
gabe vom Fallmanagement
zum MaBnahmetrager
maéglich

Unmittelbare Kundenuber-
gabe vom Fallmanagement
zum MaBnahmetrager
maéglich

Optimale Prozessablédufe
maéglich

Erst bei Kundeneinwilligung
Entbindung vom Sozialge-
heimnis

Erst bei Kundeneinwilligung
Entbindung vom Sozialge-
heimnis

Erst bei Kundeneinwilligung
Entbindung vom Sozialge-
heimnis

Corporate Identity "Stadt-
konzern"

Corporate Identity "Stadt-
konzern"

Corporate Identity "Stadt-
konzern"

Corporate Identity "Stadt-
konzern"

Corporate Identity "Stadt-
konzern" nur flr hoheitli-
chen Bereich

Corporate Identity "Stadt-
konzern" nur flr hoheitli-
chen Bereich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin méglich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin méglich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin méglich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin mdéglich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin méglich

MaBnahmevergabe an
Dritte weiterhin méglich

Schnelle und flexible An-
passung der MaBnahmen
auf die Kundenbedarfe
méglich

Schnelle und flexible An-
passung der MaBnahmen
auf die Kundenbedarfe
maéglich

Schnelle und flexible An-
passung der MaBnahmen
auf die Kundenbedarfe
maéglich

Anpassung der MaBnah-
men auf die Kundenbedarfe
nur mittelbar méglich

Anpassung der MaBnah-
men auf die Kundenbedarfe
nur schwer und auf Kulanz-
basis méglich

Anpassung der MaBnah-
men auf die Kundenbedarfe
nur mittelbar méglich

Kunde hat mehr Ansprech-
partner

Kunde hat mehr Ansprech-
partner

Kunde hat weniger An-
sprech-partner

Kunde hat mehr Ansprech-
partner

Kunde hat kommunale und
privatwirtschaftlich organi-
sierte Ansprechpartner

Kunde hat mehr Ansprech-
partner

Vernetzung innerhalb der
kommunalen Familie zu-
gunsten des Kunden

Vernetzung innerhalb der
kommunalen Familie zu-
gunsten des Kunden

Vernetzung innerhalb der
kommunalen Familie zu-
gunsten des Kunden

Vernetzungsmaglichkeiten
zum BgA verschlechtern
sich, aber sehr gute Ver-
netzung innerhalb der
Stadtverwaltung

Vernetzung zum BgA wird
sehr schwer, aber sehr gute
Vernetzung innerhalb der
Stadtverwaltung

Vernetzung wird schwieri-
ger

Finanzielle Aspekte

Aussagekraft des Rech-
nungswesens und der Kos-
ten- und Leistungsrechnung

Kontrollinstanzen

Differenziertes Finanzcon-
trolling in der A6R, Finanz-
system fur Amt 50 ent-
spricht dem kommunalen
Haushaltsrecht

Differenziertes Finanzcon-
trolling in der A6R, Finanz-
system fur Amt 50 ent-
spricht dem kommunalen
Haushaltsrecht

Differenziertes Finanzcon-
trolling in der ASR,

Finanzsystem fir Amt 50
entspricht dem kommuna-
len Haushaltsrecht, noch
keine Kostenrechnung
vorhanden; differenziertes
Finanzcontrolling fir BgA
wie bei kommunalen Unter-
nehmen Ublich

Finanzsystem fir Amt 50
entspricht dem kommuna-
len Haushaltsrecht; Einblick
in die finanzielle Lage des
BgAs geht verloren

Differenziertes Finanzcon-
trolling in der AR, Finanz-
system fiir Amt 50 ent-
spricht dem kommunalen
Haushaltsrecht; zusétzlich
weiteres Controlling des
BgA erforderlich, soweit
stadtische Tochter

zuséatzliche Kontrollinstan-
zen in der A6R: Verwal-
tungsrat, Pflicht-
Wirtschaftsprifung etc.

zuséatzliche Kontrollinstan-
zen in der A6R: Verwal-
tungsrat, Pflicht-
Wirtschaftsprifung etc.

zuséatzliche Kontrollinstan-
zen in der A6R: Verwal-
tungsrat, Pflicht-
Wirtschaftsprifung etc.

zusatzliche Kontrollinstan-
zen fir den BgA: Verwal-
tungsrat, Pflicht-
Wirtschaftsprifung etc.

zuséatzliche Kontrollinstan-
zen in der A6R: Verwal-
tungsrat, Pflicht-
Wirtschaftsprifung etc.
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Finanzielle Aspekte
(Fortsetzung)

Budgetabstimmungsauf-
wand zwischen rechtlich
selbsténdigen Einheiten

Umstrukturierungskosten

0o Overheadkosten -

< Schnittstelle GGFA/Hoheit
F—und BgA

w

N Overheadkosten -
Schnittstelle GGFA/Hoheit
und Amt 50

Riicklagen als Risikopuffer

Drittmittel-Akquise

kommunales Haftungsrisiko

hoher Abstimmungsbedarf
Uber das Budget zwischen
Amt 50 und GGFA, da
Konsensfindung erforderlich
(insbesondere seit Riick-
gang der Bundesmittel)

Uberarbeitung des Koope-
rationsvertrags zur gemein-
samen Finanzplanung
dringend erforderlich

kein Abstimmungsbedarf

nur Abstimmungsbedarf
zum BgA zur Berlcksichti-
gung des kommunalen
Gesamtinteresses

kein Abstimmungsbedarf

hoher Abstimmungsbedarf
Uber das Budget zwischen
Amt 50 und GGFA, da
Konsensfindung erforder-
lich; zusatzlich Abstim-
mungsbedarf mit BgA

Keine zuséatzlichen Um-
strukturierungskosten

Keine zusétzlichen Um-
strukturierungskosten

Umstrukturierungskosten
(z.B.
IT/Finanzbuchhaltung/Perso
nal-wesen/Umzug) abseh-
bar

Umstrukturierungskosten
(z.B. IT/Finanzbuchhaltung/
Personalwesen/Umzug)
absehbar

Umstrukturierungskosten
(z.B. IT/Finanzbuchhaltung/
Personalwesen/Umzug)
absehbar;

Privatisierung evtl. nur bei
zusatzlichen finanziellen
Zuwendungen aus dem
stadt. Haushalt méglich

Umstrukturierungskosten
(z.B. IT/Finanzbuchhaltung/
Personalwesen) absehbar

Overheadkosten bleiben
unverandert bestehen

Overheadkosten bleiben
unverandert bestehen

Effizienzsteigerung/ Kosten-
reduktion im Overheadbe-
reich méglich;

Kostensteigerung durch
Doppelstrukturen zwischen
Hoheit und BgA

Overhead-Kosten gehen in
MaBnahmekosten ein

Kostensteigerung durch
Dreifachstruktur

Overheadkosten bleiben
unverandert bestehen

Overheadkosten bleiben
unverandert bestehen

Effizienzsteigerung/ Kosten-
reduktion im Overheadbe-
reich méglich

Einsparung von Overhead-
Kosten im hoheitlichen
Bereich méglich

Einsparung von Overhead-
Kosten im hoheitlichen
Bereich méglich

Kostensteigerung durch
Dreifachstruktur

AOR-Eigentum als Risiko-
puffer fir GGFA fir SGB II-
Aufgaben

AOR-Eigentum als Risiko-
puffer fiur GGFA fir SGB II-
Aufgaben

ABR-Eigentum als Risiko-
puffer fir GGFA fir SGB II-
Aufgaben

je nach Vermdgensauftei-
lung bleibt AGR-Eigentum
eventuell als Risikopuffer
fur BgA

kein Risikopuffer auBerhalb
des stadtischen Haushalts

ABR-Eigentum als Risiko-

puffer fur SGB Il-Aufgaben
der GGFA oder fir BgA, je
nach Vermégensaufteilung

Drittmittel-Akquise durch
Zusammenarbeit zwischen
GGFA-Hoheit und BgA sehr
effektiv

Drittmittel-Akquise durch
Zusammenarbeit zwischen
GGFA-Hoheit und BgA sehr
effektiv

Drittmittel-Akquise durch
Zusammenarbeit zwischen
GGFA-Hoheit und BgA sehr
effektiv

Stadt kdnnte Drittmittel-
geschaft, soweit als Antrag-
steller zugelassen, Uber-
nehmen.

Soweit BgA zustandig ist,
liegt die Drittmittel-Akquise
nicht immer im betriebswirt-
schaftlichen und fachlichen
Interesse des BgA

Stadt kdnnte Drittmittel-
geschaft, soweit zustandig,
theoretisch tbernehmen.
Drittmittel Akquise beim
externen Trager nicht im-
mer im Sinne der kommu-
nalen Aufgabenstellung,
deutliches Tragereigeninte-
resse

Soweit BgA zustandig ist,
liegt die Drittmittel-Akquise
nicht immer im betriebswirt-
schaftlichen und fachlichen
Interesse des BgA

Verringerung des kommu-
nalen Haftungsrisikos bei
Privatisierung
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen

Bewertungs- GGFA: Aktivleistungen organisator. MaBnahmen) innerhalb der A6R tung; BgA wird privatisiert (hoheitl. tatige ASR u. BgA);
kriterien (hoheitl.) + BgA (MaBnah- (evtl. Rechtsformwechsel (Rest-)BgA bleibt 100% -ige BgA bleibt stadt. Tochter
metrager) zum Eigenbetrieb) stadtische Tochter
Qualitat

Kompetenzerhaltung von
qualifiziertem Personal

Flexibilitat bei der MaBnah-
mengestaltung und —anpas-
sung

Mégliche QualitatseinbuBen
durch Schnittstelleproble-
men zwischen Aktiv- und
Passivleistungen

o]

|:Miigliche QualitatseinbuBen
durch Schnittstelleproble-
men zwischen Aktivleistun-
gen und BgA

Prozesssteuerung

Qualitdtsmanagementsystem

Theoretisches Risiko man-
gelnder Innovationsfahigkeit
aufgrund von internen und
Inhouse-Vergaben

QualitatseinbuBen durch
Kostendruck

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt erhalten

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt erhalten

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt erhal-
ten, soweit die Umstruktu-
rierung nicht zur Abwande-
rung der Amt 50-MA fiihrt

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt erhal-
ten, soweit die Umstruktu-
rierung nicht zur Abwande-
rung beim BgA fuhrt

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt nur im
hoheitlichen Bereich erhal-
ten

Jahrelang erlangte Kompe-
tenzmehrung bleibt erhal-
ten, soweit die Umstruktu-
rierung nicht zur Abwande-
rung beim BgA fuhrt

unmittelbar gegeben

unmittelbar gegeben

unmittelbar gegeben

mittelbar gegeben

nicht gegeben

mittelbar gegeben

Schnittstellenprobleme im
hoheitl. Bereich kdnnen
durch enge Absprachen
gemindert, aber nicht immer
geldst werden

bei Ergdnzung des Koope-
rationsvertrags zwischen
Amt 50 und GGFA:

Klarere Regelung der Ent-
scheidungszustandig-keiten
zwischen Amt 50 u. GGFA
maéglich

Schnittstellenprobleme im
hoheitl. Bereich wegen
einheitlicher Leitung einfa-
cher |sbar

Schnittstellenprobleme im
hoheitl. Bereich wegen
einheitlicher Leitung einfa-
cher Isbar

Schnittstellenprobleme im
hoheitl. Bereich wegen
einheitlicher Leitung einfa-
cher |sbar

Schnittstellenprobleme im
hoheitl. Bereich kénnen
durch enge Absprachen
gemindert, aber nicht immer
geldst werden

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und BgA
wegen einheitlicher Leitung
einfacher I6sbar

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und BgA
wegen einheitlicher Leitung
einfacher I6sbar

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und BgA
wegen einheitlicher Leitung
einfacher l6sbar

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und BgA
kénnen durch enge Ab-
sprachen gemindert, aber
nicht immer geldst werden;

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und MaB-
nahmetréger durch Eigen-
interessen ggf. verscharft;
Hoheit hat den Hut auf

Schnittstellenprobleme
zwischen Hoheit und BgA
kénnen durch enge Abspra-
chen gemindert, aber nicht
immer gelést werden;

gute Prozesssteuerung
maéglich

gute Prozesssteuerung
maéglich

Optimale Prozesssteuerung
maoglich

gute Prozesssteuerung
maoglich

Prozesssteuerung schwieri-
ger

Prozesssteuerung schwieri-
ger

AOR: QM-System;
Amt 50: Verwaltungs-
vorschriften (VKS-System)

AOR: QM-System;
Amt 50: Verwaltungs-
vorschriften (VKS-System)

QM-System fiir gesamte
A6R

Hoheit: Verwaltungs-
vorschriften (VKS-System);
BgA: QM-System

Hoheit: Verwaltungs-
vorschriften (VKS-System);
BgA: QM-System muss in
den meisten Féllen vorge-
wiesen werden

Amt 50: Verwaltungs-
vorschriften (VKS-System);
GGFA-Hoheit und BgA:
QM-System

Innovationsdruck resultiert
nicht aus Wettbewerbs-
situation, sondern aufgrund
eigener Motivation, knapper
Mittel und aufgrund von
Stadtratsantragen

Innovationsdruck resultiert
nicht aus Wettbewerbs-
situation, sondern aufgrund
eigener Motivation, knapper
Mittel und aufgrund von
Stadtratsantragen

Innovationsdruck resultiert
nicht aus Wettbewerbs-
situation, sondern aufgrund
eigener Motivation, knapper
Mittel und aufgrund von
Stadtratsantragen

Innovationsdruck resultiert
auch aus Wettbewerbs-
situation, soweit Auftrdge im
Wettbewerb vergeben
werden

BgA steht zu 100% im
Wettbewerb

Innovationsdruck resultiert
auch aus Wettbewerbs-
situation, soweit Auftrdge im
Wettbewerb vergeben
werden

privatisierter Trager arbeitet
verstarkt mit befristetem
Personal und auBerhalb
des TV6D
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Auswirkungen auf das Per-
sonal (Stadt und GGFA)

Arbeitsplatzsicherheit (aus
heutiger Sicht)

Personalzufriedenheit

/16

= Zuléssigkeit des Dienst-
(O herrn-/ Arbeitgeberwechsels

Personalein- und —ausstel-
lungen

Personalentwicklung

Abwanderungsgefahr quali-
fizierter MA

TV6D und Altersvorsorge

GGFA-MA: nur gegeben,
soweit Bundes- und kom-
munale Mittel vorhanden;
Amt 50-MA: gegeben

GGFA-MA: nur gegeben,
soweit Bundes- und kom-
munale Mittel vorhanden;
Amt 50-MA: gegeben

nur gegeben, soweit Bun-
des- und kommunale Mittel
vorhanden;

ehemalige Amt 50-MA:
abhéangig von Uberleitungs-
vertrag

fur hoheitl. Bereich: gege-
ben, da interne Umset-
zungs-pflicht;

fir BgA: nur gegeben,
soweit ausreichend MaB-
nahmen an BgA vergeben
werden

nur flr hoheilt. Bereich
gegeben

Amt 50-MA: gegeben
GGFA: nur gegeben, soweit
Bundes- und kommunale
Mittel vorhanden;

flr BgA: nur gegeben,
soweit ausreichend MaB-
nahmen an BgA vergeben
werden

Praferenzen der stadtischen MA:

Stédtische MA mdchten unbedingt bei der Stadtverwaltung bleiben (erfahrungs-

gemaB); Wunsch nach Zusammenfiihrung der hoheitlichen Aufgaben (Aktiv- und

Passivleistungen)

Praferenzen der GGFA-MA:

GGFA-MA ist Arbeitsplatzsicherheit und Tarifbindung am wichtigsten; sie schatzen
die unternehmensinterne Zusammenarbeit mit dem BgA

BgA-Privatisierung wird von
GGFA-MA abgelehnt

Kleinere Unternehmens-
einheiten reduzieren die
persénlichen Entwicklungs-
moglichkeiten

nicht relevant

nicht relevant

gegeben

gegeben

gegeben

gegeben

GGFA: relativ flexibel
Amt 50: weniger flexibel

GGFA: relativ flexibel
Amt 50: weniger flexibel

relativ flexibel

hoheitl. Bereich: weniger
flexibel;
BgA: relativ flexibel

hoheitl. Bereich: weniger
flexibel
BgA: unklar

GGFA und BgA: relativ
flexibel
Amt 50: weniger flexibel

GGFA-MA: gute Verande-
rungsmdglichkeiten;

Amt 50-MA: sehr gute
Veréanderungsmadglichkeiten

GGFA-MA: gute Verande-
rungsmdglichkeiten;

Amt 50-MA: sehr gute
Veranderungsmdglichkeiten

GGFA-MA: gute Verande-
rungsmaglichkeiten;

Amt 50-MA: Bestands-
schutz fur stadt. MA misste
in einem Uberleitungsver-
trag geregelt werden

hoheitl. MA der GGFA:
Verbesserung;

BgA-MA: Verschlechterung
Amt 50-MA: sehr gut

hoheitl. GGFA-MA: gute
Veranderungsmadglichkei-
ten; BgA-MA : abhéangig
vom Erwerber;

Amt 50-MA: sehr gut

GGFA-MA: gute Verande-
rungsmaglichkeiten;

Amt 50-MA: sehr gute
Veranderungsmaglichkeiten

bei weiteren Abweichungen
vom TV6D denkbar

Amt 50: stadtintern / ande-
re Dienstherren

BgA-MA: hohes Fluktuati-
onsrisiko wegen Angst vor
Arbeitsplatzverlust

BgA-MA: hohes Fluktuati-
onsrisiko wegen Angst vor
Arbeitsplatzverlust oder
Verschlechterung der Ar-
beitsplatzbedingungen

BgA-MA: hohes Fluktuati-
onsrisiko wegen Angst vor
Arbeitsplatzverlust

angelehnt an TV6D

(z.B. keine Unkindbarkeit
nach 15 J., Flexibilitat bei
Gehaltseinstufung; weitere
Abweichungen zum TVéD
maéglich )

Wunsch Personalrat GGFA:

Beitritt zum KAV (TV6D;
kommunale etwas niedrige-
re Altersvorsorge verpflich-
tend; klares Streikrecht)

bei A6R: angelehnt an
TV6D, Bestandsschutz fiir
ehem. stadtische MA;

bei Eigenbetrieb: TV6D

hoheitl. MA: TVGD;
BgA-MA: angelehnt an
TV6D

hoheilt. MA: TV&D,
BgA-MA: abhangig v. Er-
werber

Amt 50-MA: TVéD,
Ex-GGFA-MA: angelehnt an
TV6D
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Auswirkungen auf das Per-
sonal (Stadt und GGFA)
(Fortsetzung)

Realisierbarkeit von kommu-
nalen Personalfiirsorge-
Standards

Personalbelastung durch
Aufteilung von Amt 50 bzw.
GGFA auf zwei Betriebsteile

Mitarbeitervertretung

gegeben gegeben gegeben gegeben hoheitl. MA: gegeben gegeben
BgA-MA: nicht sichergestellt

nicht relevant nicht relevant hoch hoch sehr hoch hoch

gegeben gegeben gegeben gegeben abhéangig von Erwerber gegeben

Umstellungsaufwand

Gesamtprozess

Gesellschaftsrechtliche
Umsetzung

cET/c6

Arbeits- und Beamtenrechtli-
che Umsetzung

Vermdégensrechtliche Um-
setzung

Auswirkungen auf Leis-
tungs-prozesse/ Produktivi-
tat

Anpassung der Leitungs-
und Querschnittsstrukturen
(u.a. Rechnungswesen,
betriebs-interne Kontrollpro-
zesse)

kein Umstellungaufwand

anspruchsvoller Umstel-
lungsprozess

anspruchsvoller Umstel-
lungsprozess

sehr anspruchsvoller Um-
stellungsprozess

anspruchsvoller Umstel-
lungsprozess

vor allem bei Rechtsform-
wechsel: hoher Aufwand
durch gesellschaftsrechtl.
Anpassung

hoher Aufwand durch ge-
sellschaftsrechtl. Anpas-
sung der Rest-GGFA

sehr hoher Aufwand durch
Liquidation der GGFA und
Privatisierung des BgA

hoher Aufwand durch Un-
ternehmensneugriindung

sehr hoher Aufwand

sehr hoher Aufwand

sehr hoher Aufwand

hoher Aufwand

Problemstellung Zuordnung
GGFA-Vermdgen (v.a.
Grund/Gebaude)

Problemstellung Zuordnung
GGFA-Vermdgen (v.a.
Grund/Gebaude)

Problemstellung Zuordnung
GGFA-Vermdgen (v.a.
Grund/Gebaude)

zeitlich nicht planbare
Einschrankung der Produk-
tivitat zu erwarten

zeitlich nicht planbare
Einschrankung der Produk-
tivitat zu erwarten; Er-
schwerung durch BgA-
Prozesse

zeitlich nicht planbare
Einschrankung der Produk-
tivitat zu erwarten; Er-
schwerung durch BgA-
Prozesse

zeitlich nicht planbare
Einschrankung der Produk-
tivitat zu erwarten;
Erschwerung durch BgA-
Prozesse, dafir keine
Veranderung im hoheitli-
chen Bereich

hoher Anpassungsaufwand

hoher Anpassungsaufwand

hoher Anpassungsaufwand

hoher Anpassungsaufwand
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Variante 1a:

Fortflihrung d. Status Quo:
Amt 50: Passivleistungen
(hoheitl.)

GGFA: Aktivleistungen
(hoheitl.) + BgA (MaBnah-
metrager)

Variante 1b:

Status Quo mit internen
Anpassungen
(Satzungsanderungen,
organisator. MaBnahmen)

Variante 2:

Integration der Passivleis-
tungen in die bestehende
A6R, Fortfiihrung des BgAs
innerhalb der AGR

(evil. Rechtsformwechsel
zum Eigenbetrieb)

Variante 3a:

Integration der aktiven
Leistungen (u. evil. Teil des
BgA) in die Stadtverwal-
tung;

(Rest-)BgA bleibt 100% -ige
stadtische Tochter

Variante 3b:
Integration der aktiven
Leistungen in die Stadt-
verwaltung;

BgA wird privatisiert

Variante 4:

Passive Leistungen bleiben
bei der Stadt; Trennung der
GGFA in zwei Unternehmen
(hoheitl. tatige AGR u. BgA);
BgA bleibt stadt. Tochter

Kommunale Steuerung

Kommunalpolitische Ein-
flussnahme

Einflussnahme externer
Beteiligter des Arbeitsmark-
tes

Berichterstattung im Stadtrat

Transparenz des Arbeitspro-
gramms

cET/E6

Arbeitsmarktpolitische Steu-
erungsmaoglichkeiten

VWR und Stadtrat als Ent-
scheidungs- und Kontroll-
gremium; verschiedene
Ausschiisse/ Referenten flr
Amt 50 und GGFA

bei Satzungsanderung:
umfénglichere Einflussnah-
me des Stadtrats gestaltbar

VWR bzw. Werkausschuss
und Stadtrat als Entschei-
dungs- und Kontrollgremi-
um

VWR und Stadtrat als
Entscheidungs- und Kon-
trollgremium; VWR nur fir
BgA zustandig; evtl. ver-
schiedene Ausschiisse fir
Hoheit und BgA

VWR und Stadtrat als
Entscheidungs- und Kon-
trollgremium;

keine politische Einfluss-
nahme auf BgA mdglich

weiteres Kontrollgremium
erforderlich

Nicht-Stadtrate im Verwal-
tungsrat mit und ohne
Stimmrecht

Nicht-Stadtrate im Verwal-
tungsrat einer AGR mdglich;
externe Vertreter im Eigen-
betrieb nicht méglich

Nicht-Stadtrate nur im
Verwaltungsrat des BgA
mdglich;

keine externen Vertreter im
hoheitlichen Bereich még-
lich

Nicht-Stadtrate im Verwal-
tungsrat von GGFA-Hoheit
und BgA méglich

getrennte Berichte in SGA
(durch Amt 50) und HFPA
(durch GGFA); Beschluss-
vorlage im VWR

bei Uberarbeitung des
Kooperationsvertrags:
gemeinsame Bericht-
erstellung bei klaren Zu-
standigkeiten denkbar

ein Jobcenter-Bericht

ein Jobcenter-Bericht

ein Jobcenter-Bericht

getrennte Berichte in SGA
(durch Amt 50) und HFPA
(durch GGFA); Beschluss-
vorlage in VWR

GGFA: Hohe Transparenz
durch VWR-Informationen;
Amt 50: Arbeitsprogramm
ist Bestandteil des Gesamt-
haushalts; Diskussion im
SGA und SGB II-Beirat

Hoheit: Arbeitsprogramm ist
Bestandteil des Gesamt-
haushalts; Diskussion im
zustandigen Ausschuss und
SGB lI-Beirat;

BgA: Hohe Transparenz
durch VWR-Informationen;

Hoheit: Arbeitsprogramm ist
Bestandteil des Gesamt-
haushalts; Diskussion im
zustandigen Ausschuss und
SGB lI-Beirat;

BgA: keine Informationen

GGFA-Hoheit und BgA:
Hohe Transparenz durch
VWR-Informationen;

Amt 50: Arbeitsprogramm
ist Bestandteil des Gesamt-
haushalts; Diskussion im
SGA und SGB II-Beirat

kommunalpolitische arbeits-
marktliche Zielsetzungen
Uber Stadtrat und Verwal-
tungsrat einzubringen

bei Satzungsanderung:
Umfang der Einflussnahme
des Stadtrats gestaltbar

kommunalpolitische arbeits-
marktliche Zielsetzungen
Uber Stadtrat und Verwal-
tungsrat einzubringen

Hoheit: kommunalpolitische
arbeitsmarktliche Zielset-
zungen Uber Stadtrat und
Referenten einzubringen;
BgA: Uber Stadtrat und
Verwaltungsrat

Hoheit: kommunalpolitische
arbeitsmarktliche Zielset-
zungen Uber Stadtrat und
Referenten einzubringen;
BgA: keine Einflussnahme
maoglich

komplexere Steuerung




GGFA/VS/1.12.13 Stellungnahme und Empfehlung des Vorstands zur Weiterent-
wicklung der GGFA und den méglichen Alternativen

Die Postionen des Vorstands stitzen auf der Stellungnahme vom 6.3.2013. Diese ha-
ben sich durch die umfangliche und differenzierte Themenauseinandersetzung im Ver-
waltungsarbeitskreis weiter begriindet und gefestigt. Sie spiegeln ebenso ganz aktuell
die in der Mitarbeiterversammiung vom 28.11.13 dargelegten Argumente der Mitarbei-
ter wieder, die deutlich fur eine Fortsetzung der unmittelbaren Verortung des behérdli-
chen Betriebsteils und Mallnahmentragerteils unter einem Firmenmantel stehen.

Das zukunftige Ziel sollte so zumindest die Fortfuhrung der bisherigen GGFA Tréager-
struktur mit dem behérdlichen Teil und dem MaRnahmentragerteil, dem Betriebsteil der
gewerblichen Art (BgA). darstellen. Die winschenswerte allumfassende Losung ware
der kommunale Eigenbetrieb, im dem das ganze Jobcenter mit dem Bereich der Geld-
leistungen (bisher Amt 50), dem behérdlichen Teil der GGFA (Fallmanagement, Per-
sonalvermittlung, Integrationsmanagement) und dem BgA zu realisieren ist.

Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung zu den Vorteilen der GGFA Konstruktion aufgrund

der unmittelbaren Zusammenarbeit zwischen dem behérdlichen und dem MafRnahmen-
tragerteil:

Kompetenzen und Vorteile der GGFA Konstruktion fir:

SGB Il Kunden
« Kompetenzvielfalt durch langjahrige Erfahrung
+ Dienstleistungen aus einer Hand
» gute Erreichbarkeit, direkter Kontakt
bedarfsgerechtes und individuelles Vorgehen
schnelle Zuweisung
besserer Uberblick tiber Madglichkeiten, die der Kunde hat

Arbeitgeber
* Nahe zu Arbeitgebern

« Kontinuitat in den Arbeitskontakten
e etablierter Partner
L ]

genaues Matching der Bedurfnisse des Arbeitsmarktes und der Angebote der
Teilnehmer maoglich

Stadt / Stadtfamilie

* nachweislich bewahrter Leistungserbringer
verlasslicher Partner fir Qualifizierung und Eingliederung
kommunale Dienstleistungen durch Arbeitsgelegenheiten
schlanke Verwaltung durch Zentralisierung
stadtinterne Vernetzung

Mitarbeiter
e langjahrig gewachsenes Know-How
* eingespielte professionelle Teams
e interdisziplinare Zusammenarbeit
* vielfaltige Einsatzmadglichkeiten

Visionen zur Zukunft der GGFA:
o GGFA st Institution” in Erlangen
Positive Aullenwirkung
WIR sind und bleiben zuverlassiger Partner fur Klienten und die Stadt Erlangen
Vision: der erste Ansprechpartner im Bereich Jugendarbeitslosigkeit
die GGFA leistet gute Zusammenarbeit, muss bestehen bleiben
GGFA innovativer, professioneller, wettbewerbsfahiger Dienstleister

e e o
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e Best Practice in allen Bereichen (Eingliederung, Malnahmenkonzepte, Verwal-
tung und Organisation)

¢ weitere innovative Entwicklungen und Vorreitervision

» die GGFA geht gestarkt aus der Krise, das WIR Gefuhl wird intensiviert

WIR umsegeln die Klippen, Mitarbeiter konnen und dirfen sich weiterentwickeln
Veranderungsprozesse als willkommene Herausforderung leben zu kénnen

das Schiff muss flexibler werden: schwimmen, fliegen, fahren

Ubernahme durch die Stadt — BgA und hoheitlicher Bereich

Ubernahme der GGFA gesamt als Tochter der Stadt

Ergdnzungen von Seiten des Vorstands zu den Vorteilen der GGFA Konstruktion

e Bestehen einer hohen betriebswirtschaftlichen Transparenz

e Schlanke Steuerungsebene mit kostenreduzierenden Doppelfunktionen

» Aufrechterhaltung eines hohen Angebotsspektrums durch Einbringung eigener
Rucklagen wahrend der letzten drei Jahre

* Hohes auch zukinftig bestehendes Wertschépfungspotential durch erfolgreiche
Drittmittelakquise, der Eigenerwirtschaftung im Sozialkaufhaus, dem Fahrrad-
projekt und der eigenen Immobilie

* Rechtskreistibergreifende Angebote fur Erlanger Jugendliche oder Birger mit
Migrationshintergrund erhéhen den ,Mehrwert" der GGFA

Die Einbeziehung der GGFA Mitarbeiter in die zentrale Frage der zukunftigen Wei-
terentwicklung der GGFA ist ein wertschatzendes Zeichen im Hinblick auf die aktuelle
und zukunftige Personalarbeit. Dazu gehort ebenfalls die gemeinsame Entwicklung
eines betrieblichen Gesundheitsmanagements. Fur besondere Belastungssituationen
wurde zum 1.12.13 ein betrieblicher Sozialdienst eingerichtet.

Es ist dem GGFA Personal hoch anzurechnen, dass sie trotz der aus den Mittelkir-
zungen resultierenden ungewissen Zukunft und dem Damoklesschwert einer institutio-
nellen Strukturanderung zu Lasten der BgA Mitarbeiter und des BgA als solchem, wei-
terhin hochverlasslich, kompetent und sehr engagiert ihre Arbeit leisten.

Die zukunftige verlassliche Sicherung der Arbeitsplatze im Rahmen des TV6Ds stellen
eine unbedingt notwendige Voraussetzung fur ,Gute Arbeit* dar und ist eine nachvoll-
ziehbare Forderung des Personals, die auch vom Vorstand voll unterstitzt wird.

Die Aufspaltung der GGFA im Sinne der dritten Alternative wirde die bestehenden
einmaligen Mdéglichkeiten der fachlichen Zusammenarbeit unter einem Dach erheblich
und dauerhaft vermindern. Der bei einer Aufspaltung nétige Umstellungsprozess wiirde
fur eine lange Periode die Leistungsfahigkeit der GGFA stark einschranken

Eine fachlich herausragende Weiterentwicklung zugunsten der Aktivierung und
Integration der Erlanger SGB Il Empfinger wird sicherer auf der institutionellen
N&ahe zwischen Hoheit und BgA gelingen.

Selbst fur den Fall der dauerhaften Mittelreduzierung liegt in der vollzogenen Fokussie-
rung des BGA auf die Kernbereiche Jugendliche, Alleinerziehende, Altere und der Be-
schaftigungsangebote, der richtige Weg. Die aktuellen Informationen zu dem Koaliti-
onsvertag lassen jedoch erwarten, dass die Politik zumindest in Teilbereichen die Kritik
aufgenommen hat und den SGB || Bereich wieder auskémmlicher ausstatten wird. Das
Thema ,Sozialer Arbeitsmarkt" ist jedoch nicht aufgegriffen.

Far den Fall einer VergroRerung des Umsetzungspotentials steht neben der Absiche-
rung der Kontinuitat der GGFA Dienstleistungen und des dafiir benétigten Personals
die zukunftig starkere Einbeziehung Dritter auf der Agenda.

Fur die zukunftige Weiterentwicklung stellt, egal in welcher Variante, die gute Zusam-
menarbeit zwischen Amt 50 und der GGFA eine Grundvoraussetzung dar, die einen zu
uberarbeitenden Regelkatalog benétigt.
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Stellungnahme von Sozialreferat und Sozialamt

Die Tatigkeit der GGFA ist kein Selbstzweck. Ende der 80-er Jahre wurde die GGFA zur Umsetzung
arbeitsmarktpolitischer Aktivititen gegriindet, obwohl die Stadt damals weder eigene
Kompetenzen noch nennenswerte eigene Handlungsmdoglichkeiten auf diesem Gebiet hatte. Das
dnderte sich mit Einfiihrung der Hartz-Gesetze. Durch Stadtratsbeschluss von Mitte 2005 wurde der
GGFA die vollstindige und eigenverantwortliche Umsetzung der sog. Aktivleistungen nach dem SGB
Il iibertragen (Fallmanagement, Arbeitsvermittlung, MaBnahmeplanung) incl. der Verantwortung fiir
die Verwendung der vom Bund dafiir bereitgestellten Mittel.

Als Optionskommune hat die Stadt Erlangen den Ehrgeiz, dass die vor Ort stattfindende
Arbeitsmarktpolitik von der Kommune gesteuert wird und sich an den Zielsetzungen der Kommune
orientiert. Dazu bedient sich die Stadt der GGFA. Wenn also tiber eventuelle strukturelle
Verianderungen in der GGFA diskutiert wird, sollte das in erster Linie unter dem Aspekt erfolgen, ob
dadurch die Arbeitsmarktpolitik in Erlangen, bzw. deren Steuerung durch die Kommune optimiert und
wirksamer gestaltet werden kann.

Wer die derzeitige Situation in Erlangen betrachtet, muss folgende Feststellungen treffen:

» Eine Steuerung der ortlichen Arbeitsmarktpolitik durch die Stadtratsgremien findet praktisch nicht
statt. Erst nach Dréangen des Sozialamts fand heuer erstmals eine Befassung des zustindigen
HFPA mit dem MaBBnahmeprogramm der GGFA statt — ohne dass allerdings eine inhaltlich

diskussionsfihige Vorlage dazu vorlag und ohne dass hierzu eine inhaltliche Debatte stattgefunden
hat

A4

Die derzeitige Fassung der GGF A-Satzung ermdglicht es auch gar nicht, dass die
arbeitsmarktpolitischen Aktivitdten der GGFA von einem stiddtischen Gremium gesteuert werden
konnen (alleiniges Entscheidungsrecht beim GGFA-Vorstand einschlieBlich der Verwendung iiber
die gesamten Bundesmittel, Stadtratsvertreter sind zwar Mitglieder im GGFA-Verwaltungsrat —
sie unterliegen dabei jedoch der Verschwiegenheitspflicht, haben zur MaBnahmeplanung lediglich
Informationsrechte, der Stadtrat hat insoweit keinerlei Weisungsrechte)

Vor allem seit 2010, als der Bund begann die Eingliederungsmittel radikal zu kiirzen, ist festzustellen,
dass die arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen der GGFA vorwiegend an dem Ziel ausgerichtet sind,
die vorhandenen Kapazititen des gewerblichen Betriebs der GGFA mdglichst umfassend aus den
Eingliederungsmitteln finanzieren zu konnen. Diese Strategie geht moglicherweise zulasten der
notwendigen Unterstiitzung von SGB II-Empfangern:

» Die ohnehin sparsame Beauftragung externer Mafinahmetrager (BRK, JuWe Eltersdorf, Access)
wird konsequent zuriick gefahren und teilweise nur auf politischen Druck hin mit einem
Mindestmal aufrechterhalten. Es ist eine Konzentration auf moglichst nur eigene Mallnahmen des
gewerblichen Betriebs der GGFA zu beobachten. Zum Umfang der Beauftragung externer Tréiger
wird dabei in Informationen des GGFA-Vorstandes ein falscher Eindruck erweckt (z.B. werden
Arbeitgeberzuschiisse oder Zahlungen an den Hilfeempfinger als ,,Zahlungen an extern™ gefiihrt)

» Die seit 2005 praktizierte weitestgehende Beschriankung auf sog. Inhouse-Aufirdge ohne Vergabe
und ohne Wettbewerb (GGFA ist Auftraggeber und Auftragnehmer, GGFA legt selbst die Preise
fest) hat nicht nur Vorteile, sondern auch sehr problematische Aspekte: Das vollige Fehlen von
Wettbewerb begiinstigt nicht nur die Gefahr der Unwirtschaftlichkeit oder der Zahlung tiberhéhter
Preise (siehe Schreiben des StMAS vom 16.7.13), sondern auch das Ausbleiben inhaltlicher
Innovationen und neuer ldeen fiir die Gestaltung der MaBinahmen (der MaBnahme-Mix scheint
iiber die Jahre weitgehend gleich geblieben zu sein, bzw. sich weniger am Hilfebedart der SGB 11-
Kunden, sondern mehr am vorhandenen Personal zu orientieren)
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» Die Planungen der GGFA fiir die ndchsten Jahre zeigen auch, dass — wenn keine Erhhung der
Bundesmittel kommt oder wenn die Stadt nicht mit weiter erhShten Steuermitteln einspringt —
sogar die Betreuung und Unterstiitzung der SGB II-Bezieher in Fallmanagement und
Arbeitsvermittlung (hoheitliche Aufgaben) reduziert werden sollen, damit mehr Geld fiir die
Finanzierung des gewerblichen Betriebs der GGFA bleibt

Es fragt sich auch, ob der von der GGFA praktizierte Mix an arbeitsmarktpolitischen MaBBnahmen den
Anforderungen entspricht, die an eine wirkungsvolle, kommunal gesteuerte Arbeitsmarktpolitik
gestellt werden miissen:

#» Die Ergebniszahlen aus den iiberregionalen Vergleichen zeigen, dass die Erlanger Ergebnisse
keineswegs so gut sind, wie man allgemein immer glauben wollte. Dazu wird auf die sehr
kritische Stellungnahme des Staatsministeriums vom 16.7.13 verwiesen

» Die GGFA-Vorlagen zur Darstellung der vorgesehenen Maflnahmen sind zwar immer sehr
umfangreich — inhaltlich dagegen aber eher arm an Fakten (z.B. Dauer der Malinahme,
Zielsetzung, MalBinahmekosten, Platzzahl, eingesetztes Personal, Abbrecherquote und Erfolgsquote
in der Vergangenheit usw.)

» Nutzen wir als Optionskommune wirklich ausreichend unsere Chancen einer engen
Zusammenarbeit in der . kommunalen Familie* auf dem Gebiet ,.Schule-Beruf*?

v

Nutzen wir als Optionskommune wirklich ausreichend unsere Chancen einer engen
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirtschaftsforderung? Angesichts des wachsenden
Fachkriftemangels wird bei Ansiedlungsentscheidungen die Bereitstellung einer ausreichenden
Anzahl von Arbeitskriften immer wichtiger — gerade deshalb lage es nahe. eine enge
Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsforderung und Jobcenter anzustreben, so wie es andere
Optionskommunen langst tun.

Nach alledem miissen aus der Sicht des Sozialamts die Uberlegungen zu einer evtl. Strukturinderung
in der GGFA auf Folgendes abzielen:

e  Wie kann sichergestellt werden, dass in Erlangen ein arbeitsmarktpolitisches MaBnahmeprogramm
stattfindet, das sich nicht an den betriebswirtschaftlichen Bedarfen des gewerblichen Betriebs der
GGFA orientiert, sondern am Unterstiitzungsbedarf der SGB II-Klienten und ihrer Integration in
den Arbeitsmarkt?

e Wie kann sichergestellt werden, dass die kommunalen Gremien ihre inhaltlichen Zielsetzungen im
MaBnahmeprogramm wiederfinden?

Dies wiire am leichtesten zu bewerkstelligen, wenn der hoheitliche Teil der GGFA (Fallmanagement,
Arbeitsvermittlung, MaBnahmeplanung) z.B. dem Sozialamt eingegliedert werden wiirde (Variante 3).
Dann kénnten auch die bisher sehr hinderlichen, teuren Doppelstrukturen entfallen. Als
Mindestvoraussetzung miisste jedoch die Satzung der GGFA so verdndert werden, dass eine wirksame
und unmittelbare Einflussnahme der stddtischen Gremien auf die MaBBnahmeplanung und —gestaltung
der GGFA erméglicht wird (Variante 1).

Vorschlag fiir eine Anderung der GGFA-Satzung:

Im § 2 Abs. 1 werden folgende Satze angefiigt:
,Fiir diesen iibertragenen, hoheitlichen Aufgabenbereich des SGB Il besteht ein
Weisungsrecht der Stadt Erlangen. Fiir die Stadtratsmitglieder im Verwaltungsrat gilt insoweit
auch nicht die Verschwiegenheitspflicht des § 5 Abs. 8.
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I/BTM/GGD T. 2763 Erlangen, 12. Dezember 2013

Dokument2

GGFA-Handlungsalternativen — Stellungnahme des BTM

Von der Arbeitsgruppe ,Zukunft der GGFA" werden drei Organisationsformen fur die Erledigung
der hoheitlichen Aufgaben als Optionskommune und fur die Durchfihrung von Eingliederungs-
maflnahmen zur Diskussion gestellt:

1) Fortfuhrung des Status Quo unter verbesserten Rahmenbedingungen,

2) Zusammenfuhrung aller Aufgaben in einem Unternehmen als Eigenbetrieb; alternativ ist hier
auch die Rechtsform der A6R denkbar,

3) Eingliederung des hoheitlichen Teils der GGFA in die Stadtverwaltung; der zurlickbleibende
BgA (= Maltnahmetrager) bleibt Tochterunternehmen der Stadit.

Das BTM empfiehlt die 1. Variante aus folgenden Griinden:

1. Eine Umstrukturierung kostet viel Aufwand und Geld und sollte nur in Angriff genommen wer-
den, wenn dadurch erhebliche Verbesserungen zum Status Quo realisiert werden kénnen.

2. Die derzeitige Arbeitsteilung zwischen Amt 50 und GGFA beruht auf gewachsenen Strukturen
und hat es im Jahr 2005 erméglicht, die ,alte* GGFA mit Sozialkaufhaus, Fahrradwerkstatt etc.
als Malnahmetrager fortzufihren. Dies ermdéglicht eine unmittelbare Einflussnahme auf Quali-
tat und Ausgestaltung der MalRnahmen sowie eine enge Zusammenarbeit zugunsten des SGB
[I-Kunden.

3. Ein Verlust der Option ist nicht zu befurchten. Um den juristischen Bedenken hinsichtlich der
stadtischen Einflussnahmemaglichkeiten Rechnung zu tragen, kénnen die Weisungsrechte
der Stadt mittels einer Satzungsanderung gestarkt werden.

4. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden hoheitlichen Bereichen kann durch eindeutigere
Kompetenzaufteilungen verbessert werden. Die Ubrigen - im Konsens zu treffenden - Ent-
scheidungen sind bei zwei gleichberechtigten Leitungen zwar muhsamer zu finden, dafur aber
tendenziell ausgewogener.

5. Es bleibt zwar das Risiko mangelnder Wirtschaftlichkeit und Qualitat von Malnahmen auf-
grund fehlender Ausschreibungen. Gleichzeitig erméglicht der Einsatz von nach TV6D bezahl-
ten und entfristeten Mitarbeitern aber auch ein Mehr an Qualitat gegentber dem freien Markt.
Eine Zertifizierung der Wirtschaftlichkeit von MaRnahmen kann zusatzlich Vertrauen schaffen.

6. Das BTM sieht ein grolRes Problem darin, dass die Verwaltungskosten trotz sinkender Mittel
aus Berlin steigen - zu Lasten der Eingliederungsleistungen, die den SGB lI-Kunden unmittel-
bar zu Gute kommen. Diesem Trend kann eine Konkurrenz zwischen zwei eigensténdigen
Verwaltungsbereichen um méglichst kostengiinstige Verwaltungsstrukturen entgegenwirken,
die zudem gemeinsam darlber entscheiden, in welcher Hohe Eingliederungsmittel zur Finan-
zierung nicht gedeckter Verwaltungskosten zweckentfremdet werden.

Gegen die 2. Variante spricht aus Sicht des BTM:

1. Die Zusammenlegung aller Jobcenter-Aufgaben und des Mallnahmetragers in einer ASR ware
aus Sicht des BTM die optimale Organisationsform bei einer Neugriindung ,auf der griinen
Wiese". Unter den aktuellen Gegebenheiten wiirde dies aber wohl auf erheblichen Widerstand
der Uberzuleitenden Amt 50-Mitarbeiter stoRen. Die Vorteile einer Gesamt-A&R sind nach Ein-
schatzung des BTM im Vergleich zum Status Quo nicht so gewichtig, dass eine Umstrukturie-
rung gegen den Willen der Arbeitnehmer umgesetzt werden sollte.

2. Von einer Zusammenlegung in Form eines Eigenbetriebs wird ganz abgeraten: Da alle GGFA-
Mitarbeiter zu stadtischen Angestellten wiirden, wirde die Stadt die Flexibiliat verlieren, auf
sinkende Mittelzuweisungen aus Berlin mit Personalabbau reagieren zu kénnen. Die Mehrkos-
ten mussten aus dem stadtischen Haushalt finanziert werden.
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AuBlerdem sind die gesetzeskonforme Mittelverwendung und -abrechnung sowie die Steue-
rung des Mallnahmetragers so komplex, dass das BTM dringend empfiehlt, die operative und
die Gesamtverantwortung fir das Unternehmen in einer Hand zu belassen. Dies ist bei einem
Eigenbetrieb nicht méglich, bei dem die operative Leitung in der Hand des 2. Werkleiters liegt,
die Gesamtverantwortung aber in der Hand des 1. Werkleiters, der dies neben seiner Haupt-
aufgabe als stadtischer Referent ibernimmt.

Die Bewertung der 3. Variante hangt entscheidend davon ab, ob der BgA als kommunaler MaR-
nahmetrager erhalten bleiben soll:

Das BTM geht davon aus, dass der MaBnahmetrager der GGFA im freien Wettbewerb aufgrund
der Bezahlung nach TV6D und der Entfristung der Mitarbeiter nicht GUberlebensfahig ist. Er hat nur
dann eine Zukunftsperspektive, wenn er gentigend Auftrdge per Inhouse-Vergabe, also ohne
Ausschreibung von der Stadt erhalt. In diesem Fall darf er aber fast keine Leistungen fur Dritte
erbringen, ist also abhangig von einer auskémmlichen, seine Kapazitaten auslastenden Auftrags-
vergabe durch Amt 50.

1.

Falls der Stadtrat méchte, dass der Mallnahmetrager weiterbesteht:

Amt 50 musste verpflichtet werden, die Auftragsvergabe eng mit dem BgA abzustimmen. Dies
widerspricht jedoch dem Ziel der 3. Variante, ein Mehr an Wettbewerb bei der MalRnahme-
vergabe zu realisieren. Die erforderliche Kapazitatsabstimmung wird im Gegenteil durch die
getrennte Leitung von Hoheit und BgA zusatzlich erschwert. Die Ubrigen Vorteile der 3. Vari-
ante reichen aus Sicht des BTM nicht aus, um die Gefahr zu kompensieren, dass der BgA
aufgrund unzureichender Auftragserteilung durch Amt 50 nicht Gberlebt.

Falls der Stadtrat den MalRnahmetrager nicht unbedingt erhalten méchte:

In diesem Fall scheint die 3. Variante gut geeignet, die vorhandenen Abstimmungsprobleme
zwischen den beiden hoheitlichen Teilbereichen zu reduzieren. Dann sollte aus Sicht des BTM
aber unverziglich eine SchlieBung des BgA geprift werden, bevor die vorhandenen Rickla-
gen durch Verluste aufgezehrt sind. Der Verzicht auf den GGFA-Mallnahmetrager mit seinen
Uber Jahrzehnte aufgebauten Angeboten wirde allerdings nicht nur die arbeitsmarktpoliti-
schen Gestaltungsmaoglichkeiten der Stadt reduzieren, sondern auch das Leistungsangebot
fur die Burger der Stadt.

AuRerdem ist bei der 3. Variante grundsatzlich zu bedenken: Eine Zusammenfassung aller
hoheitlichen Aufgaben unter einer einheitlichen Leitung fuhrt zwar zu organisatorischen Er-
leichterungen und zu Kosteneinsparungen innerhalb des hoheitlichen Bereichs, aber daflir zu
zusatzlichen Verwaltungskosten beim MaRnahmetrager. AuRerdem wirde die als wertvoll fur
den SGB lI-Kunden eingeschéatzte enge Abstimmung zwischen Hoheit und MalRnahmetrager
zu Beginn und wahrend der Durchfiihrung von Eingliederungsmaf3nahmen erschwert.

gez. Gudrun v. Grundherr
Beteiligungsmanagement
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Stellungnahme des Personalrats der GGFA AGR

Die GGFA A&R ist seit 25 Jahren als stidtische Tochter fester Bestandteil der Erlanger Sozial- und
Arbeitsmarktpolitik mit dem Ziel, benachteiligte Menschen zu qualifizieren und in Beschaftigung zu
integrieren sowie sie zur gesellschaftlichen Teilhabe zu befdhigen. Die GGFA hat sich stets
erfolgreich verinderten rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
angepasst. Dies ist v.a. auch durch das hohe Engagement, die Flexibilitdt, Kreativitdt und
Professionalitit der GGFA-Mitarbeiterlnnen méglich gewesen.

Eine enorme Anpassungsleistung stemmte die GGFA Belegschaft 2004/2005, als der Stadtrat flir
Erlangen beschloss, Optionskommune zu werden. Die Mitarbeiterinnen der damaligen GGFA
gGmbH haben zusammen mit den Mitarbeiterlnnen des Sozialamtes eine Struktur im Alg-II-
Bereich aufgebaut, die sicher stellt, dass zum einen die finanzielle Grundsicherung von {mehrfach)-
benachteiligten und unterstiitzungsbediirftigen Erlanger Biirgerinnen und Birgern gewahrleistet
ist und zum anderen, dass diese professionelle, individuelle Hilfe und Unterstiitzung bei der {Re-)
Integration in den 1. Arbeitsmarkt und in vielen Lebens- und Problemlagen erfahren.

Erneut ist die aktuelle Konstruktion des Erlanger Jobcenters und der Verbleib eines Teils seiner
Mitarbeiterinnen bundes- und kommunalpolitischem Veridnderungsdruck ausgesetzt und auch
diesmal ist die gesamte GGFA-Belegschaft bereit, sich maoglichen Verdnderungen zu stellen.
Allerdings bedarf es dringend der Stabilisierung und Sicherung der Rahmenbedingungen unserer
Arbeit, zum Wohle der Belegschaft und somit der betroffenen Erlanger Biirgerinnen und Blrger.

Die Arbeit im SGB-lI-Bereich ist sowoh! im hoheitlichen als auch im Qualifizierungsbereich hdchst
anspruchsvoll und erfordert eine &uRerst professionelle Arbeitshaltung. Die hohe Qualitdt der
Arbeit tber Jahre aufrechtzuerhalten und stetig zu verbessern, verlangt nach einer guten und
verldsslichen Arbeitsgrundlage fiir die Belegschaft.

Die immer wieder diskutierte Aufspaltung der GGFA in hoheitlichen und MaRnahmebereich ist fir
unseren Arbeitsalltag kontraproduktiv und in vielen Bereichen enorm belastend.

Die massiven Mittelkiirzungen haben sich fast ausschlieRlich im Betrieb der gewerblichen Art
niedergeschlagen und zu einer Einsparung zahlreicher sinnvoller und eigentlich ndétiger
MaRnahmen und damit verbundenem Personalabbau gefiihrt. Nahezu alle Mitarbeiterinnen
verfiigen (iber Kompetenzen und Erfahrungen sowohl im hoheitlichen Bereich wie auch in der
MaRnahmendurchfiihrung, was fiir die Zusammenarbeit und die Qualitdt der Arbeit von
unschitzbarem Wert ist. Die erheblichen Vorteile, MaBnahmen in Eigenregie durchzufiihren,
haben auch verschiedene andere Jobcenter erkannt und umgesetzt.

Der Personalrat der GGFA lehnt eine Spaltung der Belegschaft und der Einrichtung ab.

Das Jobcenter als Ganzes, also Amt 50, GGFA BgA und GGFA Hoheit, benétigt ein Ende der
jahrelangen Unsicherheiten, um sich voll und ganz auf seine eigentlichen Aufgaben - die
finanzielle Sicherung, soziale Betreuung, berufliche und persénliche Qualifizierung und passgenaue
Vermittlung von Langzeitarbeitslosen im Stadtgebiet Erlangen — konzentrieren zu kénnen. Die
Mitarbeiterinnen der GGFA, die seit meist vielen Jahren wichtige Aufgaben fiir die Stadt Erlangen
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erflillen, sollten - ebenso wie die stddtischen Mitarbeiterinnen - in lhrer Leistung gewdlirdigt und
nicht zum Mitarbeiter zweiter Klasse degradiert werden. Weitere oft beschworene Drohszenarien
wie 2.B. die Infragestellung der betrieblichen Altersvorsorge oder die Abldsung des TVOD durch
einen Haustarifvertrag sind keine addquaten Mittel, um die Mitarbeiter zu qualitativ hochwertiger
Arbeit zu motivieren.

Ein sozial verantwortlicher Arbeitgeber wie die Stadt Erlangen sollte die Verantwortung flr gute
und stabile Arbeitsbedingungen auch fiir die stddtische Tochter GGFA und alle ihre
Mitarbeiterinnen tibernehmen. Das heillt konkret:

¢ Sicherstellung einer angemessenen Bezahlung nach TVOD (nicht wie bisher angelehnt)
Der Beitritt in den KAV {(kommunaler Arbeitgeberverband) wére hier ein deutliches Signal
fiir die Mitarbeiterschaft, dass die Stadt Erlangen ihre Verantwortung fur die Mitarbeiter
der GGFA erkannt hat und ernst nimmt.

e keine weiteren Einschrdnkungen der tariflichen Sicherungen des TV6D

e Beibehaltung der betrieblichen Altersvorsorge
s Maoglichkeiten der beruflichen und personlichen Weiterbildung und —entwicklung

¢ Eine weitergehende Professionalisierung im Flihrungsbereich ist bei der Neujustierung
des Jobcenters dringend angeraten. Gerade die in den letzten Monaten aufgetretenen und
kommunizierten Kooperationsprobleme zwischen den Fiihrungsebenen des Jobcenters
beeintrachtigen die Arbeitsplatzumgebung und somit auch das Betriebsklima.

e Keine weitere Arbeitsverdichtung

e Gesundheitsflrsorge

¢ v.a. eine langfristig gesicherte berufliche Perspektive

Die Mitarbeiter der GGFA sind auch weiterhin bereit, engagiert ihren Beitrag flir eine gelungene
Erlanger Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu leisten.

Verehrte Stadtrite und Stadtritinnen: erhalten Sie Kompetenzen und unterstiitzen Sie die in der
Praxis Ausfihrenden beim Umsetzen lhrer Arbeitsmarktpolitik.

Orientieren Sie lhre Entscheidung am Bedarf der Erlanger Bilirger und Blrgerinnen, den
Langzeitarbeitslosen und den Angestellten im Jobcenter.

Erlangen, 12.12,2013 Personalrat der GGFA AGR
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VO001 T. 2249 Herr Otto Vierheilig 50/147/2014

Jahresbilanz 2013 der Bildungs- und Teilhabeleistungen in der Stadt Erlangen
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Die Ausfuihrungen der Verwaltung zur Jahresbilanz 2013 der Bildungs- und Teilhabeleistungen
in der Stadt Erlangen werden zur Kenntnis genommen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt sich mit einer Initiative gemaf dem Vorschlag in der Ziffer 5 die-
ser Vorlage an den Bayerischen Stadtetag zu wenden.

. Begriindung

Nach langen Verhandlungen im Vermittlungsausschuss beschloss der Gesetzgeber im Marz 2011
das sogenannte Bildung- und Teilhabepaket. Kindern und Jugendlichen aus bedurftigen Familien
(SGB IlI, SGB XII, Wohngeld, Kinderzuschlag, Asylbewerber) sollten bestimmte Leistungen zusatz-
lich finanziert werden, die im Umfeld des Schulbesuchs anfallen oder die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben erleichtern.

Wahrend in der ersten Phase der Umsetzung die Bewaltigung der auf3erst birokratischen Verfah-
rensregelungen im Vordergrund stand (in 2013 gab es hierzu eine Gesetzesnovelle, die aber nur
marginale Vereinfachungen brachte), riicken mittlerweile Finanzierungsprobleme, sowie die Frage
in den Mittelpunkt, in wie weit das angestrebte Ziel erreicht wird, die Chancengleichheit im Bil-
dungswesen und die gesellschaftliche Teilhabe fir arme Kinder zu verbessern.

1. Gesamthilanz 2013

Obwohl bereits in den Vorjahren 2011 und 2012 in Erlangen eine Gberdurchschnittlich haufige In-
anspruchnahme der B- und T- Leistungen zu verzeichnen war, konnte diese in 2013 noch einmal
erheblich gesteigert werden (siehe Anlage 1):

e Die Anzahl der Antrage auf B- und T- Leistungen erhdhte sich gegeniiber dem Vorjahr um
ein Drittel auf nunmehr fast 5.600

¢ Die Summe der bewilligten und ausgezahlten B- und T- Leistungen konnte um knapp 40 %
gesteigert werden und betrug im Jahr 2013 in Erlangen tber 720.000,- € gegeniber ca.
515.000,- € in 2012 und ca. 372.000,- € in 2011.

2. Anspruchsberechtigte Personengruppen

Bei den begunstigten Personengruppen fallen zahlenméaRig vor allem die Kinder aus SGB II- Fami-
lien ins Gewicht, sowie auch die Kinder von Wohngeldbeziehern, die in der Vergangenheit B- und
T- Leistungen relativ haufiger in Anspruch genommen hatten:
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e Esist erfreulich, dass in 2013 bei der Gruppe der SGB II- Kinder eine wesentlich héhere
Steigerung bei der Nutzung von B- und T- Leistungen (+ 55 %) zu verzeichnen war, als bei
der Gruppe der Wohngeld- Kinder (+10 %)

o Aufféllig ist darliber hinaus die deutlich intensivere Inanspruchnahme des B- und T- Pakets
durch Kinder von Asylbewerbern. Die ausgezahlten Leistungen fur diesen Personenkreis
stiegen von ca. 3.700,- € in 2012 auf fast 27.000,- € im Jahr 2013 und leisten somit einen
wirksamen Beitrag zur besseren Integration von Asylbewerber- Kindern in Erlangen.

3. Die einzelnen Leistungsarten

Der Katalog der B- und T- Leistungen umfasst im Wesentlichen die Kosten fur Ausfliige und Mit-
tagessen in Schulen und Kitas, sowie Schulbedarf, Nachhilfe und soziale, kulturelle Teilhabe. Die
Grafiken auf den Anlagen 2 und 3 zeigen die Entwicklung der finanziellen Inanspruchnahme dieser
einzelnen B- und T- Leistungen in Erlangen in den Jahren 2011 bis 2013 (bezogen allerdings nur
auf die beiden gréf3ten Personengruppen, also der Kinder im SGB II- Bezug, sowie der Kinder aus
Wohngeld und Kinderzuschlag beziehenden Familien).

e Beim Schulbedarf (100,- € pro Schuljahr) und bei mehrtagigen Klassenfahrten kann aufgrund
der Antragszahlen davon ausgegangen werden, dass mittlerweile nahezu alle berechtigten
Kinder diese Leistungen in Anspruch nehmen. Beide Leistungen waren allerdings schon vor
der Einfihrung des B- und T- Pakets als gesetzliche Leistungen vorhanden.

e Die Finanzierung 1-tagiger-Ausfliige wird ebenfalls sehr haufig in Anspruch genommen (hohe
Steigerungsrate besonders bei Kita- Ausfligen). Wegen der relativ geringen Kosten fallt dieser
Posten in der Gesamtabrechnung allerdings kaum ins Gewicht

e Die Kosten fur Mittagessen in Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen sind lediglich in den
Schulen in nennenswertem Umfang gestiegen. Aufgrund der engen Einbindung von Schulen
und Jugendamt bei Bewilligung und Abwicklung dieser B- und T- Leistung kann aber vermutet
werden, dass hier ebenfalls der berechtigte Personenkreis weitestgehend erreicht wird

e Die Schulerbeférderung war in Bayern als B- und T- Leistung noch nie relevant, da die hierbei
anfallenden Kosten durch das Bayerische Gesetz Uber Schulwegkostenfreiheit praktisch voll-
standig abgedeckt werden

e Bei der Forderung der sozialen und kulturellen Teilhabe gab es sowohl bei den Antragszahlen,
wie auch bei den ausgezahlten Kosten (max. 10,- € pro Monat) zwar nennenswerte Steigerun-
gen zu verzeichnen. Die Vielzahl der denkbaren Férdermdglichkeiten und der vergleichsweise
bescheidene Kostenaufwand, der dabei anfiel, lasst jedoch vermuten, dass hier noch bei wei-
tem nicht alle Kinder diese B- und T- Leistung ausschdpfen, die dazu berechtigt waren

e Am Auffalligsten ist jedoch die Entwicklung bei der B- und T- Leistung ,Lernférderung®. Hier ist
von 2012 auf 2013 ein Anstieg der eingesetzten Gelder von ca. 45.000,- € auf tiber 190.000,- €
zu verzeichnen. Dies ist das Ergebnis unseres ,Modellversuchs Lernférderung®, bei dem zum
ersten Mal ein volles Schuljahr in die Statistik einging. Hier wird Nachhilfe in schulischer Ver-
antwortung und Tragerschaft fir moglichst viele berechtigte Kinder bereitgestellt und so das
Erreichen schulischer Abschlisse gerade fir arme Kinder unterstitzt. Das Sozialamt ist stolz,
mit diesem Modell ,Lernférderung” einen wichtigen Beitrag zur Erzielung von mehr Chancen-
gleichheit fur Kinder aus armen Familien im Bildungsbereich leisten zu kénnen — und damit
auch einen Beitrag fUr einen spéteren, erfolgreichen Einstieg in den Arbeitsmarkt. Hervorzuhe-
ben ist aber auch das Engagement der beteiligten Schulen, die diese Mdglichkeiten konse-
guent nutzen, um ihren Schulerinnen und Schilern aus armen Familien diese zusatzliche Un-
terstlitzung zu geben.

4. Die finanzielle Bilanz 2013

Die finanzielle Bilanz der B- und T- Leistungen 2013 in Erlangen zeigt einen positiven, aber auch
einen negativen Aspekt.
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Positiv zu werten ist der erneute, deutliche Anstieg bei der Inanspruchnahme der B- und T- Leis-
tungen, der sich in einem ebenso deutlich erhéhten Finanzaufwand zeigt (siehe Anlage 4):

Fur die individuellen B- und T- Sachleistungen, die nach dem Gesetz zu 100 % aus dem
Bundeshaushalt erstattet werden, wurden in Erlangen im Jahr 2013 insgesamt ca.
616.000,- € ausgegeben, gegeniber ca. 439.000,- € in 2012 und ca. 307.000,- € im Jahr
2011

Die anfallenden Verwaltungskosten sowie die Aufwendungen fir Schulsozialarbeit und
Hort- Mittagessen wurden ebenfalls zu 100 % aus dem Bundeshaushalt erstattet (nach
dem seinerzeitigen Kompromiss im Vermittlungsausschuss sind allerdings die Bundeszah-
lungen fur Schulsozialarbeit und Hort- Mittagessen zum 31.12.2013 ausgelaufen)

Hinzu kommen die individuellen Sachleistungen fur Kinder von Asylbewerbern und SGB
XII- Empféangern mit tiber 29.000,- € in 2013 (2012: ca. 7.000,- €, 2011: ca. 4.000,- €), die
ganz oder teilweise aus anderen staatlichen Topfen erstattet werden

Rechnet man dann noch die Ubernahme des gesetzlich verlangten 1 € Eigenanteils der
beginstigten Kindern fir die Teilnahme am Mittagessen in Schulen oder Kinderbetreu-
ungseinrichtungen durch die Stadt Erlangen hinzu (rein freiwillige Leistung der Stadt in H6-
he von ca. 198.000,- € im Jahr 2013), so kommt man auf einen Gesamtkostenaufwand fur
B- und T- Leistungen in Erlangen in Hohe von beachtlichen ca. 1,2 Millionen Euro im Jahr
2013.

Negativ zu werten ist bei dieser finanziellen Bilanz dagegen die Tatsache, dass die gesetzlich vor-
gesehene 100 %-ige Kostenerstattung aus dem Bundeshaushalt zwar beim Land ankommt. Die
landesinterne Weiterverteilung dieser Gelder an die einzelnen Stadte und Landkreise Bayerns ist
aber noch nicht geregelt und funktioniert deshalb auch noch nicht annahernd. Dadurch werden
gerade Kommunen wie Erlangen (mit Gberdurchschnittlich hoher Inanspruchnahme von B- und T-
Leistungen und damit hohem B- und T- Kostenaufwand) finanziell hart bestraft.

Nach § 46 Absétze 6-8 SGB Il erstattet der Bund den Kommunen die individuellen B- und
T- Sachleistungen fur die Kinder zu 100 %, deren Eltern SGB Il, Wohngeld oder Kinderzu-
schlagsleistungen beziehen. Dies hat in Erlangen im Jahr 2013 einen Kostenaufwand
615.525,76 € verursacht.

Tatséachlich gingen 2013 bei der Stadt Erlangen fiir diesen Zweck aber lediglich Bundesmit-
tel in Hohe von 278.965,80 € ein. Da die Bundeserstattungen des laufenden Jahres fir je-
des Bundesland jeweils so bemessen werden, dass der landesweite B- und T- Aufwand
des Vorjahres zu 100 % erstattet wird, musste Erlangen eigentlich in 2014 mit einer Nach-
zahlung an Bundesmitteln durch das Land Bayern in Hohe von 336.559,96 € rechnen kon-
nen

Diese bedarfsgerechte, nachtréagliche Weiterverteilung der Bundesmittel durch das Land an
die einzelnen Bayerischen Kommunen erfordert jedoch eine gesonderte landesgesetzliche
Regelung (deren Notwendigkeit im vergangenen Jahr lange Zeit sowohl vom BayStMAS,
wie auch von den bayerischen kommunalen Spitzenverbanden tUberhaupt bestritten wurde
— Kommunen mit geringem B- und T- Aufwand kdnnten so namlich finanziell profitieren zu
Lasten der Kommunen mit hohem B- und T- Aufwand). Soweit bekannt arbeitet das StMAS
zwar derzeit an einer entsprechenden Landesregelung, die ihr doch vorrangig wenig Ver-
waltungsaufwand verursachen soll — das Erreichen der 100 %-igen Kostenerstattung bei
den einzelnen Kommunen wird jedoch im Ministerium als nachrangig betrachtet.

Zu verdanken haben wir diese unibersichtliche Situation einer Entscheidung der letzten
grol3en Koalition (einem sogenannten ,GroKo-Deal"), die in der Foderalismus-Reform von
2006 das Grundgesetz so geandert hat, dass direkte Finanzbeziehungen zwischen Bund
und Kommunen im Regelfall nicht erlaubt sind. Eine unmittelbare Erstattung der kommuna-
len B- und T- Ausgaben aus dem Bundeshaushalt ist somit nach dem Grundgesetz nicht
maoglich. Um trotzdem eine Kostenerstattung durch den Bund zu erreichen musste deshalb
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der Umweg Uber die Landerhaushalte gewéhlt werden (konkret: eine entsprechende Erho-
hung der KdU- Bundeserstattungen, die ebenfalls zun&chst an die Lander gezahlt wird und
dann von den Landern an ihre Kommunen weiterverteilt wird). Die Hohe des 6rtlichen B-
und T- Aufwandes fallt jedoch in den einzelnen Kommunen nicht nur in héchst unterschied-
licher Hohe an — sie entwickelt sich auch von Jahr zu Jahr in hdchst unterschiedlichem Um-
fang. Um zu einer echten Kostenerstattung in allen bayerischen Stadten und Landkreisen
zu kommen ist deshalb eine gesonderte landesrechtliche Verteilungsregelung unerlasslich.

5. Initiative beim Bayerischen Stadtetag

In dieser Situation ware es hilfreich Unterstutzung durch den Bayerischen Stadtetag zu erhalten
(das BayStMAS hat seine Bereitschaft angedeutet, entsprechende Anregungen der kommunalen
Spitzenverbande aufzugreifen).

Die Verwaltung schlagt deshalb vor, dass sich der SGA, bzw. die Stadt Erlangen, mit folgenden
Forderungen formell an den Bayerischen Stadtetag wendet:

e Der Bayerische Stadtetag moge sich beim BayStMAS dafir einsetzen, dass die landesin-
terne Regelung zur Weiterverteilung der B- und T- Bundeserstattungen an die Bayerischen
Stadte und Landkreise so gestaltet wird, dass vorrangig eine mdglichst vollstdndige Kos-
tenerstattung des jeweiligen ortlichen B- und T- Kostenaufwandes des Vorjahres erreicht
wird. Kommunen in Bayern, die eine Gberdurchschnittlich intensive Inanspruchnahme der
B- und T- Leistungen erreicht haben, dirfen fir diese erfolgreiche Arbeit nicht finanziell be-
straft werden.

¢ Im Gegenzug sollte sich der Bayerische Stadtetag auch dafir verwenden, dass der seit
2005 gezahlte sogenannte Hartz I1V- Belastungsausgleich (landesweit jahrlich ca. 90 Millio-
nen Euro), der die Einfilhrung des Hartz IV- Gesetzes fiur die Kommunen finanziell abfe-
dern sollte und der sich aus den Hartz IV bedingten Wohngeldeinsparungen des Landes
speist, nach 10 Jahren nunmehr abgeschafft werden sollte. Die Berechnung dieses Hartz
IV- Belastungsausgleichs ist sehr verwaltungsaufwandig und sehr wenig zielgenau, denn er
beginstigt gerade die Kommunen, die ohnehin eine relativ geringe Sozialhilfebelastung zu
tragen haben. Stattdessen sollten diese Landesmittel entweder pauschal dem kommunalen
Finanzausgleich zuséatzlich zugeschlagen werden — oder besser: zur Aufstockung der sozi-
alen Wohnungsbauférderung in Ballungsgebieten in Bayern verwendet werden.

Anlagen: 1. Gesamtbilanz der B- und T- Leistungen 2013 in Erlangen
2. Kostenvergleich Mittagessen 2011 bis 2013
3. Kostenvergleich allgemeine B- und T- Leistungen 2011 bis 2013
4. Finanzielle Bilanz der B- und T- Leistungen 2011 bis 2013

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Herr Otto Vierheilig 50/146/2014

EinfUhrung eines Erlangen Passes zur Forderung der Teilhabe von Menschen in
Armut
hier: zum SPD-Fraktionsantrag Nr. 178/2013 vom 21.10.2013

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Amt 50

. Antrag

Dem Vorschlag der Antragstellerin auf Einfihrung eines ,Erlangen Passes" im 1. Halbjahr 2014
wird nicht gefolgt. Der Fraktionsantrag Nr. 178/2013 vom 21.10.2013 ist damit abschlieBend bear-
beitet. Eine gesonderte Befassung der weiteren genannten Stadtratsausschiisse mit diesem An-
trag unterbleibt.

. Begrundung

Mit dem Fraktionsantrag Nr. 178/2013 setzt sich die Antragstellerin zur Forderung der gesellschaft-
lichen Teilhabe von Kindern und Erwachsenen in Armut fur die Einfilhrung eines Erlangen Passes
ein, der

1. noch im ersten Halbjahr 2014 in allen betroffenen Stadtratsausschissen vorgestellt werden
soll

personen- und zweckgebunden sein soll
dessen begunstigter Personenkreis von der Verwaltung sinnvoll definiert werden soll

Uber dessen ErmaRigungen von der Verwaltung ausreichend informiert werden soll

o M WD

dessen Inanspruchnahme von der Verwaltung durch geeignete Offentlichkeitsarbeit gefor-
dert werden soll und

6. fur den auch weitere Ermafiigungen fur Erlangen- Pass- Inhaber bei Vereinen und privaten
Anbietern aus den Bereichen Sport, Kultur und Gastronomie angeworben werden sollen.

Dabei unterstellt die Antragstellerin, dass zusatzliche Finanzmittel nicht erforderlich seien, weil
durch eingerdumte ErmafRigungen mdoglicherweise auch eine héhere Anzahl von Nutzungen erfol-
gen kann, durch die beim Anbieter der Leistung die zunachst entstehenden Mindereinnahmen
mdglicherweise wieder ausgeglichen werden kénnten.

Wie bereits in den vergangenen Jahren bei friiheren Antragen zur Einfihrung eines Erlangen Pas-
ses schlagt auch jetzt die Verwaltung aus folgenden Griinden vor, diesem Wunsch nicht naher zu
treten:

» Die Vorstellung, dass mit der Einfihrung eines Erlangen Passes kein zuséatzlicher Finanz-
bedarf verbunden sein soll, beruht auf reinem Wunschdenken. Es kann zwar nicht ausge-
schlossen werden, das PreisermaRigungen zu einer starken Nachfrage filhren. Wenn aber
ein Anbieter im Sport- oder Kultur- Bereich die Teilnehmergebiihren zum Beispiel halbiert
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und dann zum Beispiel die doppelte Anzahl von Kursteilnehmern begriiRen kann, so mus-
sen die doppelten Sachkosten, Raumkosten und das doppelte Betreuungspersonal bereit
gehalten werden. Kein Leistungsanbieter wird also eine Erhéhung der Nachfrage aufgrund
einer PreisermalRigung als kostenneutral ansehen kénnen und auf eine finanzielle Ent-
schadigung fur den gewahrten Preisnachlass verzichten kdnnen. Die Vorstellung, dass
Preisnachlasse auf der Anbieter- Seite keine zusatzlichen Finanzmittel der Stadt erfordern
wirden, erweist sich als Illusion.

Aber auch auf Verwaltungsseite ware ein erheblicher zusatzlicher Finanzaufwand erforder-
lich. Die Herstellung, Verteilung und Administrierung von Erlangen Passen (ob im Scheck-
Karten Format oder in anderen Formaten, ob mit oder ohne Passbild, bei jedenfalls be-
grenzten Giltigkeitsdauern und so weiter), sowie die Akquirierung neuer Ermafigungstat-
bestande bei 6ffentlichen oder privaten Leistungsanbietern, die Werbung fiir die Inan-
spruchnahme des Passes und die finanziellen Abrechnungen mit Leistungsanbietern samt
haushaltstechnischer Abwicklung der Erstattungszahlungen erfordern entsprechende
Sachkosten und mindestens 2-3 neue Planstellen in der Stadtverwaltung.

Dafur sind jedoch weder Ansétze im Haushalt und Stellenplan vorgesehen, noch ist dieses
Vorhaben im Arbeitsprogramm 2014 vorgesehen.

Darliber hinaus gibt es zur Férderung der gesellschaftlichen Teilhabe von Kindern aus be-
durftigen Familien bereits seit 2011 die umféanglichen Leistungsangebote des Bildungs- und
Teilhabepakets. Die Stadt Erlangen gehdrt zu den Kommunen, in denen deutschlandweit
die intensivste Inanspruchnahme dieser B- und T- Leistungen erreicht werden konnte. In
2013 konnte der Gesamtaufwand auf tiber 1 Million Euro zzgl. von ca. 198.000,- € fir die
Ubernahme des 1 Euro- Eigenanteils bei Mittagessen gesteigert werden (trotz der gesetzli-
chen Garantie einer 100 %-igen Erstattung durch den Bund sind bei der Stadt im vergan-
genen Jahr nur ca. 279.000,- € Bundesmittel gelandet, weil der Freistaat noch keine sach-
gerechte Regelung zur Weiterverteilung der Bundesgelder an die bayerischen Kommunen
getroffen hat). Dabei hat sich jedoch gezeigt, dass ausgerechnet die B- und T- Leistung
»S0ziale und kulturelle Teilhabe“ gem. 828 Abs. 7 SGB Il mit die geringste Summe bean-
sprucht hat, weil es von den Betroffenen mit am geringsten nachgefragt wurde (siehe hier-
zu auch die gesonderte Vorlage fir den heutigen SGA zur B- und T- Bilanz 2013).

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Antragstellerin mit Inrem Vorstol3 nicht beabsich-
tigt, die — zumindest im Prinzip — bundesfinanzierten B- und T- Leistungen zur Férderung
gesellschaftlicher Teilhabe durch rein kommunal finanzierte freiwillige Leistungen zu erset-
zen. Es kdnnte also insoweit lediglich um eine betragsmalfige Erganzung der bundesfinan-
zZierten B- und T- Leistungen durch zusatzliche kommunale Mittel gehen. Dazu muissten
aber zunachst solche zusatzlichen Mittel von der Kommune bereitgestellt werden — was
derzeit nicht der Fall ist. Dartiber hinaus ware eine solche Aufstockung bundesfinanzierter
Leistungen durch kommunale Mittel wesentlich einfacher und unkomplizierter durch die B-
und T- Stelle umzusetzen — anstatt durch die flachendeckende Ausgabe gesonderter Er-
langen Pésse.

Im Ubrigen vertritt die Verwaltung nach wie vor die Auffassung, dass es im Sinne einer
wirksamen Armutsbekampfung sinnvoller und wichtiger ist, die Fahigkeiten zur Uberwin-
dung von Armut zu starken und zu unterstitzen, um den Teufelskreis der ,Vererbung von
Armut” zu durchbrechen, anstatt die Situation der Armut lediglich zu erleichtern, durch Ver-
gunstigungen ertraglicher zu gestalten. Nur darauf zielt die Ausgabe von Erlangen Passen,
die als ,Armutsausweis"” dienen sollen, mit denen Erméafigungen leichter in Anspruch ge-
nommen werden kdnnen. Die Verwaltung halt es fir besser, die knappen kommunalen Mit-
tel auf Malinahmen zu konzentrieren, die auf Erleichterungen und auf Unterstiitzung zum
Erreichen von Schulabschliissen abzielen; denn gute Schulabschliisse sind der Schliissel
fiir einen erfolgreichen Einstieg in den Arbeitsmarkt — und damit in die spatere Uberwin-
dung von Armut aus eigener Kraft. Deshalb hat sich die Verwaltung auch so intensiv darum
bemiiht, eine moglichst intensive Inanspruchnahme der B- und T- Leistungen zu erreichen,
die Kindern aus bedurftigen Familien beim Erreichen schulischer Abschliisse Unterstiitzung
und Hilfe geben.
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~JArmutsausweise” dagegen erschopfen sich in der Vermittlung punktueller ErmaRigungen — bei
gleichzeitig unverhaltnismafig hohem Verwaltungsaufwand. Letztlich wird auch an der Armutslage
nichts verandert — er hilft lediglich offentlichkeitswirksam auf eine Vielzahl von Unterstiitzungen
verweisen zu kdnnen, die von den Betroffenen erstaunlich wenig in Anspruch genommen werden
(wie das Beispiel des NiUrnberg Passes oder anderer Versuche, sogenannte Rabattkarten zu ver-
breiten, zeigt).

Die Verwaltung schlagt deshalb vor, dem Anliegen des Fraktionsantrages nicht zu folgen.

Anlagen: 1. Fraktionsantrag Nr. 178/2013 vom 21.10.2013

l1l. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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C") O = ; D :l D Fraktionsantrag gemaf § 28 GeschO
LU Eingarg: - 22402003
ntragsnr.:
D p— D :l : Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
‘ ‘ L [ ‘ _ ‘ [ ‘ Zust. Referat:V/50
D : D :| D mit Referat:

}PD Fraktion
m Stadtrat Erlangen

Herrn
Oberbirgermeister
Dr. Siegfried Balleis
Rathaus

91052 Erlangen

Antrag zum Kultur- und Freizeitausschuss (KFA),
Jugendhilfeausschuss (JHA), Sozial- und Gesundheitsausschuss
(SGA), Sportausschuss, Kuratorium der Volkshochschule
Einfihrung eines , Erlangen-Passes” zur Forderung der Teilhabe von
Menschen in Armut

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

zur Forderung der gesellschaftlichen Teilhabe von Kindern und
Erwachsenen in Armut an setzt sich die SPD-Fraktion ein fur die
Einfuhrung eines Erlangen-Passes.

Eine ganze Reihe stadtischer Einrichtungen gewahrt bereits
ErméaRigungen. Bei der Einflhrung eines Erlangen Passes werden
mdglicherweise durch die Gewahrung von mehr ErmaRigungen bei den
Anbietern (Bader, VHS, Sing- und Musikschule, Jugendkunstschule,
Theater u.a.) die Einnahmen bezogen auf die einzelnen Personen geringer
ausfallen, eine Erhéhung der Gesamtpersonenzahl kann aber auch
Einnahmesteigerungen bewirken. Die Einfuhrung des ErlangenPasses
muss deswegen zunachst nicht mit zusétzlichen Finanzmitteln unterlegt
werden.

Wir stellen dazu folgenden Antrag:

1. Die Stadt fuhrt einen ,Erlangen Passes” ein. Dies soll so schnell wie
maglich erfolgen. Innerhalb des 1. Halbjahres 2014 soll in allen o0.g.
Ausschissen und Gremien eine Vorlage zur praktischen
Umsetzung vorgestellt werden.

2. Der Erlangen-Pass soll personen- und zweckgebunden sein.
Dadurch wird sichergestellt, dass er ausschlief3lich den tatsachlich
Bedurftigen zugute kommt.

3. Die Verwaltung zeigt auf, wie der Personenkreis sinnvoll definiert
werden kann (z.B. Mitglieder von Hartz-IV Bedarfsgemeinschaften,
»Aufstockerinnen®, Empfangerinnen von Grundsicherung und
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz).

4. Mit dem ErlangenPass werden die Inhaberinnen dariber informiert,
wo Uberall und welche ErméaRigungen gewahrt werden.

5. Die Nutzung des ErlangenPasses soll durch
Offentlichkeitsarbeit begleitet und gefordeptvagrign

geeignete

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
21.10.2013

Ansprechpartnerin
Dr. Florian Janik

Durchwabhl
0176 23533630
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6. Uber das Citymanagement und sonstige geeignete Netzwerke soll
dafir geworben werden, dass sich auch Vereine, private Anbieter
von Sport, Kultur und Gastronomie u.a. an ErmafRigungen fir
Inhaberinnen des ErlangenPasses beteiligen.

Mit freundlichen GriuRRen

Dr. Florian Janik
Fraktionsvorsitzender {a, (e

f.d.R. Gary Cunningham
Geschaftsfiuihrer der SPD-Fraktion
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/IVIRDB/1020 Referat IV, Amt 50 IVV/049/2014

Sachstandsbericht Erlanger Kulturtafel; Antrag-Nr. 011/2014 vom 21.01.2014 von
StRin Grille und StR Jarosch

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten

Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Beschluss

Kultur- und Freizeitausschuss 12.03.2014 O Kenntnisnahme

Beteiligte Dienststellen
Ref. V

. Antrag

Der Bericht hat zur Kenntnis gedient. Das Projekt ist weiter zu verfolgen und maéglichst bald zu
realisieren.
Der Antrag-Nr. 011/2014 vom 21.01.2014 ist damit abschlie3end behandelt.

. Begrindung

Sachstandsbericht:

Mit Beschluss vom 3. Juli 2013 hat der Kulturausschuss die Verwaltung aufgefordert, das vorge-
stellte Projekt einer ,Kulturtafel* weiter zu verfolgen und mdglichst zeitnah zu realisieren.

Die Referate IV und V haben deshalb mit der Diakonie als Betreiber der ,Tafel* Kontakt aufge-
nommen und Rahmenbedingungen fur eine Umsetzung des Konzepts durch die ,Tafel” erortert.
Diese wurden ebenfalls im Kulturausschuss vorgestellt. Der daflr erforderliche Zuschuss der Stadt
in Hohe von 7.000 € wurde bei den Haushaltsberatungen fir 2014 bei Amt 50 bereit gestellt.

Einzelgesprache mit Kulturveranstaltern mit dem Ziel, sich an dem Projekt zu beteiligen, sind auf
positive Reaktionen getroffen. Prinzipielle Bereitschaft besteht insbesondere
- beim Theater, Restkarten zur Verfligung zu stellen, evt. auch bei Abonnenten daflr zu
werben, nicht genutzte Karten fir die Tafel ,frei zu geben*

- bei der Volkshochschule, freie Platze in Einzelveranstaltungen (Vortragen) zur Verfigung
zu stellen.

- beim Stadtmuseum Gutscheine fir freien Eintritt auch bei Sonderausstellungen (Der Be-
such der Dauerausstellung ohne Sonderausstellungen ist ohnehin frei.)

- beim gVe fiir ungenutzte Platze bei Konzerten Gutscheine anzubieten.

Diese Liste ist durch weitere Gesprache zu erganzen. So sollte noch mit den Kirchen / Kanto-
reien und den Sportvereinen (fiir Zuschauerplatze bei Spielen) gesprochen werden.

Bei der Stadtbibliothek sind Gutscheine fur einzelne Leseausweise problematisch. Allenfalls
konnten freie ,W-LAN-Tickets" angeboten und dabei auf das Vorlegen eines Leseausweises
verzichtet werden. Allerdings kosten schon jetzt erméaRigte Leseausweise nur 8 € pro Jahr. Be-
sondere Angebote fur Kinder sind nicht sinnvoll, da diese ohnehin kostenlose Ausleihmdglich-
keiten haben.
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Generell wird der Ausgabe von Gutscheinen Vorrang vor einer direkten Kartenausgabe einge-
raumt, da sonst ein allzu groRer Schwund mitgenommener und doch nicht genutzter Karten be-
furchtet wird.

Zudem hat das Rechtsamt Bedenken gegen die Abgabe von Freikarten erhoben, wenn dadurch
Einnahmeverluste fur die Stadt entstehen. Es wird deshalb Wert darauf zu legen sein, dass es sich
ausschlief3lich um ,Restkarten* handelt, die ohne Einnahmeverlust abgegeben werden kdnnen
oder um Rucklaufkarten (z.B. beim Theater-Abonnement), fir die vom Abonnenten bereits gezahlt
wurde. Zudem weist das Rechtsamt darauf hin, dass dies nur dort méglich ist, wo Entgeltordnun-
gen bestehen, nicht aber, wenn Geblhrenordnungen beschlossen wurden.

Angesichts der dennoch verbleibenden rechtlichen Unsicherheiten ist es angebracht, die Verwal-
tung durch einen Grundsatzbeschluss zu erméchtigen, solche Restkarten kostenlos in geringer
Zahl an Bedurftige abzugeben. Ein entsprechender Beschluss sollte gefasst werden, wenn die
(vorlaufig) abschlieRende Liste der Partner feststeht.

Bei der Erlanger Tafel hat das Leitungspersonal erst vor wenigen Wochen gewechselt. Dartber
hinaus steht fir die Erlanger Tafel ein Standortwechsel bevor (derzeit laufen noch die Umbauarbei-
ten am neuen Standort der Erlanger Tafel in der Schillerstrafl3e). Es wird deshalb um Verstandnis
gebeten, dass abschlielRende Absprachen lber die Einrichtung einer Kulturtafel und tber die ndhe-
ren Details erst dann in Angriff genommen werden kénnen, wenn der Umzug an den neuen Stand-
ort abgeschlossen ist.

Anlagen:
Fraktionsantrag Nr. 011/2014 StRin Grille/StR Jarosch

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 10

Barbara Grille M.A./Joachim Jarosch
Stadtrate
Vogelherd 2, 91058 Erlangen
Tel.: 09131/602426
Fax: 09131/602484
E-Mail: stadtraetin_grille@gmx.de; joachim.jarosch@web.de

Erlangen, den 21. Januar 2014

Fraktionsantrag geméaR § 28 GeschO
Sachstandsbericht Erlanger Kulturtafel Eingang: 21.01.2014
Antragsnr.: 011/2014
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: \Y
Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister! mit Referat: v

Im Frihjahr 2013 beantragten wir die Einfuhrung einer Erlanger Kulturtafel.

Wir bitten um einen Bericht Gber den aktuellen Sachstand hinsichtlich der Einfiihrung einer solchen
Einrichtung in unserer Stadt im nachsten Sozial- und Gesundheitsausschuss.

Mit freundlichen GrifRen!
lhre Ihr

(Sl e U

Barbara Grille Joachim Jarosch
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O 11

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Herr Otto Vierheilig 50/144/2014

Wirdigung der Arbeit pflegender Angehdériger
hier: zum Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen
vom 12.12.2013

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Das zustandige Biurgermeister- und Presseamt wird wunschgemal auch in Zukunft die bisherige
Praxis beibehalten, wonach in regelmafRigen Abstanden Ehrungsveranstaltungen zur Wirdigung
der Arbeit pflegender Angehoériger durchgefihrt werden, ohne dass es hierfiir eines eigenen Frak-
tionsantrages bedarf. Der Protokollvermerk aus der Sitzung des Stadtrates vom 12.12.2013 ist
damit abschlielend bearbeitet.

. Begrundung

Mit Fraktionsantrag Nr. 80/2013 vom 13.05.2013 hatte die CSU-Stadtratsfraktion beantragt, dass
auch in diesem Jahr wieder von der Stadt durch eine Ehrungsveranstaltung die Arbeit und das
aufopferungsvolle Engagement pflegender Angehériger gewirdigt wird. In der Stadtratssitzung
vom 12.12.2013 wurde berichtet, dass die diesjahrige Ehrungsveranstaltung fir pflegende Ange-
hdrige am 30.11.2013 stattgefunden hatte — der CSU-Antrag Nr. 80/2013 wurde fir abschliel3end
bearbeitet erklart.

Laut Protokollvermerk aus der Stadtratssitzung vom 12.12.2013 wurde von Frau Stadtratin Grille
angeregt, die Wiirdigung der Arbeit pflegender Angehoriger regelmafig alle zwei Jahre durchzu-
fuhren, ohne dass dies jeweils erneut beantragt werden musse. Frau Birgermeisterin Dr. Preuf3
sagte eine Behandlung dieses Anliegens im SGA zu.

Tatsache ist, dass eine solche Ehrungsveranstaltung zur Wirdigung der Arbeit pflegender Ange-
horiger seit langerer Zeit immer wieder — im Regelfall alle ein oder zwei Jahre — vom zustandigen
Burgermeister- und Presseamt durchgefihrt wird, und zwar unabhangig davon ob ein entspre-
chender Fraktionsantrag vorliegt oder nicht. Die Anregung von Frau Stadtrétin Grille ist demnach
bereits umgesetzt. Der entsprechende Protokollvermerk aus der Stadtratssitzung vom 12.12.2013
gilt damit als bearbeitet.

Anlagen: 1. Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen
2. Sitzungsvorlage Nr. 13/093/2013 aus der Stadtratssitzung vom 12.12.2013
3. CSU-Fraktionsantrag Nr. 80/2013 vom 13.05.2013
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[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O 1 1 Protokollvermerk

OBM/13-2/FLB-T. 2306 Erlangen, 12.12.2013
13/093/2013

Wiirdigung der Arbeit pflegender Angehoriger
hier: Fraktionsantrag der CSU-Stadtratsfraktion Nr. 080/2013
vom 15.5.2013

I Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen
Tagesordnungspunkt 11 - 6ffentlich -

Protokollvermerk:

Frau StRin Grille regt an, die Wirdigung der Arbeit pflegender Angehdriger regelmagig alle zwei
Jahre durchzufiihren, ohne dass dies jeweils erneut beantragt werden muss. Frau BMin Dr. Preuf
sagt eine Behandlung des Anliegens im Sozial- und Gesundheitsausschuss zu.

Il.  Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift.
lll.  Kopie an die Amter 13 und 50 zum Weiteren.
IV. Referat V zum Weiteren.

Vorsitzende/r:

Oberburgermeister
Dr. Balleis

Schriftfihrer/in:

Friedel
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13/LH003 13/093/2013

Wirdigung der Arbeit pflegender Angehdériger
hier: Fraktionsantrag der CSU-Stadtratsfraktion Nr. 080/2013 vom 15.5.2013

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Stadtrat 12.12.2013 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Referat V
Antrag

1. Die Stadt Erlangen wirdigt die Arbeit pflegender Angehériger durch einen Empfang.
Der Empfang fand am Samstag, den 30. November 2013 (15:00 Uhr bis ca. 17:30 Uhr)

statt.
2. Der Fraktionsantrag Nr. 080/2013 der CSU-Stadtratsfraktion ist damit abschlie3end
bearbeitet.
Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Mit dem Empfang am 30. November 2013 wiirdigte die Stadt Erlangen das Engagement und
die Verdienste der pflegenden Angehorigen.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der Empfang fand am Samstag, den 30. November 2013 ab 15:00 Uhr im kleinen Saal der
Heinrich-Lades-Halle statt.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die erforderlichen Daten (Anschriften der pflegenden Angehdérigen) hat das Sozialreferat / So-
zialamt zur Verfigung gestellt. Die Einladungen wurden an die Adressaten tber die Wohl-
fahrtsverb&nde und Erlanger Pfarreien verteilt.

Die Veranstaltungsorganisation lag beim Blrgermeister- und Presseamt.

Fur die Durchfihrung des Empfangs wurde eine Spende vermittelt.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 3.500 € bei Sachkonto: 527151

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:

Folgekosten € bei Sachkonto:

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:
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Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
= sind vorhanden auf-hPR-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk 130090/11110013/527151.
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: Fraktionsantrag
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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CSU-Stadtratsfraktion Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Herrn Oberbirgermeister
Dr. Siegfried Balleis

CSU-Stadtratsfraktion Erlangen
Rathaus, Rathausplatz 1, Zimmer 1.04
91052 Erlangen

Tel. (09131) 86-24 05

Fax (09131) 86-21 78
facebook.com/CSU.Fraktion.Erlangen
eMail: csu@erlangen.de

Rathaus
91052 Erlangen Fraktionsantrag gemaR § 28 GeschO
Eingang: 15.05.2013
Antragsnr.: 080/2013
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat:V 13. Mai 2013/AB
mit Referat:
Antrag

hier: Wurdigung der Arbeit pflegender Angehdriger

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister,

viele Birgerinnen und Biirger pflegen jahrein, jahraus, oft unter Hintanstellung ihrer eigenen

Lebensplanung, behinderte oder kranke Angehdorige.

Zuletzt hat die Stadt Erlangen dies am 1. Marz 2011 mit der Einladung zu einem Empfang in Schloss

Atzelsberg gewdirdigt.

Daher beantragt die CSU-Stadtratsfraktion, die Stadt Erlangen mdge auch in diesem Jahr (2013) die
Arbeit und das aufopferungsvolle Engagement pflegender Angehdriger mit einem Empfang in

Schloss Atzelsberg wirdigen.

Mit freundlichen GriiRen

NSV

gez.
Dr. Peter Ruthe Johann Brandt

Fraktionsvorsitzender

Biro: Zimmer 1.04, Rathaus, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen Stadt- und Kreissparkasse Erlangen Konto-Nr. 19314 BLZ 763 500 00

Die Stadtratinnen und Stadtrate der CSU-Stadtratsfraktion Erlangen:
Burgermeisterin Birgitt ABmus, Oberbirgermeister Dr. Siegfried Balleis, Gisela Baumgértel, Wolfgang Beck, Sonja Brandenstein,
Johann Brandt, Rosemarie Egelseer-Thurek, Manfred Hopfengértner, Bezirksrat Dr. med. Max Hubmann,
Robert Huttner, Klaus Kénnecke, Gabriele Kopper, Ci%ﬂmm Neidhardt, Dr. med. Stefan Rohmer,

Fraktionsvorsitzender Dr. jur. Peter Ruthe, Mehmet Sapm

sser, Pia Tempel-Meinetsberger, Jorg Volleth



O 12

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Herr Otto Vierheilig 50/142/2014

Sozialcharta in Bayern
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 04.02.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 04.02.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die ,Sozialcharta fur Bayern wird dem Sozialbeirat und dem Sozial- und Gesundheitsausschuss
zur weiteren Verwendung zur Kenntnis gegeben.

. Begrundung

Anfang 2013 wurde die ,Sozialcharta fur Bayern“ von der freien Wohlfahrtspflege Bayern veroffent-
licht. Darin sind grundlegende Anforderungen formuliert, die nach Auffassung der bayerischen
Wohlfahrtverbande von zentraler Bedeutung fiir eine moderne und soziale Gesellschaft sind.

Die ,Sozialcharta fur Bayern“ wurde am 17.10.2013 in der regelm&Rigen Gespréachsrunde der Er-
langer Wohlfahrtsverbé&nde mit Herrn Oberbiirgermeister Dr. Balleis erortert. Auf Wunsch dieser
Gesprachsrunde soll die ,Sozialcharta flr Bayern“ auch den Fraktionen zur Kenntnis gegeben
werden und im SGA eingebracht werden, damit auch der Politik in Erlangen die Gelegenheit gege-
ben wird, die sozialen Konsequenzen aus dieser ,Sozialcharta“ abzuklaren.

Anlagen: 1. Sozialcharta fur Bayern

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Freie Wohlfahrtspflege

Landesarbeitsgemeinschaft Bayern

Exzellente soziale Gute

MaBstab einer lebenswerten Gesellschaft
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Tel. 089 54497-0
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info@freie-wohlfahrtspflege-bayern.de

Sozialcharta fiir Bayern
www.freie-wohlfahrtspflege-bayern.de vorgelegt von der Freien Wohlfahrtspflege Bayern



Grundlegung

Wir sind Uberzeugt: Eine hohe soziale Qualitat ist ein ent-
scheidendes Merkmal fUr die GUte einer modernen Ge-
sellschaft Gberhaupt. Schon heute ist ein befriedigendes
soziales Niveau Voraussetzung flr den inneren Frieden in
einem Land, fur einen gesicherten Lebensstandard und
fur eine gesunde Wirtschaft. Erst recht gilt dies fur ein
Land, das wie Bayern den Menschen eine Uberdurch-
schnittliche Lebensqualitat ermdglichen will. Eine Gesell-
schaft ist nur dann in herausragender Weise lebenswert,
wenn sie von exzellenter sozialer GUte ist.

In dieser Uberzeugung kommt die Wertetradition unseres
Landes zum Ausdruck: Die starken judisch-christlichen
Wurzeln mit der Herausbildung eines die Menschenwdir-
de begriindenden Person-Begriffs, die aufgeklart-huma-
nistischen Ideale unserer Gesellschaft und die groBen so-
zialen Bewegungen seit dem 19. Jahrhundert treffen sich
im gemeinsamen Wissen, dass im sozialen Miteinander
der entscheidende Grundwert zu finden ist. Dies spiegelt
sich in den zentralen Begriffen wie ,Nachstenliebe®, ,So-
lidaritat® oder ,Menschenrechte“. Vor dem Hintergrund
dieser Wertetradition sind wir uns einig: Die soziale Glte
einer Gesellschaft ist ihr zentrales Qualitdtsmerkmal.

Investitionen in den sozialen Bereich kdnnen deshalb kei-
neswegs nur als ReparaturmaBnahmen fur gesellschaftli-
che Fehlentwicklungen oder als unvermeidbare Almosen
fUr Hilfsbedurftige angesehen werden. Die soziale Be-
schaffenheit einer Gesellschaft wirkt sich vielmehr auf alle
ihre Mitglieder aus. Fir die zukunftsgerichtete Entwick-
lung eines Landes haben deshalb ambitionierte soziale
Ziele eine SchlUsselfunktion.

Den Lebenswert der Gesellschaft von morgen werden
die Menschen nicht in erster Linie am technischen Inno-
vationsgrad oder an der FUlle materieller Guter messen.
Entscheidend werden vielmehr — neben dem &uBeren
Frieden, der bewahrten Natur und einem gesunden Le-
bensumfeld — die sozialen Qualitdétsmerkmale sein: Wie
zum Beispiel die Mdglichkeiten fur diskriminierungsfreie
Teilhabe an Bildung, Sicherheit, Gesundheit und Wohl-
stand, die materielle Absicherung im Alter, die Unterstit-
zungsangebote in krisenhaften Lebensphasen oder die
Erfahrung menschlicher Néhe.
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Folgerungen

hat ehrgeizige Ziele

Das Ziel besteht darin, exzellente soziale Qualitat zu ver-
wirklichen. Deshalb steht die Weiterentwicklung der so-
zialen Gite auf der Prioritatenliste ganz oben. Sie ist kein
nachrangiges Ziel, das nur dann zu bedienen wére, wenn
die anderen Aufgaben Spielrdume lassen. Die Mittel, die
fUr das Soziale eingesetzt werden, sind primar als Inves-
tition, nicht als Konsumtion zu verstehen.

ermoglicht jedem
Menschen, sich zu beteiligen

Die Wirde des Menschen besteht auch darin, dass jeder
Mensch etwas zu sagen, zu geben und in die Gesellschaft
einzubringen hat. Eine sozial gepragte Gesellschaft er-
offnet allen Menschen Mitgestaltungsmaéglichkeiten und
l&sst niemanden ausgegrenzt abseits stehen. Sie hat das
Ziel, die Schéatze an Begabung und Erfahrung zu heben,
die in jedem Menschen stecken. Personen mit gesell-
schaftlichen oder persdnlichen Handicaps werden so
unterstutzt, dass sie selbst zu Akteuren werden.

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Die Fragen der sozialen Qualitatsentwicklung der Ge-
sellschaft gehdren in das Zentrum der politischen De-
batten.

- FUr den sozialen Bereich liegt das Ziel nicht im Bewah-
ren des bisher Erreichten. Vielmehr sind ambitionierte
Entwicklungsschritte zu benennen, die anhand von ge-
eigneten Kennzahlen Uberprifbar sind.

- Investitions- und Zukunftsprogramme mussen als ein
wesentliches Element einen Baustein ,Investitionen in
die soziale Qualitat” enthalten.

- Bei jeder politischen Entscheidung oder Gesetzesan-
derung sind die Folgen flr die soziale Gute der Ge-
sellschaft mit zu bedenken (Sozialfolgenabschétzung).

/

N
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Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Alle Institutionen sind so auszugestalten, dass Men-
schen mit Behinderung selbstverstandlichen Zugang
zu ihnen haben. Dies gilt besonders fur Kindertages-
statten und Bildungseinrichtungen, aber auch fur den
Zugang zum Arbeitsmarkt.

- Kinder aus bildungsfernen Familien mussen frihzeitig
und konsequent so gefordert werden, dass sie eine
realistische Chance auf einen guten Schulabschluss
haben.

- Langzeitarbeitslosen Menschen muss ein vergltetes
Beschaftigungsangebot gemacht werden, bei dem sie
erleben, dass sie mit ihren Fahigkeiten gebraucht wer-
den.

- Die jahrelange, inhumane Abschottung von Asylsu-
chenden in Gemeinschaftsunterkinften in Verbindung
mit hohen Hurden fur die Arbeitsaufnahme ist zu Uber-
winden.




fordert Eigeninitiative

Jeder Mensch verflugt Uber eine Fulle von Fahigkeiten,
Ideen und Energien. Ein sozial fortschrittliches Land er-
offnet deshalb vielfaltige Méglichkeiten, die eigenen Ga-
ben zu aktivieren und baut auf die Losungskompetenz
der Menschen. Die Initiativkraft von Gruppen, Vereinen
und Verbanden wird aufgenommen und gef6rdert. Alle
Maoglichkeiten von Subsidiaritat werden genitzt und ge-
Stérkt.

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Freiwilligkeitsdienste wie FSJ und BFD sind auf eine
klare, gemeinsame Basis zu stellen und auszubauen.

- Sozial tatige Akteure wie Vereine, Stiftungen oder Ge-
sellschaften brauchen verldssliche Rahmenbedingun-
gen und eine auskdmmliche Finanzierung.

- Selbsthilfegruppen und Verbande sind friihzeitig in po-
litische Klarungen einzubeziehen.

- Die bei den Wohlfahrtsverbanden ausgepragte Kultur
des freiwilligen Einsatzes im sozialen Bereich muss ge-
fordert und die Infrastruktur fUr blrgerschaftliches En-
gagement ausgebaut werden.

ist ein gastfreundliches und
offenes Land

Gastfreundlichkeit ist in vielen Kulturen eine elementare
Urform der sozialen Zuwendung. Solche Gastfreundlich-
keit bezieht sich auf alle Menschen, nicht nur auf solche,
die — z. B. als Tourist — wirtschaftlich nutzlich sind. Gast-
freundschaft selektiert nicht zwischen Willkommenen
und Unwillkommenen. Sie gilt gerade denen, die nichts
mitbringen, und auch denen, die auf Dauer Zuflucht und
Heimat suchen. Sie ist gepaart mit Offenheit fur Lebens-
stile, Kulturen und Religionen, die Zugewanderte in unse-
re Gesellschaft einbringen.

)

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Mitarbeitende in Behdrden mussen systematisch ge-
schult werden, mit Migrantinnen und Migranten zuvor-
kommend und kulturbewusst umzugehen.

- Bildungsprogramme sind zu entwickeln, um den Anteil
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund an weiter-
bildenden Schulen zu steigern.

- Flichtlinge brauchen wurdige Formen der UnterstUt-
zung anstelle von Schikanen, die der Abschottung die-
nen sollen.

- Auslandischen Arbeitskraften und ihren Familien ist der

K Zugang zu erleichtern, gerade auch zu sozialen Berufen.
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baut auf die
soziale Einstellung der Menschen

Eine Gesellschaft von hoher sozialer Qualitéat ist nicht
allein durch sozialpolitische MaBnahmen erreichbar. Es
sind die solidarische Einstellung, das soziale Wertebe-
wusstsein und die konkret ausgelbte Verantwortung der
einzelnen Menschen, die das Ruckgrat eines sozial ge-
pragten Landes bilden.

sorgt fiir
Generationengerechtigkeit

In einem Land mit ausgepragter sozialer Gute hat die
Mehrzahl der Menschen das begrindete Empfinden, in
einer gerechten Gesellschaft zu leben. Eine besondere
Herausforderung ist dabei schon jetzt, und verstérkt in
Zukunft, durch die starke zahlenmaBige Verschiebung
zwischen alten und jungen Menschen, zwischen Men-
schen im Rentenaltern und Berufstatigen gegeben. Dies
erfordert neue Modelle des Lasten- und Ressourcenaus-
gleichs zwischen den Generationen.

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- In der Werteerziehung in Kindertagesstatten, Schulen,
Universitaten und der beruflichen Bildung soll die Ver-
mittlung einer Grundhaltung der Solidaritat und Néchs-
tenliebe ein zentrales Element werden.

- Einer Ideologie des Marktegoismus mussen alle gesell-
schaftlichen Akteure entgegentreten und stattdessen
das Bewusstsein dafir wecken, dass die Burgerinnen
und Burger wechselseitig nach ihrem Leistungsvermo-
gen Verantwortung flreinander tragen.

- Soziale Innovationen und Forschungen sind in ihrer ge-
sellschaftlichen Anerkennung hoéher zu positionieren,
z. B. durch Verleihung von sozialen ,Nobelpreisen®.

- Die Férderung nachbarschaftlicher Initiativen und quar-
tiersbezogener Arbeit darf sich nicht auf Projekte be-
schranken, sondern muss auf eine verlassliche finanzi-
elle Basis gestellt werden.

/

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Junge Familien brauchen bessere Rahmenbedin-
gungen, um sich verstéarkt fur Kinder entscheiden zu
kénnen. Dazu gehdren ein weiterer Ausbau der Kin-
derbetreuungsangebote und systematische MaBnah-
men gegen die wachsende Zahl prekérer Berufsbe-
dingungen gerade beim Einstieg ins Arbeitsleben, die
z. B. durch das Uberhandnehmen befristeter Projekte
erzeugt wird.

- Die Rentenaltersgrenze muss flexibilisiert werden: Mehr
Moglichkeiten, bei guter Gesundheit langer berufstatig
zu bleiben einerseits, finanziell faire Regelungen fur ei-
nen vorzeitigen Renteneintritt bei angeschlagener Ver-
fassung andererseits.

- Die Finanzierung der ambulanten wie stationaren Alten-
pflege muss deutlich verbessert und auf eine breitere,
verlasslichere und solidarischere Basis gestellt werden.

- Bei den Finanzierungen der Sozialsysteme ist eine Ver-
schiebung nétig: Weniger Belastung der Bruttoarbeits-
kosten und dafir mehr vermdgens- und steuerbasierte
Elemente.
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findet sich nicht
mit Armut ab

Eine hohe soziale Gute ist nicht erreicht, solange eine
groB3e Zahl von Menschen in unterschiedlichen Lebens-
lagen durch Armut um Chancen gebracht, ausgegrenzt
und ins gesellschaftliche Abseits gestellt wird. Armut
kann dabei nicht nur als finanzielle Armut, sondern auch
als Bildungsarmut, Teilhabearmut oder Mangel an sozi-
alen Kontakten auftreten. Eine sozial ehrgeizige Gesell-
schaft kann sich mit Armut in ihrer Mitte nicht abfinden.

wertet soziale Berufe auf

Hervorragende soziale Qualitat erfordert bestens aus-
gebildete Fachkréafte. In allen Bereichen werden die
fachlichen Anforderungen an sozial Berufstatige in den
nachsten Jahren steigen. Auch quantitativ wird der Be-
darf stark zunehmen. Soziale Arbeit ist deshalb gesell-
schaftlich neu zu bewerten — und zwar deutlich hdher
als bisher.

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- FUr alle Branchen ist ein flachendeckender Mindest-
lohn zu etablieren.

- Der starken Verknappung des Angebots an bezahl-
baren Wohnungen ist durch ein neues Programm des
sozialen Wohnungsbaus zu begegnen.

- Menschen unterhalb der Armutsgrenze brauchen ei-
nen kostenfreien Zugang zu gesundheitlichen Leistun-
gen.

- Eine umfassende Strategie zur Bek&dmpfung der Al-
tersarmut ist zu entwickeln, bei der eine gesetzliche
Mindestrente ein Baustein ist.

/

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Den Fachkréaften im sozialen Bereich mUssen verstérkt
Maéglichkeiten zur Weiterqualifizierung und zum beruf-
lichen Aufstieg erdffnet werden. Auch solche sozialen
Berufe, die auf einem mittleren Bildungsabschluss ba-
sieren, benotigen eine akademische Aufbaustufe, da
der Anteil an Aufgaben mit hohem Qualitatsanspruch
in diesen Berufen stark wachst.

- Kostentrager, Leistungserbringer, Verbande und Tarif-
partner miissen gemeinsam eine Strategie entwickeln,
um das Lohnniveau bei den erziehenden und pflegen-
den Berufen mittelfristig zu erhdhen.

- Im Verbund mit der Bundesagentur fur Arbeit sind Pro-
gramme zu entwickeln, die in wesentlich verstarktem
MaB Quereinsteigerinnen eine bezahlbare Ausbildung
zu einer Fachkraft im sozialen Bereich ermdglicht und
daflr Anreize bietet.

- Die ausreichende Finanzierung sozialer Aufgaben als
Voraussetzung angemessener Entlohnung muss von
Staat und Gesellschaft als hochrangiges Ziel erkannt

K werden.
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sorgt heute vor fiir morgen

Soziale Qualitét ist immer langfristig angelegt. Sie zielt
nicht auf kurzfristigen Erfolg, sondern auf dauerhafte
Wirkung. In einer nachhaltig sozialen Gesellschaft wer-
den Erfolge der Gegenwart nicht auf Kosten der Zukunft
erzielt, und Lasten werden nicht auf kommende Jahre
weitergewadlzt. Rechtzeitige Investitionen in Bildung, Ge-
sundheit, Integration und Vorsorge verhindern Belastun-
gen fur den Sozialstaat von morgen. Statt an der Zukunft
zu sparen, werden heute die Starken der Gesellschaft in
die Verantwortung genommen.

Konkret und exemplarisch bedeutet das schon heute:

- Die Einnahmenseite der &ffentlichen Hand muss so
gestarkt werden, dass diese nachhaltig und voraus-
schauend die soziale Gute der Gesellschaft sichern
und férdern kann.

- Bezieher hoher Einkommen und Vermodgende sind
gemaB dem Gebot der Verfassung starker bei der
Erflllung gesellschaftlicher Aufgaben einzubeziehen.
Gleiches gilt fur die Heranziehung der Umséatze bei Fi-
nanzprodukten.

- Die 6ffentlichen Haushalte sind zu konsolidieren, damit
auch in Zukunft die sozialen Handlungsmaoglichkeiten
erhalten bleiben. Einschnitte im sozialen Bereich sind
zur Konsolidierung in der Regel ungeeignet, da sie
langfristig nur zusétzliche Belastungen fUr die sozialen
Systeme erzeugen.

- Der derzeitige Trend zu Arbeitsverhaltnissen, aus de-
nen erworbene Rentenansprlche unter der Grundsi-
cherung liegen, muss umgekehrt werden.

- Die Anrechnung von Kindererziehungs- und Pflegezei-

ten auf die Rentenansprlche ist zu verbessern. /

ist vielfaltig,
solidarisch und gerecht

Vielfalt und Buntheit ist ein Kennzeichen von hoher Le-
bensqualitét. Sie ist zugleich ein Merkmal von sozialer
Gute, wenn diese Vielfalt so solidarisch gelebt wird, dass
auch Menschen mit Einschrankungen aller Art umfas-
sende Chancen der Teilhabe bekommen. Auch bei der
Verteilung von Einkommen und Wohlstand durfen die
Unterschiede nicht so eklatant sein, dass es das sozia-
le Gleichgewicht gefahrdet und der gleichen Wrde aller
Menschen Hohn spricht. Ein Land dagegen, in dem die
Menschen Gerechtigkeit splrbar im eigenen Leben er-
fahren, besitzt eine Kraft, die auf alle Bereiche ausstrahit.
,0as Werk der Gerechtigkeit wird der Friede sein.” (Nach
Jesagja 32,17). Ein Land Bayern, das seine liebens-
werte Vielfalt solidarisch und gerecht lebt, wird be-
sonders durch seine soziale Qualitat attraktiv sein.
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Verpflichtung und Aufruf

Wir wissen uns den grundlegenden Zielen dieser
Charta verpflichtet.

Wir fordern alle Akteure in Staat und Gesellschaft
auf, dieser Charta beizutreten und an ihrer Umset-
zung mitzuwirken.

Unterstiitzen Sie die Sozialcharta fiir Bayern durch
lhre Unterschrift online auf

Erstunterzeichner (im Januar 2013):

7

Dr. Thomas Beyer
Landesvorsitzender
Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bayern e.V.

ém‘(éa Vo Wﬁmwof ;v?i

Christa Prinzessin von Thurn und Taxis
Prasidentin
Bayerisches Rotes Kreuz

P e

Prélat Bernhard Piend|
Landes-Caritasdirektor
Deutscher Caritasverband Landesverband Bayern e.V.

/BQ/Z

Michael Bammessel
Prasident
Diakonisches Werk Bayern e.V.

fei CU

Margit Berndl

Vorstand Verbands- und Sozialpolitik
PARITATISCHER Wohlfahrtsverband
Landesverband Bayern e.V.

Dr. Josef Schuster

Prasident

Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden
in Bayern

%”/&vh /%(WM

Barbara Stamm
Landesvorsitzende
Lebenshilfe flir Menschen mit geistiger Behinderung

132 ﬁfg%sverband Bayern e.V.

115



Inhaltsverzeichnis

Sitzungsdokumente

Einladung -6ffentlich- 1
Vorlagendokumente
TOP O 2.2 Auszeichnung fiir das Projekt "Wohnen fur Hilfe"
Mitteilung zur Kenntnis 503/008/2014 3
TOP O 2.3 Vergabe von Belegrechtswohnungen im Jahr 2013
Mitteilung zur Kenntnis 503/009/2014 4

Anlage 1 Grafiken zu Antragsteller und Freigemeldeter Wohnungen 503/0 5
TOP O 2.4 Weitergeltung des OPNV Sozialrabatts im Jahr 2014

Mitteilung zur Kenntnis 50/143/2014 6

Anlage 1 Eilverfigung des OberblUrgermeisters vom 11.12.2013 50/143/20 7
TOP O 3 Umsetzung Strategie Entwicklung von neuem Wohnungsbau in Erlangen hier

Beschluss Stand: 03.12.2013 611/216/2013 8
Anlage 1: SPD-Fraktionsantrag 101/2013 611/216/2013 14
Anlage 2: SPD-Fraktionsantrag 198/2013 611/216/2013 16
TOP O 4 Antrag zum Haushalt 2014 - Arbeitsprogramme, Fraktionsantrag Griine List
Beschluss Stand: 04.12.2013 VI1/036/2013 18
Anlage 1: Fraktionsantrag Nr. 205/2013 Griine Liste VI/036/2013 21
TOP O 5 Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zum SGB Il Vollzug in Er
Beschlussvorlage 50/141/2014 22
Anlage 1 Eckwerte 50/141/2014 29
Anlage 2 Mittelverbrauch 50/141/2014 32
Anlage 3 Positionspapier Langzeitleistungsbezug 50/141/2014 33
Anlage 4 Sachstandsbericht Dezember 2013 der GGFA 50/141/2014 44
Anlage 4.1 Stellungnahme zum Zielerreichungsgrad 50/141/2014 54
Anlage 4.2 Tabellen zur Kennzahlenqualitadt 50/141/2014 56
TOP O 6 Praxis bei Eingliederungsvereinbarungen mit SGB || Empfangern
Beschlussvorlage 50/148/2014 59
Anlage 1 Abgestimmtes Protokoll des Sozialforums 50/148/2014 61
Anlage 2 Fraktionsantrag Erlanger Linke Nr. 007-2013 vom 23.01.2013 5 63
Anlage 3 Schreiben Erlanger Sozialforum vom 02.01.2013 50/148/2014 64
TOP O 7 Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center und MaRnahmetrager
Beschlussvorlage 11/269/2013/1 67
Anlage 1_Fragen zur weiteren Entwicklung der GGFA aus dem SGA_ HFPA voitb
Anlage 2_Schreiben des StMAS vom 11.11.2013 11/269/2013/1 76
Anlage 2_Stellungnahme Rechtsamt vom 17.12.2013 11/269/2013/1 79
Anlage 3_OBM Schreiben vom 26.6.2013 11/269/2013/1 80
Anlage 4_Antwortschreiben des StMAS vom 16.7.2013 11/269/2013/1 82
Anlage 5 _Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten 11/269/2013/1 87

Anlage 6_Stellungnahmen GGFA-Vorstand, Sozialreferat, Sozialamt, Betei 94
TOP O 8 Jahresbilanz 2013 der Bildungs- und Teilhabeleistungen in der Stadt Erl

Beschlussvorlage 50/147/2014 102
Anlage 1 Gesamtbilanz der B- und T- Leistungen 2013 in Erlangen 50/14 106
Anlage 2 Kostenvergleich Mittagessen 2011 bis 2013 50/147/2014 107
Anlage 3 Kostenvergleich allgemeine B- und T- Leistungen 2011 bis 2013 108
Anlage 4 Finanzielle Bilanz der B- und T- Leistungen 2011 bis 2013 50 109

TOP O 9 Einfuhrung eines Erlangen Passes zur Foérderung der Teilhabe von Mensche
Beschlussvorlage 50/146/2014 110



Anlage 1 Fraktionsantrag Nr. 178-2013 vom 21.10.2013 50/146/2014

TOP O 10 Sachstandsbericht Erlanger Kulturtafel; Antrag-Nr. 011/2014 vom 21.01.

Beschlussvorlage 1V/049/2014
Antrag Nr. 011/2014 1V/049/2014
TOP O 11 Wiirdigung der Arbeit pflegender Angehériger
Beschlussvorlage 50/144/2014
Anlage 1 Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt
Anlage 2 Sitzungsvorlage Nr. 13-093-2013 aus der Stadtratssitzung vom
Anlage 3 CSU-Fraktionsantrag Nr. 80-2013 vom 13.05.2013 50/144/2014
TOP O 12 Sozialcharta in Bayern
Beschlussvorlage 50/142/2014
Anlage 1 Sozialcharta fur Bayern 50/142/2014
Inhaltsverzeichnis

113

115
117

118
120
121
123

124
125
133



	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2.2 Auszeichnung für das Projekt "Wohnen für Hilfe"
	Mitteilung zur Kenntnis  503/008/2014

	TOP Ö  2.3 Vergabe von Belegrechtswohnungen im Jahr 2013
	Mitteilung zur Kenntnis  503/009/2014
	Anlage 1 Grafiken zu Antragsteller und Freigemeldeter Wohnungen  503/009/2014

	TOP Ö  2.4 Weitergeltung des ÖPNV Sozialrabatts im Jahr 2014
	Mitteilung zur Kenntnis  50/143/2014
	Anlage 1 Eilverfügung des Oberbürgermeisters vom 11.12.2013  50/143/2014

	TOP Ö  3 Umsetzung Strategie Entwicklung von neuem Wohnungsbau in Erlangen hier auch: SPD-Fraktionsanträge 101/2013, 198/2013
	Beschluss Stand: 03.12.2013  611/216/2013
	Anlage 1: SPD-Fraktionsantrag 101/2013  611/216/2013
	Anlage 2: SPD-Fraktionsantrag 198/2013  611/216/2013

	TOP Ö  4 Antrag zum Haushalt 2014 - Arbeitsprogramme, Fraktionsantrag Grüne Liste Nr. 205/2013
	Beschluss Stand: 04.12.2013  VI/036/2013
	Anlage 1: Fraktionsantrag Nr. 205/2013 Grüne Liste  VI/036/2013

	TOP Ö  5 Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zum SGB II Vollzug in Erlangen
	Beschlussvorlage  50/141/2014
	Anlage 1 Eckwerte  50/141/2014
	Anlage 2 Mittelverbrauch  50/141/2014
	Anlage 3 Positionspapier Langzeitleistungsbezug  50/141/2014
	Anlage 4 Sachstandsbericht Dezember 2013 der GGFA  50/141/2014
	Anlage 4.1 Stellungnahme zum Zielerreichungsgrad  50/141/2014
	Anlage 4.2 Tabellen zur Kennzahlenqualität  50/141/2014

	TOP Ö  6 Praxis bei Eingliederungsvereinbarungen mit SGB II Empfängern
	Beschlussvorlage  50/148/2014
	Anlage 1 Abgestimmtes Protokoll des Sozialforums  50/148/2014
	Anlage 2 Fraktionsantrag Erlanger Linke Nr. 007-2013 vom 23.01.2013  50/148/2014
	Anlage 3 Schreiben Erlanger Sozialforum vom 02.01.2013  50/148/2014

	TOP Ö  7 Aufgabenerledigung und Struktur von Job-Center und Maßnahmeträger
	Beschlussvorlage  II/269/2013/1
	Anlage 1_Fragen zur weiteren Entwicklung der GGFA aus dem SGA_HFPA vom 6.3.2013  II/269/2013/1
	Anlage 2_Schreiben des StMAS vom 11.11.2013  II/269/2013/1
	Anlage 2_Stellungnahme Rechtsamt vom 17.12.2013  II/269/2013/1
	Anlage 3_OBM Schreiben vom 26.6.2013  II/269/2013/1
	Anlage 4_Antwortschreiben des StMAS vom 16.7.2013  II/269/2013/1
	Anlage 5_Bewertungsmatrix der Gestaltungsvarianten  II/269/2013/1
	Anlage 6_Stellungnahmen GGFA-Vorstand, Sozialreferat, Sozialamt, Beteiligungsmanagement, GGFA-Personalrat  II/269/2013/1

	TOP Ö  8 Jahresbilanz 2013 der Bildungs- und Teilhabeleistungen in der Stadt Erlangen
	Beschlussvorlage  50/147/2014
	Anlage 1 Gesamtbilanz der B- und T- Leistungen 2013 in Erlangen  50/147/2014
	Anlage 2 Kostenvergleich Mittagessen 2011 bis 2013  50/147/2014
	Anlage 3 Kostenvergleich allgemeine B- und T- Leistungen 2011 bis 2013  50/147/2014
	Anlage 4 Finanzielle Bilanz der B- und T- Leistungen 2011 bis 2013  50/147/2014

	TOP Ö  9 Einführung eines Erlangen Passes zur Förderung der Teilhabe von Menschen in Armut:
	Beschlussvorlage  50/146/2014
	Anlage 1 Fraktionsantrag Nr. 178-2013 vom 21.10.2013  50/146/2014

	TOP Ö  10 Sachstandsbericht Erlanger Kulturtafel; Antrag-Nr. 011/2014 vom 21.01.2014 von StRin Grille und StR Jarosch
	Beschlussvorlage  IV/049/2014
	Antrag Nr. 011/2014  IV/049/2014

	TOP Ö  11 Würdigung der Arbeit pflegender Angehöriger
	Beschlussvorlage  50/144/2014
	Anlage 1 Protokollvermerk aus der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen  50/144/2014
	Anlage 2 Sitzungsvorlage Nr. 13-093-2013 aus der Stadtratssitzung vom 12.12.2013  50/144/2014
	Anlage 3 CSU-Fraktionsantrag Nr. 80-2013 vom 13.05.2013  50/144/2014

	TOP Ö  12 Sozialcharta in Bayern
	Beschlussvorlage  50/142/2014
	Anlage 1 Sozialcharta für Bayern  50/142/2014


	Inhaltsverzeichnis

